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Die Menschen müssen einan-
der mit Vertrauen und Ach-
tung begegnen – auch im In-
ternet, fordert der Rathaus-
chef. Er verurteilt, wie sehr 
tumbe Rohheit in Wort und 
Tat um sich greift , wie Ein-
satzkräft e und Personen des 
öff entlichen Lebens angegrif-
fen werden.  Seite 15
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Ministerpräsident Dr. Markus Söder gemeinsam mit dem Vorsit-
zenden des Bayerischen Städtetags, Oberbürgermeister Dr. Kurt 
Gribl am Stand von Engagement Global. Bild: Staatskanzlei Von links: Franz Löffl  er, Präsident des Bayerischen Bezirketags 

und Bezirkstagspräsident der Oberpfalz, Marina Neubauer, Be-
zirkstagsmitglied von Oberbayern, Staatsminister Dr. Florian 
Herrmann, MdL, und Dr. Olaf Heinrich, Bezirkstagspräsident von 
Niederbayern.  Bild: Staatskanzlei

Bayerischer Städtetag in Augsburg: 

Digitale Gesellschaft . 
Digitale Städte 

Mit der Digitalisierung griff  der Bayerische Städtetag auf 
seiner Jahrestagung in Augsburg einen Veränderungspro-
zess in der Gesellschaft  und in den Städten auf, der häufi g 
als die vierte große Medienrevoluti on nach dem Erlernen 
der Sprache, der Entwicklung der Schrift  und der Erfi n-
dung des Buchdrucks eingestuft  wird. Den rund 330 De-
legierten und Gästen aus der Europa-, Bundes- und Lan-
despoliti k wurde Digitalisierung zum Anfassen geboten. 
Daneben fanden Fachvorträge und Praxisberichte in ei-
nem Forum statt . 

Anhand ausgewählter Bei-
spiele aus den Bereichen Digi-
tales Rathaus, Digitale Schule, 
Digitale Mobilität und Digitale 
Pfl ege und Gesundheit wurde 
Digitalisierung greifb ar und er-
lebbar. Bürgermeisterinnen und 
Bürgermeister waren eingela-
den, die Schulbank zu drücken. 
Sie erlebten Schulunterricht der 
Zukunft  mit Whiteboard, Tablets 
und Avatar. Auf der Mobilitäts-
stati on waren die Tagungsgäs-
te eingeladen, eScooter und So-
larauto selbst zu testen. Auf der 
Stati on Digitale Gesundheit und 
Pfl ege tauchten sie mit VR-Bril-
len in die digitale Welt ein. Im 
Digitalen Rathaus wiederum 
wurden Chatbots und Messen-
gerdienste präsenti ert. 

Bereits vor der Jahrestagung 
ging der staedtetag.blog online. 
Unter der Internetadresse staed-
tetag.blog werden verschiedene 
Aspekte der Digitalisierung von 
Autoren der Geschäft sstelle und 
der Fachwelt beleuchtet. Städ-
te und Gemeinden stellen darin 
eigene Projekte vor und dienen 

anderen Kommunen als Ideen-
pool. Mit dem staedtetag.blog 
schafft   der Bayerische Städtetag 
den digitalen Städten und Ge-
meinden in Bayern eine willkom-
mene Plattf  orm. 

Verlässlichkeit als Maßstab 
des Digitalisierungsprozesses

„Bei aller Begeisterung für das 
technisch Machbare darf Digita-
lisierung keinen Menschen zu-
rücklassen“, führte der Vorsit-
zende des Bayerischen Städte-
tags, Augsburgs Oberbürger-
meister Dr. Kurt Gribl, aus. Die 
Digitalisierung treibe die Städte 
zum Wandel und führe zum Ein-
satz smarter und digitaler Diens-
 (Fortsetzung auf Seite 4)

Für weltoff enen 
Heimatbegriff  

Jahrestagung des Bayerischen Bezirketags in Augsburg 

Je globaler die Welt wird, desto mehr gewinnt Heimat an 
Bedeutung. Der Bayerische Bezirketag diskuti erte im Rah-
men seiner Vollversammlung in Augsburg den Wert der 
Heimat in Zeiten von Flucht und Vertreibung. Außerdem 
ging es unter dem Mott o „Die endliche Heimat“ um aktu-
elle Themen wie Artensterben und Flächenfraß. 

Da der Heimatbegriff  nach 
wie vor oft  missbraucht wird, 
beschloss die Verbandsver-
sammlung ein Positi onspapier, 
das laut Bezirketagspräsident 
Franz Löffl  er die Funkti on eines 
Leitbildes hat. „Es soll Grund-
lage sein für weitere politi sche 
Diskussionen des Heimatbe-
griff s und künft ig bei Grundsatz-
fragen unserer regionalen Kul-
turarbeit und Heimatpfl ege he-
rangezogen werden.“ 

Solidarität und 
Kultur des Zusammenlebens

Mit der Resoluti on grenze 
man sich von allen ab, für die 
Heimat ein Synonym für Nati o-
nalismus und Egoismus ist. Für 
den Bezirketag stehe Heimat 
vielmehr für „Gemeinschaft s-
sinn, Solidarität und eine Kul-
tur des Zusammenlebens, die 
von Weltoff enheit, Toleranz und 
gegenseiti gem Respekt geprägt 
ist, unterstrich Löffl  er. 

Das Positi onspapier stelle 
auch klar, dass niemand ausge-
grenzt werden dürfe, beispiels-
weise wegen seiner Religion, 
Hautf arbe, Herkunft  oder Be-
hinderung. „Heimat ist eine ge-

meinsame Verpfl ichtung zur In-
tegrati on und Inklusion, beides 
sind Themen einer zukunft sge-
wandten Heimatpfl ege“, erläu-
terte der Präsident. Darüber hi-
naus werde auf die massiven 
Gefährdungen hingewiesen, die 
die Heimat als Natur- und Land-

 (Fortsetzung auf Seite 4)

Dritt es Energieministertreff en der Länder in Hannover:

Kooperati on 
und Tempo bei der 

Energiewende
Aiwanger: „Mehr gesicherte Leistungen für Süddeutschland, 

auch in Form von Gaskraft 

MÜNCHEN / HANNOVER Um die Energiewende gemein-
sam und erfolgreich zu gestalten, haben sich im Mai die 
Energieminister und -senatoren der Länder sowie des 
Bundes in Hannover auf ein gemeinsames Positi onspapier 
verständigt. In dem „Länderimpuls Energie“ bekräft igten 
die Minister und Senatoren die gesellschaft liche Bedeu-
tung der Energiewende für Deutschland und fordern eine 
konsistente Energiepoliti k. 

„Deutschland befi ndet sich 
gegenwärti g in einer entschei-
denden Phase der Energiewen-
de“, heißt es in dem Papier. 
„Um die nati onal und internati -
onal verbindlichen Klimaschutz-
ziele zu erreichen, besteht drin-
gender Handlungsbedarf.“ Der 
Weg zu einer CO2-freien und 
klimagerechten Energieversor-
gung müsse über die Länder-
grenzen hinweg besser koordi-
niert und Hemmnisse und Hür-
den abgebaut werden, sagen 
die Minister und Senatoren. Zu 
dem Treff en, an dem auch Bun-
deswirtschaft sminister Peter 
Altmaier teilnahm, hatt en der 

niedersächsische Energieminis-
ter Olaf Lies und seine Amtskol-
legen aus Bayern, Baden-Würt-
temberg und Nordrhein-West-
falen eingeladen.

Wichti ger Baustein für 
Klimaziele und
Wirtschaft swachstum

Im „Länderimpuls“ konkreti -
sieren die zuständigen Minis-
ter und Senatoren erforderli-
che Maßnahmen und Schrit-
te zum Gelingen der Energie-
wende. So müssen der Ausbau 
der Erneuerbaren Energien und 
 (Fortsetzung auf Seite 4)

Bild: Umweltministerium/Hollemann

Bayerischer Heimatt ag in Landshut: 

Lebensraum
Stadtregion?

Städte und ihr Umland sind multi funkti onal vernetzte Lebens-
räume. Mehr denn je haben sie heutzutage den zunehmenden 
Anforderungen unterschiedlichster Bevölkerungsgruppen Rech-
nung zu tragen. All diese miteinander konkurrierenden Ansprü-
che haben zur Folge, dass Städte und ihre umgebenden Orte und 
Landschaft en immer mehr zu komplexen Stadtregionen zusam-
menwachsen. Unterschiedliche Zugangsweisen zu diesem Thema 
bot der 40. Bayerischer Heimatt ag in Landshut unter dem Mott o 
„Stadtregionen – Lebensräume der Zukunft ?“. 

Nach der Begrüßung von Prof. 
Dr. Manfred Treml, Erster Vor-
sitzender des Verbandes baye-
rischer Geschichtsvereine, wur-
den in zwei Impulsreferaten die 
Wechselwirkungen zwischen ur-
banen Siedlungen und ihrem 
Umland aus der Sicht der Stadt 
und des Landkreises Landshut 
exemplarisch veranschaulicht. 

Oberbürgermeister Alexander
Putz erläuterte, dass sich das 
Gefühl der Verbundenheit zwi-

schen Stadt und Landkreis Lands-
hut inzwischen auch zunehmend 
in der Zusammenarbeit zeige. 

Regionales Wir-Gefühl

Inzwischen gebe es fast kein 
Thema mehr, das isoliert vonei-
nander betrachtet werden kön-
ne. So seien unter anderem der 
gemeinsam beantragte Schul-
bedarfsplan für weiterführen-
de Schulen in Stadt und Land-

kreis, aber auch und vor allem 
der Landshuter Verkehrsver-
bund ein deutliches Zeichen für 
ein regionales Wir-Gefühl, er-
gänzte stellvertretender Land-
rat Fritz Witt mann. Gemeinsam 
investi ere man in eine zeitgemä-
ße Infrastruktur, in die Gesund-
heitsversorgung und den Natur-
schutz in der Region. Kein Wun-
der also, dass man mitt lerwei-
le von der Region Landshut und 
nicht mehr getrennt von Stadt 
und Landkreis spreche. 

Mott o „Heimat akti v“

Mit musikalisch-literarischen 
Impulsen zum Leben in der 
Stadt gestaltete das Kulturrefe-
rat des Bezirks Niederbayern im 
Anschluss den kulturellen Teil 
des Abends. Dabei wurden die 
Landshuter Bürger dazu einge-
laden, selbst literarische Kurz-
texte zu verfassen. Heraus kam 
eine bunte Mischung, die zahl-
reiche Facett en der niederbaye-
rischen Regierungs- und Bezirks-
hauptstadt beleuchtete, vom
 (Fortsetzung auf Seite 2)



ZUM 75. GEBURTSTAG
Bürgermeister 

Dr. Wulf-Dietrich Kavasch 
86745 Hohenaltheim 

am 19.7.

ZUM 70. GEBURTSTAG
Bürgermeister Johann Wilhelm 

92543 Guteneck 
am 30.7.

ZUM 65. GEBURTSTAG
Bürgermeister Jakob Hartl 

85405 Nandlstadt 
am 18.7.

Bürgermeister Heinz Binder 
94142 Fürsteneck 

am 18.7.

Bürgermeister 
Dr. Matthias Ruhdorfer 

82069 Schäftlarn 
am 22.7.

Bürgermeister Thomas Reimer 
93333 Neustadt a. d. Donau 

am 23.7.

ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeister Anton Rothfischer 

93086 Wörth a. d. Donau 
am 22.7.

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister Rainer Krauß 

88149 Nonnenhorn 
am 25.7.

Bürgermeister Karl Lappe 
95490 Mistelgau 

am 26.7.

Bürgermeister Max Kressirer 
85464 Finsing 

am 27.7.

ZUM 50. GEBURTSTAG
Bürgermeister Bernd Schraud 

97262 Hausen 
am 19.7.

Oberbürgermeister 
Sebastian Remelé 
97421 Schweinfurt 

am 30.7.

Wir gratulieren

Hinweis in eigener Sache
Trotz aller Bemühungen sind unsere Daten nicht vollständig. Wir bitten deshalb 
um rechtzeitige Bekanntgabe der bevorstehenden runden Geburtstage.

Bayerischer Gemeindetag: 

Lasst den Gemeinden  
ihre Planungshoheit! 

Dr. Uwe Brandl: GRÜNE führen sich wie Zuchtmeister  
der Gemeinden und Städte auf 

Gemeindetagspräsident Dr. Uwe Brandl äußerte sich anläss-
lich einer Pressekonferenz der Grünen im Bayerischen Land-
tag zur Vorstellung ihres Entwurfs zur Änderung des Landes-
planungsgesetzes: „Die Grünen führen sich wie Zuchtmeister 
der bayerischen Gemeinden und Städte auf. Den Kommu-
nen gesetzlich vorschreiben zu wollen, dass sie pro Tag nicht 
mehr als 5 ha Fläche überplanen dürfen, ist nichts anderes 
als staatlicher Dirigismus in Reinkultur. Das werden wir nicht 
hinnehmen.“

Nach Ansicht des Präsidenten ist der Gesetzentwurf außer-
dem aller Voraussicht nach verfassungswidrig, „weil ein sol-
ches Gesetz massiv in die gemeindliche Planungshoheit ein-
greifen würde, wenn der Staat jeder Gemeinde nur ein be-
stimmtes Kontingent zur Überplanung zuweisen würde“. 

Die gemeindliche Entwicklung wäre über Jahre gehemmt, 
fürchten Bayerns Bürgermeister. Auch der Verteilmechanis-
mus halten sie für grob ungerecht. 

Der Bayerische Gemeindetag weist darüber hinaus darauf 
hin, dass die Begründung des Gesetzentwurfs falsch ist. „Es 
findet kein Flächen“fraß“ statt, wenn beispielsweise unbe-
baute Wiesen für Einfamilienhäuser mit Garten, Kindergär-
ten mit Spielflächen, Schulen mit Pausenhöfen oder Kranken-
häuser mit Ruhezonen bebaut werden. Es findet vielmehr ei-
ne Flächenumwandlung zugunsten der Bürgerinnen und Bür-
ger statt. Der Gesetzentwurf ist also ein Etikettenschwindel, 
sagte Gemeindetagspräsident Dr. Uwe Brandl. Er wies auch 
darauf hin, dass völlig unklar bliebe, wie die überplanbaren 
Flächen festgesetzt werden und wie kontrolliert werden sol-
le, ob die Gemeinde sich an die Festsetzungen hält. Brandl: 
„Der Gesetzentwurf verspricht den Bürgerinnen und Bürgern 
eine Scheinlösung. Die Haltung der GRÜNEN ist an Schizo-
phrenie nicht zu überbieten: Einerseits die ganze Welt retten 
zu wollen, indem man alle Menschen nach Deutschland ein-
lädt und die Grenzen aufmacht; andererseits dringend benö-
tigten Wohnraum und Sozialeinrichtungen verhindern, indem 
man durch Flächenbegrenzung die kommunale Planung blo-
ckiert oder ganz zum Erliegen bringt. Da kann man nur noch 
den Kopf schütteln.“  r

(Fortsetzung von Seite 1)
„größten Café der Welt“ über 
die „Leberkäs-Bank“ bis hin zu 
verschwundenen Orten. 

Bereits am Nachmittag des 
ersten Veranstaltungstages hat-
te sich das Kulturreferat des Be-
zirks Niederbayern unter dem 
Motto „Heimat aktiv“ am Info- 
stand in der Landshuter Altstadt 
präsentiert, gemeinsam mit den 
veranstaltenden und weiteren 
Institutionen (u. a. die nieder-
bayerischen Freilichtmuseen so-
wie die neu eröffnete Volksmu-
sikakademie in Bayern) sowie lo-
kalen Vereinen, musikalisch be-
gleitet vom Niederbayerischen 
Musikantenstammtisch. 

Am zweiten Tag wurden ver-
schiedene inhaltliche Aspekte 
in Fachvorträgen vertieft. Nach 
der Begrüßung von Johann 
Böhm, Landtagspräsident a. D. 
und Vorsitzender des Bayeri-

schen Landesvereins für Heimat-
pflege, sprach Bezirkstagspräsi-
dent Dr. Olaf Heinrich zum The-
ma „Kommunale Profilierung, 
sinnstiftende Rendite: Neue We-
ge in der Stadtentwicklung im 
ländlichen Raum“. Prof. Dr. Mar-
tin Ott, Institut für Fränkische 
Landesgeschichte der Universi-
täten Bamberg und Bayreuth, in-
formierte über das „Stadtbild im 
Wandel. Die Darstellung urbaner 
Räume in historischer Perspekti-
ve“, während sich Prof. Dr. Man-
fred Miosga, Universität Bay-
reuth, mit dem Thema „Stadtre-
gionen zukunftsfähig gestalten 
– Herausforderung für die Lan-
des- und Regionalplanung“ be-
fasste. Darüber hinaus erhielten 
die Tagungsteilnehmer mehr-
fach Gelegenheit, die Stadt und 
den Landkreis Landshut in Füh-
rungen, Exkursionen und Prä-
sentationen kennenzulernen. DK
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Bundeskabinett: 

Plan für gleichwertige 
Lebensverhältnisse 

Reaktionen von Deutschem Städtetag  
und Deutschem Landkreistag 

Ein Plan für Deutschland: Um in allen Regionen gleichwerti-
ge Lebensverhältnisse herzustellen, hat das Bundeskabinett ein 
umfangreiches Maßnahmenpaket beschlossen. Bundesinnen-
minister Seehofer, Bundesfamilienministerin Giffey und Bun-
deslandwirtschaftsministerin Klöckner stellten in Berlin ihre 
Schlussfolgerungen zur Arbeit der Kommission „Gleichwertige Le-
bensverhältnisse“ vor. 

Strukturschwachen Regionen 
soll künftig gezielter geholfen 
werden. Es gelte, sich auf die 
Regionen zu konzentrieren, die 
unter Abwanderung und Über-
alterung zu leiden hätten, denn 
das Problem der ungleichen Le-
bensverhältnisse sei keines nur 
zwischen Ost und West, beton-
te Bundesinnenminister Horst 
Seehofer. Die Arbeit der Kom-
mission sei die Basis für ent-
scheidende Weichenstellungen 
in Deutschland. 

12-Punkte-Plan

Dazu hat das Kabinett folgen-
de zwölf Punkte beschlossen:  
1. Mit einem neuen gesamtdeut-
schen Fördersystem struktur-
schwache Regionen gezielt för-
dern, 2. Arbeitsplätze in struk-
turschwache Regionen bringen, 
3. Breitband und Mobilfunk flä-
chendeckend ausbauen, 4.Mo-
bilität und Verkehrsinfrastruktur 
in der Fläche verbessern, 5.Dör-
fer und ländliche Räume stär-
ken, 6. Städtebauförderung und 
sozialen Wohnungsbau voran-
bringen, 7. Eine faire Lösung für 
kommunale Altschulden finden, 
8.Engagement und Ehrenamt 
stärken, 9. Qualität und Teilhabe 
in der Kindertagesbetreuung si-
chern, 10. Barrierefreiheit in der 
Fläche verwirklichen, 11. Mitein-
ander der Bürgerinnen und Bür-
ger in den Kommunen fördern, 
12. Gleichwertige Lebensver-
hältnisse als Richtschnur setzen. 

Aus Sicht von Burkhard Jung, 
Präsident des Deutschen Städ-
tetages, „wird das Konzept der 
Bundesregierung für gleichwer-
tige Lebensverhältnisse sicher 
keine Wunder bewirken. Was 
jetzt auf dem Tisch liegt, kann 
aber strukturschwachen Kom-
munen helfen.“ 

Gesamtdeutsches  
Fördersystem

Dass ein gesamtdeutsches För- 
dersystem für Ost und West, 
Nord und Süd, für Städte und 
ländliche Regionen kommen soll, 
sei richtig. „Hierfür werden Bun-
desprogramme zusammenge-

fasst und die Gemeinschaftsauf-
gabe Verbesserung der regiona-
len Wirtschaftsstruktur weiter-
entwickelt. Durch die Förderung 
wirtschaftsnaher Infrastruktur 
sollen sich Unternehmen leich-
ter ansiedeln und die Wettbe-
werbsfähigkeit strukturschwa-
cher Regionen gestärkt werden. 
So sollen beispielsweise der Tou-
rismus gefördert, in innovative 
Gewerbehöfe und interkommu-
nale Gewerbegebiete investiert 
sowie Industriebrachen revita-
lisiert und die Forschung unter-
stützt werden. Allerdings wird 
bisher keinerlei Aussage getrof-
fen, was der Bund hier finan-
ziell zusätzlich leisten will. Das 
Fördersystem wird nur dann 
neue Wirkung entfalten, wenn 
die Gelder dafür deutlich aufge-
stockt werden. Nötig ist das be-
sonders für die wirtschaftsnahe 
kommunale Infrastruktur.“ 

Problem der Altschulden

Ein Hoffnungsschimmer zeich-
ne sich beim Thema kommunale 
Altschulden ab. Das Problem der 
Altschulden sei für die betroffe-
nen Städte sehr gravierend, weil 
es ihren Handlungsspielraum 
für die Bürgerinnen und Bürger 
enorm einschränkt. Die kom-
munalen Kassenkredite belau-
fen sich auf 48 Milliarden Euro. 
Deshalb sei es gut, wenn sich der 
Bund prinzipiell bereit erklärt, an 
einer Lösung dieses Problems fi-
nanziell mitzuwirken. 

Allerdings lässt das Papier der 
Regierung mehrere Fragen of-
fen, hob Jung hervor: „Der Bund 
knüpft mögliche Hilfe bei Zins- 
und Tilgungslasten der Kommu-
nen an Bedingungen, vor allem 
an einen nationalen Konsens. 
Ob und wie ein solcher Konsens 
erreicht werden kann, muss da-
her intensiv besprochen wer-
den. Dabei wird der Bund sei-
ne Überlegungen konkretisieren 
müssen: Denn welcher Beitrag 
in einem solchen nationalen 
Konsens auf Bund, Länder und 
Kommunen entfallen sollte und 
wie Art und Umfang der Bun-
deshilfen aussehen könnten, ist 
bisher nicht erkennbar. ein sol-

cher Konsens erreicht werden 
kann, muss daher intensiv be-
sprochen werden.“ 

Die Ursachen hoher kommu-
naler Kassenkredite müssten in 
der Tat angegangen werden.  
Dazu zähle auch die hohe Belas-
tung der Kommunen mit Sozial-
ausgaben. „Der Deutsche Städ-
tetag ist sich daher mit allen Län-
dern einig, dass der Bund wirk-
sam helfen kann, wenn er sich 
stärker an den Unterkunftskos-
ten für Langzeitarbeitslose be-
teiligt. Diesen Vorschlag werden 
wir unabhängig von möglicher 
Hilfe des Bundes bei Zins- und 
Tilgungslasten der Kommunen 
in die Gespräche einbringen.“ 

„Das, was hier und heute auf 
dem Tisch liegt, ist leider nicht 
der große Wurf. Es handelt sich 
überwiegend um Programmsät-
ze und Appelle“, hob .Reinhard 
Sager, Präsident des Deutschen 
Landkreistags, hervor. Eine fi-
nanzielle Unterlegung, konkrete 
Zeitschienen und Umsetzungs-
schritte würden so gut wie nicht 
aufgezeigt. Dies sei zu wenig, ge-
rade angesichts der Handlungs-
notwendigkeiten, die der Bericht 
vollkommen zutreffend aufbe-
reitet. In den nächsten Wochen 
und Monaten komme es daher 
umso mehr darauf an, eine Kon-
kretisierung der Handlungsemp-
fehlungen zu erreichen. Nötig sei 
ein Ruck für die ländlichen Räu-
me. Hier sei die Bundesregie-
rung massiv gefordert. 

Folgende Punkte sind dem 
DLT besonders wichtig: 

1. Wir brauchen eine belast-
bare Zusage des Bundes, dass 
wir den flächendeckenden Aus-
bau von Glasfaser und Mobil-
funk bis spätestens 2025 umset-
zen. Schon im Koalitionsvertrag 
waren dazu 12 Mrd. Euro ver-
anschlagt. Diese Summe ist ein 
erster richtiger Schritt, der aller-
dings der Umsetzung bedarf. 

2. Die Förderung von lebendi-
gen Ortskernen sowie von klei-
nen Betrieben durch den Bund 
ist aufgrund des gravierenden 

Lebensraum Stadtregion ...

Strukturwandels in der Land-
wirtschaft anders als bisher zu 
ermöglichen. Dazu sind die ver-
fassungsrechtlichen Vorausset-
zungen im Hinblick auf eine in-
haltliche Erweiterung der Ge-
meinschaftsaufgabe „Agrarstruk- 
tur und Küstenschutz“ zu schaf-
fen. 

3. Landkreise, Städte und Ge-
meinden müssen wieder über-
all eigenständig finanziell hand-
lungsfähig sein, um den Men-
schen in den ländlichen Räumen 
die Leistungen und Infrastruktu-
ren bereitzustellen, die notwen-
dig sind. Dies ist Bedingung da-
für, dass die Menschen tatsäch-
lich dort leben können, wo sie 
leben wollen. Der Königsweg 
besteht darin, den Kommunen 
mehr Mittel über die Umsatz-
steuer – und zwar nach der Zahl 
der Einwohner statt wie bisher 
der Wirtschaftskraft – zukom-
men zu lassen. 

4. Die Länder müssen dauer-
haft garantieren, dass eine neue 
Verschuldung über Kassenkredi-
te unterbleibt und damit die fi-
nanzielle Mindestausstattung 
jeder einzelnen Kommune durch 
alle Länder erfolgt. Der Bund 
betrachtet dies zu Recht als un-
verzichtbare Voraussetzung für 
eine zu prüfende einmalige Hil-
festellung bei den durch die Län-
der und Kommunen abzutra-
genden Altschulden. 

5. Schließlich erwarten wir 
jetzt eine verlässliche Aussa-
ge des Bundes zur Umsetzung 
der Neuansiedlung und Aus-
gründung von (Bundes-)Behör-
den und Forschungseinrichtun-
gen. Hierzu gehört es klar zu be-
nennen, wie viele Arbeitsplätze 
bis wann in welche Gebiete ver-
lagert oder künftig aufgebaut 
werden sollen und welche Effek-
te damit für die Menschen vor 
Ort, die Unternehmensstruktur 
und die Kommunen erzielt wer-
den können. 

„Wir erwarten im weiteren 
Verlauf entscheidende Fort-
schritte, die den Menschen in 
der Fläche absehbar echte Mehr-
werte bringen“, so der DLT-Präsi-

dent. Dazu zählten auch die ent-
sprechenden finanziellen Mittel 
– beispielsweise für den Glasfa-
serausbau, die flächendeckende 
Mobilfunkversorgung oder För-
derimpulse für die Wirtschaft. 
„Anderenfalls kostet das Ab-
hängen ganzer Landstriche weit 
mehr als nur Geld.“  DK

Wer CO2 ausstößt, zahlt: 

Klimaschutz oder Abzocke? 
Jeder soll für eine ausgestoßene Tonne des CO2-Treibhausgases 
50 Euro zahlen – ob Bürger oder Unternehmer. Für das Modell ei-
ner CO2-Bepreisung zum angeblich besseren Klimaschutz warben 
die Redner von Bündnis 90/Die Grünen in einer Aktuellen Stun-
de im Bayerischen Landtag. Harsche Kritik kam von den anderen 
Fraktionen. CSU-Fraktionschef Thomas Kreuzer bezeichnete die 
Initiative als „reine Abzocke“. 

Nach Vorstellungen der Grü-
nen sollen Bürger und Unter-
nehmen für eine ausgestoße-
ne Tonne CO2 50 Euro zahlen. 
Im Gegenzug würde jeder Bür-
ger pro Jahr ein „Energiegeld“ 
von 100 Euro erhalten. Unter 
dem Strich werde damit klima-
schonendes Verhalten belohnt, 
erklärte Grünen-Fraktionschef 
Ludwig Hartmann. Das sei ein 
„faires Geld-zurück-System“ mit 
klarer Lenkungswirkung. Hart-
mann betonte die Notwendig-

keit eines raschen Handelns ge-
gen die Erderwärmung. Die von 
Bundes- und Staatsregierung 
getroffenen Maßnahmen reich-
ten seiner Ansicht nach nicht 
aus, weil der CO2-Ausstoß in 
Deutschland und Bayern seit 
mehreren Jahren nicht mehr 
rückläufig sei. Nach Hartmanns 
Ansicht kann das Modell der 
CO2-Bepreisung in Verbindung 
mit dem Energiegeld schnell 
eingeführt werden, sei aufkom-
mensneutral und motiviere Bür-

ger und Wirtschaft zu klima- 
freundlichem Verhalten.  

CSU-Fraktionsvize Alexander 
König war empört. Er warf den 
Grünen vor, mit ihrem Modell 
eine Lösung für die Klimaprob-
lematik vorzugaukeln. Die von 
Hartmann behauptete Lenkungs- 
wirkung sei nirgends belegt. Die 
Schwankungen bei den Ben-
zin- und Diesel-Preisen in der 
Vergangenheit hätten gezeigt, 
dass Preisaufschläge von bis zu 
30 Cent je Liter nichts am Ver-
brauch änderten. CO2-Preis und 
Energiegeld seien deshalb reine 
Umverteilungspolitik, die viele 
Bürger und vor allem Unterneh-
men mehr belasten werde. 

Täuschung und Populismus

CSU-Fraktionschef Thomas 
Kreuzer sprach gar von „reiner 
Abzocke“. Die Grünen betrieben 
„Täuschung und Populismus“. 
Das Problem des Klimawandels 
lasse sich nur durch technischen 
Fortschritt lösen. 

Angstmache  
der bittersten Sorte 

Rainer Ludwig von den Frei-
en Wählern bezeichnete die 
CO2-Bepreisung hat große Vor-
behalte gegenüber einer allge-
meinen CO2-Bepreisung. Für 
viele Probleme biete das Modell 
der Grünen keine Lösung. Es füh-
re zu sozialen Härten für Gering-
verdiener und Berufspendler so-
wie zur Überforderung der Wirt-
schaft. Zudem könnten die Men-
schen im ländlichen Raum, die 
für ihre Mobilität auf das Auto 
angewiesen sind, dem CO2-Preis 
nicht ausweichen. Ludwig ver-
wies auf den Koalitionsvertrag 
von CSU und FREIEN WÄHLERN, 
der konkrete Ziele zum Klima-
schutz beinhalte. Die Pläne dazu 

würden konsequent umgesetzt.
Wirtschaftsminister Hubert 

Aiwanger (Freie Wähler) unter-
stellte den Grünen „Angstmache 
der bittersten Sorte“. Statt in der 
Klimafrage Weltuntergangsstim-
mung zu verbreiten, brauche es 
vernünftige Lösungen, die Um-
weltschutz und Wirtschaftspoli-
tik vereinten. 

Nach Ansicht von Florian von 
Brunn (SPD) kann eine sozialver-
träglich gestaltete CO2-Beprei-
sung nur ein Baustein in der Kli-
maschutzpolitik sein. Dazu gehö-
re auch eine konsequente Ener-
gie- und Verkehrswende. Statt 
wie die Grünen einen „medialen 
Budenzauber“ zu veranstalten, 
sollte vor Beschlüssen das von 
Bundesumweltministerin Sven-
ja Schulze in Auftrag gegebene 
Gutachten zu einer wirtschaft-
lich soliden und sozial gerech-
ten CO2-Bepreisung abgewartet 
werden, forderte von Brunn.

FDP-Fraktionschef Martin Ha-
gen warb als Alternative für ein 
erweitertes Modell des europäi- 
schen Emissionshandels. Der 
Markt könne den Preis für den 
CO2-Ausstoß am besten regeln. 
Es sei „grüne Hybris“ zu glauben, 
den richtigen Preis selbst festle-
gen zu können. 

Ingo Hahn (AfD) hielt den Grü-
nen wegen des aus seiner Sicht 
keinesfalls gesicherten Klima-
wandels „gesinnungspolitische 
Schnellschüssigkeit“ vor. De-
ren Vorschlag triebe ohne Not 
die Belastung von Bürgern und 
Wirtschaft nach oben. Zudem 
sei in dieser Frage ein nationaler 
Alleingang ein „Irrweg“. 

Zukunft Klimaschutzgesetz 

Bis Ende 2019 soll ein Klima-
schutzgesetz stehen, das sicher-
stellt, dass bis 2030 die geplan-
ten 55 Prozent weniger an Treib-
hausgasen ausgestoßen werden 
als 1990. Dass Klimathema wird 
voraussichtlich zu einem poli-
tisch aufgeladenen Schon der 
Ausbau der erneuerbaren Ener-
gien litt unter einem Gerechtig-
keitsdefizit. Jeder Bürger zahlt 
über den Strompreis die Erneu-
erbare-Energien-Umlage (EEG), 
derzeit 6,405 Cent je Kilowatt-
stunde.  Anja Schuchardt
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es gibt fast nichts Schöne-
res als unter dem weiß-blau-
en Himmel der Bayern zu lie-
gen und die Sonne zu genie-
ßen. Dies haben sich in den 
vergangenen Wochen sicher-
lich viele unserer Mitbürger 
in Anbetracht des sommer-
lichen Wetters gedacht. Die-
jenigen, die Urlaub nehmen 
konnten, hatten Glück. Ein 
anderer Teil schwitzte mehr 
oder weniger bei der Arbeit. 
Profitiert von den heißen Temperaturen ha-
ben gerade die Jüngsten unserer Gesellschaft. 
Denn für die Schüler gibt es Hitzefrei-Regelun-
gen an den Schulen. In der Folge waren unsere 
kommunalen Freibäder von zahlreichen Schü-
lern gesäumt, die in den Genuss einer willkom-
menen Abkühlung kamen. Stichwort Freibä-
der – gut, dass es sie gibt. 

Damit dies auch in Zukunft so bleibt hat die 
KPV sich für deren flächendeckenden Erhalt 
stark gemacht und eine Unterstützung des 
Freistaates für kommunale Schwimmbäder 
gefordert – mit Erfolg! Der bayerische Landtag 
hat über das Finanzausgleichsgesetz (FAG) die 
Förderung auf kommunale Freibäder (Art. 10 
FAG) ausgeweitet. Der Freistaat Bayern stärkt 
dadurch den Kommunen den Rücken und un-
terstützt deren Investitionspotenzial für die 
öffentlichen Bäder. So fließen seit 2019 um die 
50 Millionen Euro in die kommunale Bäderför-
derung. Dies ist insbesondere ein Erfolg der 
KPV, die sich dafür – mit mehreren Schreiben 
und öffentlichen Forderungen – nachdrück-
lich bei der bayerischen Staatsregierung und 
in Rücksprache mit den kommunalen Spitzen-
verbänden eingesetzt hat. 

Unsere KPV-Initiative ha-
ben wir auch vor dem Hin-
tergrund gestartet, dass im-
mer weniger Kinder schwim-
men können. So ist der schu-
lische Schwimmunterricht ein 
essentieller Beitrag zur Erlan-
gung der Schwimmfähigkeit. 
Zu diesem Zweck brauchen 
wir im Freistaat eine ausrei-
chende Anzahl an Bädern zur 
Beschulung. 

Öffentliche Bäder sind aber 
nicht nur die Grundlage für 
den Schwimmunterricht an 
Schulen, sie verkörpern auch 

ein Stück Lebensqualität, sind gesundheits-
förderlich und gehören als wichtiger Bestand-
teil zu unserer Erholungs- und Freizeitkultur in 
den Kommunen. Gerade im ländlichen Raum 
– im Sinne der gleichwertigen Lebensverhält-
nisse im gesamten Freistaat – spielt dies eine 
große Rolle. So wird durch das neue FAG die 
Sanierung von Bädern über das Schulschwim-
men hinaus gefördert. Dies ist ein Erfolg der 
KPV und ein Gewinn für die Kommunen und al-
le „Wasserratten“. 

Trotz des anlaufenden Einstiegs in die För-
derung ist der Sanierungsrückstau für alle 
kommunalen Bäder enorm. So wurde der In-
vestitionsbedarf von Städtetag und Gemein-
detag in Bayern auf über 1,2 Milliarden Euro 
geschätzt. Aus Sicht der KPV wird deshalb die 
Praxis zeigen, dass eine Ausweitung der Förde-
rung zwingend notwendig wird. 

In diesem Zusammenhang nicht zu verges-
sen: Die meisten öffentlichen Bäder sind mas-
sive Zuschussbetriebe und für die Gemein-
den auch abseits der Investitionskosten nicht 
leicht zu schultern. Damit in Zukunft aber wie-
der mehr Kinder schwimmen lernen und sich 
die Bürger an heißen Tagen in den kommuna-
len Freibädern eine willkommene Abkühlung 
verschaffen können, sind in Summe weiter-
hin große Anstrengungen auf allen politischen 
Ebenen nötig. Als KPV bleiben wir dran an dem 
Thema, unter anderem beim kommenden 
Spitzengespräch zum kommunalen Finanz- 
ausgleich. 

GZ KOLUMNE
Stefan Rößle

Die KPV macht sich 
stark für kommunale 

Schwimmbäder

Liebe Leserinnen
und Leser,

Ihr Stefan Rößle
Landesvorsitzender der KPV Bayern
Landrat des Landkreises Donau-Ries

Ministerratssitzung in München: 

Blickpunkt  
Gesundheitsversorgung 

Die Gesundheitsversorgung in Bayern stand bei der jüngsten Sit-
zung des bayerischen Kabinetts der Staatsregierung ganz oben 
auf der Tagesordnung. Dabei wurde unter anderem das Startsig-
nal für weitere kräftige Investitionen in den Bau bayerischer Kran-
kenhäuser gegeben. Für insgesamt 17 neue Bauprojekte in den 
Jahren 2020 bis 2023 investiert der Freistaat rund 442 Millionen 
Euro. Insgesamt wird der jährliche Krankenhausförderetat von 
derzeit rund 643 Millionen Euro fortgeführt. 

Die neuen Bauvorhaben ver-
teilen sich auf alle sieben Re-
gierungsbezirke. Herausragen-
de Projekte sind die Baumaß-
nahmen an der München Klinik 
Harlaching (157,20 Millionen Eu-
ro), am Krankenhaus Rummels-
berg Schwarzenbruck (63,51 
Millionen Euro), am Bezirkskli-
nikum Obermain in Ebensfeld 
(59,02 Millionen Euro), am Klini-
kum St. Marien Amberg (33,27 
Millionen Euro), an der Kreiskli-
nik Mindelheim (24,40 Millionen 

Euro), an der Main-Klinik Och-
senfurt (21,53 Millionen Euro) 
sowie an der Klinik Mallersdorf 
(18,80 Millionen Euro). 

Mit aktuell 414 zugelassenen 
Krankenhäusern verfügt der 
Freistaat über ein engmaschi-
ges Netz von Versorgungsstand-
orten, die sich optimal ergänzen. 
In den vergangenen zehn Jahren 
wurden etwa 4,8 Milliarden Euro 
für Investitionen an bayerischen 
Kliniken ausbezahlt und damit 
kräftig und verlässlich investiert. 

Dabei liegt Bayern mit Investiti-
onen in Höhe von 49 Euro pro 
Einwohner deutlich über dem 
Durchschnitt der Bundesländer 
(ca. 35 Euro pro Einwohner). 

Wie Ministerpräsident Dr. 
Markus Söder erläuterte, „wol-
len wir noch bessere Kranken-
häuser in Bayern. Darum inves-
tieren wir massiv in Bau, Qua-
lität und Ausstattung. Die neu-
en Projekte zeigen, dass wir es 
ernst meinen mit gleichwer-
tigen Lebensverhältnissen im 
ganzen Land. Gesundheit ist un-
ser höchstes Gut und daher ge-
ben wir viel Geld dafür aus.“ 

Beschlossen wurde zudem 
das Konzept für das neue hoch-
schulübergreifende Bayerische 
Zentrum für Krebsforschung 
(BZKF). Mit dieser neuen Ein-
richtung werden die Kräfte aller 
sechs bayerischen Universitäts-
kliniken und medizinischen Fa-
kultäten im Freistaat gebündelt. 

Innovationen  
schnell und flächendeckend

Geplant ist, dass die interdis-
ziplinär vernetzten Forschungs-
gruppen standortübergreifend 
gemeinsame Strukturen nutzen. 
Allen Krebspatienten in Bayern 
soll es möglich sein, an sog. frü-
hen klinischen Studien teilzu-
nehmen und von neuen Thera-
pieoptionen zu profitieren. In-
novationen sollen schnell und 
flächendeckend in die klinische 
Versorgung mit wohnortnahem 
Zugang übernommen werden. 
Außerdem wird durch das neue 
Zentrum die Möglichkeit für Be-
troffene, Angehörige und inte- 
ressierte Bürger geschaffen, 
sich über einen zentralen Infor-
mationsdienst wissenschaftlich 
fundiert informieren zu können. 
Möglich wird dies durch einheit-
liche Grundstrukturen an al-
len Universitätsklinik-Standor-
ten, die internationalen Stand- 
ards entsprechen und ver- 

Finanzminister Füracker im Münchner Presseclub:

„Steuer zahlen muss Spaß machen!“
Nach dem Regierungschef ist Finanzminister Albert Füracker als 
Herr der Kassen zwar der mächtigste Politiker im Freistaat, doch 
er scheut den lauten Auftritt. Dabei kann sich das Ergebnis seiner 
Arbeit sehen lassen: Knapp 125 Milliarden schwer ist sein erster 
Doppelhaushalt mit dem auch teure Wahlversprechen der Koali-
tionsparteien finanziert werden können. Im Presseclub diskutier-
te Füracker mit dem Vorsitzenden Peter Schmalz unter anderem 
über die Reform der Grundsteuer, das Versagen der EU, die Zu-
kunft der Landesbank und den Vorwurf an die Kommunen mit 
der Ausweisung von Gewerbeflächen nur Geld machen zu wollen.

„Als Finanzminister bin ich im-
mer in einem Spannungsfeld: 
die einen klagen, wir investieren 
zu wenig, die anderen kritisie-
ren, wir geben zu viel Geld aus.“ 
Trotz der Kritik an der Haushalts-
führung des Freistaats, sieht Fi-
nanzminister Albert Füracker 
sein Land für die Zukunft gut ge-
rüstet. „Wir haben beim Doppel-
haushalt 2019/20 klare Schwer-
punkte gesetzt: Familienpolitik, 
Pflege und Forschung und Ent-
wicklung. So schaffen wir mit 
dem Haushalt 4.300 neue Stel-
len, davon 2.200 an den Schulen 
und 1.000 bei der Polizei.“ Insge-
samt sieht der Doppelhaushalt 
2019/20 Gesamtausgaben in 
Höhe von 124,7 Milliarden Euro 
vor. Das entspricht einem durch-
schnittlichen Zuwachs von 4,5 
Prozent pro Jahr. 

Ein Grund für das neue Re-
kordhoch sei, dass die Koalition 
eine Fülle von Wahlversprechen 
aus dem Landtagswahlkampf 
2018 mit finanzieren müsse, 
rechtfertigte sich Füracker. Bei-
spielsweise schlagen die neuen 
Sozialleistungen wie das Famili-
en- und das Pflegegeld, das Bau-
kindergeld und die Ausweitung 
der Beitragsfreiheit für den Ki-
ta-Besuch mit rund 1,5 Milliar-
den Euro pro Jahr zu Buche. 

Größter Einzelposten des 
Haushalts sind dabei die Fi-
nanzzuweisungen des Frei-
staats an seine Kommunen. Sie 
steigen 2019 auf 9,6 und 2020 
auf knapp 10 Milliarden Euro. 
„Noch nie hat der Freistaat sei-
nen Kommunen so viel Geld ge-
geben wie jetzt“, sagte Füra-
cker. Der Anteil der Kommu-
nen steigt am Gesamtsteu-
eraufkommen 2020 dank des 
Wegfalls der Gewerbesteuer- 
umlage im Rahmen des Länder-
finanzausgleichs von 12,75 auf 
15 Prozent – eine einstige Forde-
rung der Freien Wähler. 

Füracker plant  
Einfach-Grundsteuermodell

Die geplante Kompromissre-
gelung zur Reform der Grund-
steuer der Großen Koalition be-
grüßte Füracker. Wie die Steuer 
künftig genau berechnet wird, 
ist zwar noch nicht bekannt. 
Aber die Länder sollen neue 
Rechte bei der Berechnung be-
kommen, denn die Einigung be-
inhaltet eine Öffnungsklausel für 
die Länder. 

Die Grundsteuer fließt den 
Kommunen zu, die so jährlich 
rund 14 Milliarden Euro einneh-
men. Befürchtet wird, dass Öff-
nungsklauseln zu einem bun-
desweiten Flickenteppich bei 
der Grundsteuer führen könn-
ten. Eine solche Klausel erlaubt 
den Ländern aber, von den ei-
gentlich vereinbarten Regelun-
gen zur Berechnung der Grund-
steuer individuell abzuweichen. 
Die Abweichungen sollen aber 
keinen Einfluss auf den Finanz-
ausgleich unter den Ländern ha-
ben. Für Bayern werde ein „un-
bürokratisches Einfach-Grund-
steuermodell“ gelten, kündigte 
Füracker an. Das heißt: die Steu-
er soll anhand der Grundstücks-
fläche berechnet werden. Der 
Wert des Grundstücks wird kei-
ne Rolle spielen. Dadurch wird 
es unerheblich, ob es sich um ein 
Grundstück in teureren Stadtge-
bieten oder auf dem Land han-
delt. „Das Modell des Bundes-
finanzministers zur Reform der 
Grundsteuer ist viel zu kompli-
ziert und unglaublich bürokra-
tisch, weil die Bodenrichtwer-

te grundlegendes Element sein 
sollen. Alleine in Bayern würden 
wir zur Umsetzung der neuen 
Grundsteuer etwa 2.500 Steu-
erbeamte zusätzlich benötigen, 
da sechs Millionen Objekte neu 
bewertet werden müssten. Das 
Gesetz hätte zudem alle sieben 
Jahre eine Steuererhöhung be-
deutet“, kritisierte Füracker. 

Noch vor der Sommerpause 
soll der Gesetzentwurf in den 
Bundestag kommen, um noch 
in diesem Jahr in Kraft treten zu 
können. „Ich bekomme bereits 
Anfragen der anderen Finanz-
minister der Länder. Sie planen 
unser Modell zu übernehmen. 
Wir wollen, dass die Grundsteu-
er auf möglichst wenigen Kriteri-
en beruht, damit sie sowohl für 
die Bürger und Unternehmer als 
auch für die Verwaltung einfach 
administrierbar ist. Sie soll des-
halb ausschließlich nach physi-
kalischen Größen, wie Grund-
stücksgröße und Wohn- bzw. 
Nutzfläche, ermittelt werden. 
Diese Größen sind nicht streit- 
anfällig und vermeiden in Zeiten 
steigender Immobilienpreise ei-
ne Steuererhöhung durch die 
Hintertür“, erklärte der Minister. 

Sorgen um die EU

Das Ringen in Brüssel um den 
Posten des neuen EU-Kommis-
sionspräsidenten bewertete der 
Finanzminister als extrem enttäu- 
schend. „Vor der Wahl herrschte 
in der Bevölkerung eine wahre Eu-
ropabegeisterung. Jetzt mache 
ich mir Sorgen darüber, dass das 
Europa, das wir uns wünschen, 
derzeit demokratisch erschüt-
tert wird. Was aktuell in Brüssel 
passiert, ist Wahnsinn. Alle ne-
gativen Klischees sind durch das 
Gezerre bestätigt worden. An-
statt zu sagen: Die EVP war die 
stärkste Partei und Manfred We-
ber ihr Spitzenkandidat. Demo-
kratietechnisch hätte das zum 
Erfolg führen müssen. Zudem 
verstärken die wochenlangen 
Diskussionen den Eindruck bei 
den Menschen, den Politikern 
gehe es nur um Ämter“, bedau-
erte Füracker. Wie Manfred We-
ber mit der Situation aktuell um-
gehe, bezeichnete sein CSU-Kol-
lege als „honorig“. 

Keine Super-Bank

Die Bayerische Landesbank 
hat den Steuerzahler viel Geld 
gekostet. Jetzt geht es ihr wie-
der gut. Es gab 2018 einen Ge-
winn vor Steuern von fast 900 
Millionen Euro und erstmals 
wieder eine Dividende: 175 Mil-
lionen Euro bekommen die bei-
den Eigentümer, zu 75 Prozent 
der Freistaat Bayern, zu 25 Pro-
zent Bayerns Sparkassen. 

Doch wie geht es jetzt weiter? 
Der deutsche Sparkassenprä-
sident Helmut Schleweis wür-
de aus den noch fünf Landes-
banken am liebsten ein einziges 
schlagkräftiges Zentralinstitut 
formen. Der wichtigste Entschei-
der auf Seiten des Freistaats in 
dieser Sache ist Füracker, dessen 
Ressort für die Beteiligungen des 
Landes zuständig ist. Füracker 
steht der Super-Landesbank al-
lerdings „mit größerer Skepsis 
gegenüber“, sagte er. Die Frage 
für ihn ist, ob sich das Geschäfts-
modell dadurch verbessere, dass 
aus mehreren Landesbanken ei-
ne einzige wird. „Man wird nicht 
allein deswegen erfolgreich, weil 
man fusioniert“, sagte er. Es ge-
he darum, ein tragfähiges Mo-
dell angesichts der niedrigen 

Zinsen, zunehmender Digitalisie-
rung, hoher regulatorischer An-
forderungen und geopolitischer 
Risiken zu finden.  

In Bayern werden bisher rund 
zwölf Prozent der Gesamtflä-
che für Siedlung und Verkehr ge-
nutzt. Das ist weniger als im Bun-
desdurchschnitt (13,8 Prozent) 
und weniger als in allen ande-
ren westdeutschen Flächenlän-
dern. Nordrhein-Westfalen etwa 
ist mit 22,9 Prozent fast doppelt 
so stark verbaut. Trotzdem wird 
das Thema Flächenverbrauch im 
Freistaat viel leidenschaftlicher 
diskutiert als in anderen Bun-
desländern. Die Gewerbesteuer 
und die Konkurrenz um Unter-
nehmensansiedlungen befeu-
ern dabei den Flächenverbrauch 
enorm. 

Wohnen braucht Fläche

Doch während in der aktu-
ellen Debatte um den Flächen-
verbrauch fast immer Gewerbe-
gebiete im Mittelpunkt stehen, 
wird eine andere Ursache kaum 
diskutiert: die Fläche, die wir be-
wohnen. Allein im Zeitraum 2014 
bis 2016 ist in Bayern doppelt so 
viel Fläche für Wohnen wie für 
Gewerbe verbaut worden (Quel-
le: BR Data). „Der Aufschrei nach 
mehr Unternehmensansiedlun-
gen und qualifizierten Arbeits-
plätzen im ländlichen Raum ist 
groß. Allein im vergangenen Jahr 
hat die Bevölkerung in Bayern 
um 80.000 Menschen zugenom-
men. Dass damit der Flächenver-
brauch steigt, ist natürlich. Ge-
meinden vorzuwerfen, sie wei-
sen Gewerbeflächen nur wegen 
höherer Einnahmen aus, halte 
ich für falsch“, sagte Füracker. Er 
plädierte hingegen dafür, dass 
noch mehr Firmen sich außer-
halb der Städte ansiedeln wür-
den. „Wichtig dabei ist, dass wir 
Kommunen nicht nur Anreize ge-
ben Gewerbegebiete auszuwei-
sen, sondern wir müssen auch 
erreichen, dass sich die Men-
schen in der Nähe ihrer Arbeits-
plätze ansiedeln.“ Solange Ge-
werbegebiete nicht bebaut sei-
en, werden sie seiner Meinung 
nach zudem bewirtschaftet, 
auch wenn sie ausgewiesen sind.

„Delle ist möglich“

Wie sieht der Finanzminister 
der Zukunft entgegen? „Nach 
zehn Jahren Prosperität ist sicher 
mal eine Delle möglich. Aber für 
mich entscheidend ist: Wir ma-
chen weiter keine neuen Schul-
den, bauen alte Schulden konse-
quent ab und halten ausreichen-
de Reserven vor. Seit 2012 ha-
ben wir alte Schulden in Höhe 
von rund 5,6 Milliarden Euro zu-
rückgeführt. Für Ende 2020 sind 
5 bis 6 Milliarden Euro Rücklagen 

netztes Arbeiten ermöglichen. 
Stichwort Notfallmedizin: Da-

mit auch in Zukunft eine opti-
male Patientenversorgung si-
chergestellt werden kann, hat 
der Ministerrat nach einer er-
folgreichen Pilotphase in Strau-
bing entschieden, den „Telenot-
arzt Bayern“ bayernweit einzu-
führen. Damit verbessert die 
Staatsregierung das hohe Ni-
veau der notfallmedizinischen 
Versorgung in Bayern weiter. 

Zusätzliches Expertenwissen

Die Telemedizin ermöglicht 
es dem Personal am Einsatzort, 
bei der Untersuchung, Über-
wachung und Behandlung des 
Patienten, auf zusätzliches Ex-
pertenwissen zurückzugreifen. 
Mit Einverständnis des Patien-
ten können direkt vom Einsatz- 
ort oder aus dem Rettungswa-
gen Videos, Fotos und Vitalda-
ten wie EKG-Werte in Echtzeit 
an den Telenotarzt übertragen 
werden. Dieser macht sich dann 
ein Bild von der medizinischen 
Situation und kann beispiels-
weise die Gabe lebensretten-
der Medikamente veranlassen, 
noch bevor ein Notarzt beim Pa-
tienten eintrifft. Damit hilft der 
Telenotarzt, noch schneller Le-
ben zu retten. Er ersetzt da-
bei keine Notärzte vor Ort, son-
dern stärkt die Hilfe und unter-
stützt das Rettungsdienstperso-
nal bestmöglich. 

Da die Staatsregierung recht-
liche Klarheit bei der Lebensret-
tung durch Notfallsanitäter will, 
wird sie eine Bundesratsinitiati-
ve für eine Änderung des Not-
fallsanitätergesetzes initiieren: 
Der Notfallsanitäter soll auch 
in Abwesenheit eines Arztes 
rechtssicher das machen dür-
fen, was zur Lebensrettung des 
Patienten notwendig ist. Neben 
besserer Hilfe für Patienten be-
deutet dies auch Rechtsklarheit 
für die Sanitäter.  DK

prognostiziert. Jetzt müssen wir 
im Nachtragshaushalt noch rund 
50 Millionen Euro für den Arten-
schutz festlegen. Im Vergleich 
zu anderen Bundesländern hat 
sich unser Haushalt damit po-
sitiv entwickelt.“ Auf die Frage, 
wie er den Neid der Finanzminis-
ter der anderen Länder ertrage, 
antwortete Füracker, da sei kein 
Neid, aber er sei besorgt. „Wir 
reden über den Osten, die Koh-
leausstiegsländer und bei den 
Bayern heißt es: Denen geht’s 
ja wunderbar, die können zah-
len! Da brauchen wir gesundes 
bayerisches Selbstbewusstsein, 
um zu zeigen, dass nichts von al-
lein komme.“ Und mit einem Au-
genzwinkern fügte er hinzu: „Ihr 
könnt euch sicher sein: Ich passe 
auf eure Gelder auf. Steuern zah-
len muss im Freistaat Spaß ma-
chen!“  Anja Schuchardt
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schaftsraum durch Zersiede-
lung, Flächenverbrauch oder die 
Zerstörung der natürlichen Res-
sourcen bedrohen. „Heimat ob-
liegt einer gemeinsamen Ver-
antwortung, die zum nachhal-
tigen Planen, Wirtschaften und 
Bauen, zum Erhalt der Artenviel-
falt und zum Schutz des Klimas 
verpflichtet“, resümierte Löffler. 

Unterstützung aus  
der Staatskanzlei

In seiner Festrede würdig-
te der Bayerische Staatsminis-
ter für Bundes- und Europaan-
gelegenheiten und Medien, Dr. 
Florian Herrmann, MdL, die Ar-
beit und Verdienste der dritten 
kommunalen Ebene. Menschen 
direkt in den Regionen Heimat 
zu geben, gelinge den Bezirken 
auf vorbildliche Weise. Dabei 
sei Heimat kein ausgrenzender, 
sondern ein integrierender Be-
griff. Menschen Heimat zu ge-
ben, sei auch Aufgabe der Poli-
tik. Letztlich stelle sich aber je-
der Mensch etwas Anderes un-
ter dem Begriff der Heimat vor, 
so Herrmann. 

Mit Blick auf die Pflegeberufe- 
reform sagte der Staatsminis-
ter den Bezirken seine Unter-
stützung zu. Gut ausgebildete 
Fachkräfte seien die wichtigs-
te Grundlage, weshalb es auch 
klar sein müsse, dass gute Pfle-
ge Geld kostet. Hier gebe es ein 
Einvernehmen zwischen der 
Staatsregierung und den Bezir-
ken. 

Knobloch: Bayern ist  
liebgewonnene Heimat

Charlotte Knobloch, Präsiden-
tin der Israelitischen Kultusge-
meinde München und Oberbay-
ern, bedankte sich bei den Re-
gierenden in Bund, Ländern und 
Kommunen, die alles täten, um 
jüdisches Leben zu schützen. Sie 
sei nach 1945 aus Überzeugung 
im „Land der Täter“ geblieben 
und habe das nie bereut. Mün-
chen und Bayern sei ihre lieb-
gewonnene Heimat, und sie sei 
stolz darauf, dass es ein so in-
taktes jüdisches Leben wieder 
gebe, das aus der Mitte der Ge-
sellschaft tatkräftig unterstützt 
werde. Der Auftrag laute, Hei-
mat immer wieder positiv zu be-
setzen. 

Während der ehemalige Chef-
redakteur der Süddeutschen 
Zeitung, Professor Dr. Heribert 
Prantl, zu den sozialen Aspek-
ten von „Heimat in bewegten 
Zeiten“ referierte, befasste sich 
Christine Degenhart, Präsiden-
tin der Bayerischen Architekten-
kammer, mit dem Thema „Ar-
chitektur schafft Heimat“. Über 
„die zweite Heimat“ berichteten 
Krankenpflegehelfer Francis Ah-
aneku und Ernst Schroeder, vom 
Bund der Vertriebenen. 

Abgerundet wurde die zwei-
tägige Verbandsversammlung 
von einer Podiumsdiskussion 
mit dem Titel „Patient Heimat?“, 
an der Dr. Peter Fassl, Heimat-
pfleger des Bezirks Schwaben, 
Dr. Maximilian Seefelder, Hei-
matpfleger des Bezirks Nieder-
bayern, Dr. Andrea Kluxen, Hei-
matpflegerin des Bezirks Mittel-
franken, Peter Näder, Popular-
musik-Beauftragter des Bezirks 
Unterfranken und Prof. Dr. Mi-
chael Schrödl, Zoologische 
Staatssammlung München, teil-
nahmen. 

Bundesteilhabegesetz führt 
zu erheblichen Mehrkosten

Zum Auftakt der Jahresver-
sammlung hatte Präsident Löff-
ler eine Bilanz der zurücklie-
genden zwölf Monate gezogen. 
Ausdrücklich begrüßte er die 
Neuerungen des Bundesteilha-
begesetzes (BTHG) und hier ins-
besondere den Grundsatz der 
individuellen Bedarfsdeckung. 
Allerdings machte Löffler klar, 
dass dies für die Bezirke schon 
heute erhebliche Mehrkosten 
verursache, die derzeit noch 
nicht abschließend zu überbli-
cken seien. 

Der Oberpfälzer Bezirkstags-
präsident ging auch auf das 
neue Psychisch-Kranken-Hil-
fe-Gesetz (PsychKHG) ein, das 
die Bezirke verpflichte, bis zum 
1. Juli 2021 Krisendienste in 
ganz Bayern mit Leitstellen, mo-
bilen Krisendiensten und einem 
Netzwerk der Regelversorgung 
aufzubauen. Dieses Angebot 
gebe es in keinem anderen Flä-
chenstaat – Bayern sei hier in je-
der Hinsicht Vorbild. 

Löffler zufolge werden die Be-
zirke die Kosten für den Ausbau 
verbindlicher Netzwerke und 
insbesondere die aufsuchen-
de Krisenversorgung durch mo-
bile Einsatzteams selbst schul-
tern. Der Freistaat übernehme 
seinerseits die Kosten für die 
sieben Leitstellen in Bayern mit 
derzeit geschätzt 7,7 Millionen 
Euro pro Jahr. Dazu allerdings 
liefen die Verhandlungen noch. 

Einen Meilenstein stellten 
in diesem Zusammenhang die 
Qualitätsstandards für Leitstel-
len und mobile Krisendienste 
dar, die der Bayerischen Bezirke-
tag bereits im Mai 2019 für ver-
bindlich erklärt hat. Größte Her-
ausforderung sei aber auch hier 
die Gewinnung der notwendi-
gen zusätzlichen Fachkräfte, oh-
ne dadurch bestehende andere 
Versorgungsbereiche personell 
auszudünnen. 

Bezirke für  
Reform der Pflegeberufe

Bereits 2017 wurde die Re-
form der Pflegeberufe auf den 
Weg gebracht. Hier liegen nun 
die bundesgesetzlichen Rah-
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die Weiterentwicklung der Net-
ze beschleunigt werden. Die Er-
neuerbaren Energien sind ein 
energiepolitisch wichtiger Bau-
stein für die Ausbau- und Klima-
ziele, aber auch für Wirtschafts-
wachstum und Wertschöpfung. 
Sie gilt es zu stärken.

Die Aufnahmefähigkeit der 
Netze und die technischen Mög-
lichkeiten der Sektorkopplung 
müssen berücksichtigt wer-
den. Eine Ausweitung der Ener-
giewende auf den Wärme- und 
Verkehrsbereich sei unerläss-
lich, ebenso wie eine konse-
quente und sektorübergreifen-
de Wasserstoffstrategie, heißt 
es. Damit ließen sich grüne 
Wasserstofftechnologien vor-
anbringen.

Die Energieminister- und Se-
natoren sprachen sich für ei-
ne Entlastung der Stromkun-
den, einen sozialen Ausgleich 
und eine Stärkung der Wettbe-
werbsfähigkeit des Wirtschafts-
standortes aus. Entsprechende 
Rahmenbedingungen müssten 
dafür geschaffen werden. Die 
Teilnehmer sprachen sich für 
regelmäßige Energieminister-
treffen aus, um die für eine er-
folgreiche Umsetzung der Ener-
giewende relevanten Themen-
gebiete zu behandeln und ihre 
Positionen zu adressieren.

Bayerns Wirtschafts- und 
Energieminister Hubert Aiwan-
ger forderte ein Gesamtkon-
zept. Bei der Energiewende dür-
fe man nicht nur in Einzelthe-
men denken. „Der Ausbau Er-
neuerbarer Energien muss 
gemeinsam mit Maßnahmen 

zur Steigerung der Energieeffi-
zienz und Sektorkoppelung ge-
dacht werden. Wenn rechtliche 
Rahmenbedingungen den Fort-
schritt der Energiewende hem-
men, wie die restriktiven Re-
gelungen zur Eigenversorgung, 
müssen diese umgehend ange-
passt werden. Gerade auch für 
Süddeutschland brauchen wir 
nach dem Atomausstieg mehr 
gesicherte Leistungen auch in 
Form von Gaskraft. Die Ziele ste-
hen fest, jetzt brauchen wir die 
gemeinsame Umsetzung. Unse-
re Energieministertreffen sind 
dafür unerlässlich“, so Aiwanger.

Bund und Länder müssen  
an einem Strang ziehen

Bundeswirtschaftsminister 
Peter Altmaier sprach sich für 
einen zügigen Netzausbau aus. 
„Nur so können wir die Energie-
wende erfolgreich umsetzen. 
Hierzu müssen Bund und Länder 
gemeinsam an einem Strang zie-
hen. Das Energieministertreffen 
in Hannover ist dafür ein wichti-
ger Schritt. Nur eine Woche nach 
dem Inkrafttreten des Netz- 
ausbaubeschleunigungsgeset-
zes haben wir mit allen Bundes-
ländern eine Einigung beim Mo-
nitoring des Ausbaufortschritts 
erreicht. Auch zeichnet sich 
nach den intensiven Gesprä-
chen mit den Energieministern 
der Länder Bayern, Hessen und 
Thüringen eine Lösung der Netz-
probleme im Dreiländereck ab. 
Letzte Detailfragen hierzu wer-
den wir zügig gemeinsam klä-
ren“, schloss der Wirtschaftsmi-
nister.  r
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te. Städte und Gemeinden seien 
bereit, die Verwaltung umzu-
bauen. Dies müsse gut geplant 
sein und dürfe nicht um jeden 
Preis geschehen: „Das Rathaus 
ist ein Ankerpunkt, der sich digi-
tal wandelt und gleichzeitig ana-
log erreichbar bleibt. Die Ver-
lässlichkeit der Städte in der 
analogen Welt ist der Maßstab 
für den kommunalen Digitalisie-
rungsprozess.“ 

Städte müssen Gribl zufolge 
ein Maß finden zwischen ana-
logem Zeitaufwand und digita-
ler Beschleunigung von Kommu-
nikationsprozessen. Neue Tech-
nologien erforderten Offenheit. 
Dabei sei gleichzeitig Vorsicht 
geboten, um die Kontinuität ei-
ner seriösen und verantwor-
tungsvollen Verwaltung sicher-
zustellen. Das Verhältnis müsse 
ausgewogen bleiben, um neue 
Datenquellen erschließen zu 
können und Daten zu veredeln, 
darüber aber nicht den Schutz 
von Daten und der persönli-
chen Belange der Menschen zu 
verletzen. Städte dürften nicht 
zu Getriebenen der Interessen 
der Wirtschaft werden, sie wäg-
ten Chancen und Gefahren von 
technischen Innovationen ab. 

Daseinsvorsorge für alle

Wie der Städtetagschef erläu-
terte, „schafft die digitale Stadt 
Teilhabe und schließt keinen 
Menschen aus. Städte erbringen 
ihre Daseinsvorsorge für alle, 
für technisch affine Menschen 
ebenso wie für die Menschen, 
die nicht online sind – sei es aus 
Altersgründen oder weil sie sich 
teure Geräte nicht leisten kön-
nen. Die Stadt vertritt auch die 
Interessen der Menschen, die 
sich digital kein Gehör verschaf-
fen können. Die digitale Stadt ist 
kommunikativ und ergreift tech-
nische Möglichkeiten zum In-
formations- und Meinungsaus-
tausch.“ 

Digitalisierung verändere die 
Entscheidungsfindung in den 
Städten und Gemeinden. Neue 
digitale Möglichkeiten zur Mei-

nungsäußerung in Internet, 
Twitter, Facebook, Youtube und 
Instagram animierten zur Betei-
ligung. Gribl: „Social Media er-
leichtern die Entwicklung, dass 
laute Minderheiten sich mehr 
Geltung verschaffen als schwei-
gende Mehrheiten. Kommu-
nalpolitik darf nicht die bevor-
zugen, die sich am lautesten zu 
Wort melden und Stimmungen 
ausnutzen, um ihre Interessen 
effektvoll zu präsentieren. Kom-
munalpolitik vertritt die Interes-
sen Aller. Deshalb werden auch 
künftig gewählte Bürgermeis-
ter und Stadträte eine tragende 
Rolle spielen und für Ausgleich 
sorgen.“ 

Schulterschluss zwischen 
Kommunen und Staat

Nach Auffassung des stell-
vertretenden Vorsitzenden des 
Bayerischen Städtetags, Fürths 
Oberbürgermeister Dr. Thomas 
Jung, muss der digitale Wandel 
der Kommunen im engen Schul-
terschluss mit Bund und Frei-
staat erfolgen. Dies benötige ei-
nen Austausch an Erfahrungen 
und die gemeinsame Entwick-
lung von smarten Lösungen, et-
wa in Modellprojekten: „Der 
Freistaat muss den Kommunen 
auch künftig Basisdienste für die 
elektronische Verwaltung ohne 
Betriebskosten zur Verfügung 
stellen. Nötig ist ein bayerisches 
Konzept für die Umsetzung des 
Onlinezugangsgesetzes des Bun-
des. Darüber hinaus ist die Aus- 
und Fortbildung von staatlichen 
und kommunalen Bediensteten 
sicherzustellen.“ 

Der Wandel zur digitalen 
Stadt bringe mit sich, dass Ver-
waltungen auch auf Produk-
te von globalen Großkonzernen 
angewiesen sind, fuhr Jung fort. 
Kommunale Verwaltungen be-
nötigten Software und Daten-
managementsysteme. Viele di-
gitale Lösungen würden von in-
ternationalen Konzernen ange-
boten, die ihre Standards und 
Bedingungen für die Nutzung 
der Software setzen. Die Kom-
munen alleine hätten als Kun-

den keine Marktmacht gegen-
über den Softwaregiganten. 
Dies bringe die Gefahr mit sich, 
von dominierenden Anbietern 
bei Hardware und Software ab-
hängig zu werden – bei der Er-
bringung von Leistungen, beim 
Preis oder bei der Nutzung von 
kommunalen Daten durch glo-
bale Firmen. 

Gemeinwohlorientiert,  
nachhaltig und  
abgewogen handeln

Jung: „Die Hoheit über die 
Daten muss in den Händen der 
kommunalen Daseinsvorsorge 
bleiben und den bewährten Re-
geln der Daseinsvorsorge fol-
gen. Die digitale Stadt ergreift 
die Chancen neuer technischer 
Möglichkeiten, ohne dabei die 
Eigenschaften aus den Augen zu 
verlieren, die sie im Sinn der Da-
seinsvorsorge auszeichnen: ge-
meinwohlorientiert, nachhaltig 
und abgewogen zu handeln.“ 

Laut dem stellvertretenden 
Vorsitzenden des Bayerischen 
Städtetags, Dingolfings Bürger-
meister Josef Pellkofer, bietet 
Digitalisierung Chancen für die 
Mobilität in Stadt und Land – 
mit besseren Taktungen des öf-
fentlichen Nahverkehrs in Bal-
lungsräumen und ländlichen 
Räumen, Flexibilisierung des 
Nahverkehrs mit Rufbussen, 
multimodalen Verkehrsangebo-
ten und Echtzeitinformationen. 
Die Digitalisierung des Straßen-
verkehrs werde sich auf die Ge-
staltung der Städte auswirken. 
„Wenn autonomes Fahren tech-
nisch möglich ist, müssen die 
rechtlichen Rahmenbedingun-
gen geschaffen werden.“ 

Söder: Technische und  
geistige Herausforderung

„Entweder wir verändern uns 
mit der Zeit oder die Zeit ver-
ändert uns“, unterstrich Minis-
terpräsident Dr. Markus Söder. 
Das Umdenken beim Thema Di-
gitalisierung sei die größte und 
schwierigste Aufgabe und dabei 
„nicht nur eine technische, son-
dern eine geistige Herausforde-
rung“. E-Government bedeutet 
Söder zufolge, nicht nur Formu-
lare ins Netz zu stellen. Und eine 
Stadtverwaltung mit einer Face-
book-Seite sei noch lange nicht 
extrem fortschrittlich. Aufga-
be der Kommunen sei es, Pro-
zesse abzustimmen, zu optimie-
ren und nachhaltig umzusetzen. 
„Die Staatsregierung bleibt fi-
nanziell, vor allem aber geistig, 
der entscheidende Partner auf 
diesem Weg“, hob Söder hervor. 

Die Grundvoraussetzung für 
die digitale Transformation sei 
eine flächendeckende techni-
sche Infrastruktur in Stadt und 
Land mit einer modernen Breit-
bandversorgung und Mobilfunk-
versorgung. Es gelte, Funklöcher 
zu schließen; zudem seien weiße 
Flecken bei der Versorgung mit 
schnellem Internet nicht mehr 
zeitgemäß, erklärte der Minis-
terpräsident. 

Deutschland warf er vor, bei 
der Digitalisierung leider „satt, 
müde und kraftlos“ geworden 
zu sein, das Land verharre „im 
geistigen Biedermeier“. Und 
werfe man einen Blick auf das 
Thema Künstliche Intelligenz 
(KI), so sei Europa schlichtweg 
ängstlich. Während allein China 
in den nächsten Jahren über 130 
Mrd. Euro in KI investiere, seien 
es in Deutschland gerade einmal 
3 Mrd. Euro. 

Menschenzentrierte  
Technologie

„Mensch und Maschine zu-
sammenführen“, lautete die 
Losung von Prof. Dr.-Ing. Sami 
Haddadin, Direktor des Lehr-
stuhls für Robotik und System- 
intelligenz (TU München). Der 
vielfach ausgezeichnete Wissen-
schaftler nahm die Tagungsgäs-
te zunächst mit auf eine faszi-
nierende Reise durch die Entste-

hungsgeschichte der KI, um sich 
anschließend der aktuellen Situ-
ation und den Zukunftsperspek-
tiven zu widmen. „Menschen-
zentrierte Technologie“ heißt 
das Zauberwort. Dafür stehen 
beispielhaft Roboterassistenten 
für das selbstbestimmte Leben 
im Alter. Entsprechend fiel Had-
dadins Botschaft aus: „Techno-
logie ist keine Gefahr, sondern 
bietet Chancen. Robotik bedeu-
tet Bildung für Jedermann. Bay-
ern bietet hier eine gute Basis.“ 

Im Rahmen einer Podiumsdis-
kussion mit Wirtschaftsminister 
Hubert Aiwanger, Judith Ger-
lach, Staatsministerin für Digita-
les, Gabriele Bauer, Oberbürger-
meisterin der Stadt Rosenheim, 
Benedikt Bisping, Erster Bürger-
meister der Stadt Lauf a.d. Peg-
nitz, Gertrud Maltz-Schwarzfi-
scher, Zweite Bürgermeisterin 
der Stadt Regensburg und Ge-
rold Noerenberg, Oberbürger-
meister der Stadt Neu-Ulm, be-
gegnete Aiwanger der Skepsis 

Kooperation und Tempo ...

nicht weniger Stadtoberhäup-
ter mit der Aufforderung, nicht 
immer nur die Probleme, son-
dern zunächst die Möglichkei-
ten der Digitalisierung zu sehen. 
Die Forderung nach neuem Per-
sonal für die Implementierung 
der IT in den Rathäusern erteilte 
er eine klare Absage. Auch der 
Freistaat, so Aiwanger, könne 
Informatiker nicht aus dem Hut 
zaubern, die Fachkräfte seien 
auf allen Ebenen Mangelware. 

Herrmann: Bürger sollen 
selbständig entscheiden

Beim Abendempfang der Jah-
restagung hatte Innen- und Kom-
munalminister Joachim Herr- 
mann bereits die stetig wach-
sende Bedeutung der Digitali-
sierung von Verwaltungsdienst-
leistungen für Kommunen un-
terstrichen: „Die Bürgerinnen 
und Bürger sollen selbständig 
entscheiden können, wann sie 
eine Verwaltungsdienstleistung 

in Anspruch nehmen, unabhän-
gig von Büroöffnungszeiten der 
Ämter.“ Ziel sei, bis Ende 2020 
gemeinsam mit den Kommu-
nen für die wichtigsten Verwal-
tungsverfahren flächendecken-
de Online-Services anzubieten. 

Schattenseiten der digita-
len Welt sind laut Herrmann 
Hass und Hetze: „Pöbeleien und 
Drohungen gegen kommuna-
le Mandatsträger im Netz oder 
in der realen Welt sind auf kei-
nen Fall hinnehmbar.“ Der Mi-
nister erinnerte an den erst vor 
wenigen Wochen ermordeten 
Kasseler Regierungspräsiden-
ten Walther Lübcke, auf des-
sen Tod zahlreiche menschen-
verachtende Kommentare im 
Internet folgten. „Rechtsextre-
me gegen Ausländer, radikale 
Islamisten gegen Christen und 
Juden, Linksextreme gegen Po-
lizisten – dieser schrecklichen 
Entwicklung dürfen wir nicht ta-
tenlos zusehen“, forderte Herr-
mann. DK

Digitale Gesellschaft ...

menbedingungen vor. Der Baye-
rische Bezirketag, so machte de-
ren Präsident klar, begrüße die 
Reform ausdrücklich. Man habe 
sich stets für die generalistisch 
ausgerichtete berufliche Pflege-
ausbildung eingesetzt. Fachkräf-
ten sollen nach der grundständi-
gen Erstausbildung künftig mehr 
Einsatzgebiete als bisher offen 
stehen. Allerdings dürfe es kei-
ne Kompromisse zwischen Qua-
litätsvorgaben des Freistaats 
Bayern, die von Kliniken, Hei-
men und Schulen einzuhalten 
sind, und einem zu engen Kos-
tenrahmen geben. Denn diese 
gingen zu Lasten der künftigen 
Pflegefachkräfte. Der Bezirketag 
erwarte hier vom Freistaat ein 
klares Bekenntnis. 

Was die Finanzausstattung 
der dritten kommunalen Ebene 
anbelangt, wies Löffler darauf 
hin, dass Hilfen für Menschen 
mit Behinderungen wie auch 
für Pflegebedürftige nicht von 
der jeweiligen Konjunkturlage 
abhängig sein dürften. Ange-
sichts weiter wachsender finan-
zieller Anforderungen im Sozial-
bereich müssten auch die Mit-
telzuweisungen des Freistaats 
an die Bezirke im Rahmen des 
Kommunalen Finanzausgleichs 
verstetigt und angepasst wer-
den. 

Redlichkeit in der  
langfristigen Finanzierung

Als Fraktionsvorsitzender der 
CSU im Bayerischen Bezirketag 
forderte Bezirkstagspräsident 
Dr. Olaf Heinrich im Hinblick 
auf die stetig steigenden Aus-
gaben der Eingliederungshilfe 
„Redlichkeit bezüglich dessen, 
was langfristig finanzierbar ist“. 
Zwar sei seit einem Jahrzehnt 
die Wirtschaft kontinuierlich ge-
wachsen, dies sei aber kein Au-
tomatismus. „Deswegen muss 
bei jedem neuen Vorhaben ge-
prüft und offen diskutiert wer-
den, ob wir die Entscheidung 
auch gegenüber der nächsten 
Generation verantworten kön-
nen“, so Heinrich. 

Der niederbayerische Bezirks- 
tagspräsident rief weiterhin zu 
„Kreativität und Offenheit in-
nerhalb der Strukturen der Be-
zirke“ auf. So solle nicht nur 
über eine weitere Dezentrali-
sierung von medizinischen An-
geboten nachgedacht wer-
den; dies sei auch bei den Ver-
waltungsstrukturen denkbar. 
„In den nächsten Jahren wer-
den wir mehr und mehr Men-
schen haben, die von zu Hause 
aus arbeiten können und wol-
len. Die Dezentralisierung von 
Verwaltungsbereichen kann ei-
nen Beitrag zur Entlastung der 
stark wachsenden Städte leis-
ten und den Wunsch der Mit-
arbeiter nach heimatnahen Ar-
beitsplätzen erfüllen“, betonte 
Heinrich.  DK

Für weltoffenen Heimatbegriff ...
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Echt fairer Strom.
erdgas-schwaben.de

Keine 
Power 
mehr?
Komm zu 
erdgas schwaben!

erdgas schwaben und Thüga-Gruppe:

Beim Klimaschutz Tempo 
machen – Gas wird grün

erdgas schwaben und Thüga fordern die Quote, um bei der Klima-
wende Tempo zu machen. Zusammen mit mehr als 60 kommuna-
len Unternehmen wollen sie die schnelle Markteinführung erneu-
erbarer Gase und setzen sich daher vehement für die Quote für 
erneuerbare Gase ein. Damit unterstreichen sie ihren Willen, kon-
krete Maßnahmen für den Klimaschutz gemeinsam mit der Poli-
tik umzusetzen. Auf diesem Wege soll mit erneuerbarem Gas eine 
kostengünstige und klimafreundliche Wärme- und Verkehrswen-
de in Bayrisch-Schwaben umgesetzt werden.

Allianz für unsere Zukunft: 

Ohne Erdgas 
keine Klimawende

Erdgas ist grün und schafft sofort KfW 40
„Die radikale Forderung der DUH greift zu kurz und ist zudem un-
sozial. Klimagerecht geht anders. Nur mit Erdgas ist die Klima-
wende zügig und ökonomisch umsetzbar“, kommentiert Jens 
Dammer, Prokurist erdgas schwaben, die Forderung der DUH, 
Erdgasheizungen zu verbieten. „Es lenkt uns alle vom großen Ziel 
Klimaschutz ab. Wir sollten gemeinsam für alle Menschen eine 
Energiewende ermöglichen. Erdgas ist grün und damit zukunfts-
fähig. Und bezahlbar. Zudem sind alle KfW-Standards mit Erdgas 
zu erreichen – das haben wir bewiesen.“

Vertragsunterzeichung: Herbert Hofer, Bürgermeister in Pforzen 
(links), und Uwe Sommer, Prokurist schwaben netz. r

Kern der Maßnahmen ist die 
Einführung eines verpflichten-
den Anteils an erneuerbaren Ga-
sen – die GrünGas-Quote. Durch 
diese wird der CO2-Ausstoß von 
Heizungen und aus industrieller 
Produktion gesenkt und ein wich-
tiger Schritt zur Erreichung unse-
rer Klimaziele unternommen. Die 
Quote sieht für Sektoren, deren 
CO2-Emissionen nicht über den 
Emissionshandel ausgeglichen 
werden, einen Anteil erneuerba-
rer Gase von 25 Prozent bis zum 
Jahr 2030 vor.

Darüber hinaus fordern die 
Unternehmen einen Preis für 
CO2-Emissionen in den Sektoren, 
die nicht unter den Emissionshan-
del fallen. Dabei soll sich die Hö-
he des CO2-Preises am EU-Emis-
sionshandel orientieren. Damit 
würden alle Sektoren beim Aus-
stoß von CO2 gleichbehandelt.

„Mit den von uns vorgeschla-
genen Maßnahmen lassen sich 
die Treibhausgasemissionen ins-
besondere im Gebäude- und 
Verkehrsbereich effektiv und 
effizient senken. Damit könnte 
Deutschland die drohenden Aus-
gleichszahlungen beim Verfehlen 
der CO2-Minderungsziele vermei-
den“, sagt Michael Riechel, Vor-
sitzender des Vorstands der Thü-
ga Aktiengesellschaft.

„Das Potenzial der bestehen-
den Biogasanlagen im schwäbi-
schen Raum würde bei Einspei-
sung der produzierten Menge be-
reits annähernd 20 Prozent des 
Erdgasverbrauchs in der Regi-
on ersetzen und somit CO2-frei 
stellen. Damit hätten wir den Lö-
wenanteil unseres Ziels für 2030 
bereits geschafft. Wir hoffen, dass 
die Politik hier zeitnah die beste-
henden Hindernisse abbaut, da-
mit wir unseren Anteil für die Er-
reichung der Klimaziele noch wei-
ter ausbauen können“, erklärt 
Christian Arlt, Geschäftsführer 
schwaben regenerativ. schwaben 
regenerativ ist die 100prozentige 
Unternehmenstochter von erd-
gas schwaben.

„Wir bieten an allen unseren 
CNG-Tankstellen Bio-Erdgas an – 
das bedeutet, dass alle CNG-Fah-
rer Klimahelden sind, wenn sie 
bei erdgas schwaben tanken. 
Denn sie fahren fast CO2-frei“, so 
Arlt weiter.  

Für eine erfolgreiche  
Wärme- und Verkehrswende

Neben einem einheitlichen  
CO2-Preis und einer verpflich- 
tenden Quote schlagen die 
Branchenvertreter vor, den An-
teil von Wasserstoff in der Gas- 
infrastruktur zu steigern und Po-
wer-to-X-Anlagen weiter auszu-
bauen. 

„Power-to-X ist eine wichti-
ge Schlüsseltechnologie für die 
Energiewende. Mit ihr können 
wir Strom aus Windkraft und So-
laranlagen als Wasserstoff oder 
CO2-neutrales synthetisches Erd-
gas speichern und in das Erd-
gasnetz einspeisen. So können 
CO2-Emissionen gesenkt, das 
Stromnetz entlastet und pers-
pektivisch die Versorgungssi-
cherheit erhöht werden“, so Mar-
kus Last, Sprecher der Geschäfts-
führung erdgas schwaben. „Die 
Technologie ist inzwischen viel-
fach erprobt. Jetzt geht es darum, 
Markthindernisse abzubauen, um 
in Deutschland die notwendige 
Menge an Anlagen zu schaffen. 
Insbesondere müssen wir zeitnah 
mit der Beimischung von regene-

rativem Wasserstoff im Gasnetz 
beginnen.“

Das Marktanreizprogramm der 
Power-to-X-Allianz sei dabei ein 
wichtiger Meilenstein. „Der Aus-
bau der deutschen Power-to-X-Ka-
pazitäten auf fünf Gigawatt über 
einen Zeitraum von fünf Jahren 
ist sinnvoll und notwendig“, er-
gänzt Last.

Grünes Gas ist die Chance zur 
Erreichung der Klimaziele

Florian Feller, Unternehmens- 
entwicklung erdgas schwaben, 
arbeitet seit drei Jahren für die 
Etablierung von grünen Gasen: 
„Erdgas, Biomethan und Wasser-
stoff werden zusammen mit der 
bestehenden Netzinfrastruktur 
einen wesentlichen Beitrag zur 
Klimawende und Versorgungs-
sicherheit in Deutschland leis-
ten. Die Bedeutung, die Gas in 
der Energiewende mittlerwei-
le zugeschrieben wird, sieht man 
an dem gegenwärtig im Bundes-
ministerium für Wirtschaft und 
Energie laufenden Prozess „Gas 
2030“ und der wachsenden Rolle, 
die Gas im Kontext des Kohleaus-
stiegs bekommt.“ r

Gemeinde Pforzen verlängert 
den Wegenutzungsvertrag

erdgas schwaben sichert klimaschonende Energieversorgung bis 2040 
Die Energiezukunft in Pforzen im Landkreis Ostallgäu ist gesichert. 
Das Unternehmen erdgas schwaben mit seiner 100-prozentigen 
Tochter schwaben netz ist auch in Zukunft für Planung, Bau und 
Betrieb des Erdgasnetzes in der Gemeinde zuständig. Vor kurzem 
unterzeichneten Herbert Hofer, Bürgermeister in Pforzen, und 
Uwe Sommer, Prokurist schwaben netz, den neuen Wegenut-
zungsvertrag offiziell im Rathaus der Gemeinde. 

„Wir stellen damit die Ener-
gieversorgung mit Erdgas und 
Bio-Erdgas für die Bürgerinnen 
und Bürger von Pforzen auf lange 
Sicht sicher“, sagte Bürgermeis-
ter Hofer bei der Vertragsunter-
zeichnung.

„erdgas schwaben hat sich 
als verlässlicher Partner erwie-
sen. Auch in Zukunft sorgt erd-
gas schwaben für die nachhaltige 
und sichere Energieversorgung. 
Wir verlängern den Vertrag um 
weitere 20 Jahre, damit unsere 
Hauseigentümerinnen und -eigen-

tümer Planungssicherheit haben.“ 
„Die Umstellung auf Erdgas ist 

kostengünstig und einfach. Erd-
gas ist zukunftssicher, umwelt-
schonend und effizient – deshalb 
entscheiden sich viele Hauseigen-
tümerinnen und -eigentümer für 
Erdgaslösungen“, betonte Som-
mer. Der Vertrag läuft bis 2040.

Aktuell sind mehr als 200 
Städte und Gemeinden an 6.500 
Kilometer Erdgasleitungen an- 
geschlossen. Erdgas ist heute  
Wunschenergie Nr. 1: Über 75 
Prozent aller Bauherren bevor-
zugen einen Erdgasanschluss. r

C.A.R.M.E.N.-Fachgespräch zur 
Biologischen Methanisierung

C.A.R.M.E.N. e.V. veranstaltete zusammen mit dem Fachverband 
Biogas und der MicroPyros GmbH ein Fachgespräch zur Biologi-
schen Methanisierung in Schongau. Über 70 Teilnehmer infor-
mierten sich zu dem speziellen Konversionsverfahren zur Erzeu-
gung von Methan mithilfe hochspezialisierter Mikroorganismen.

Nach der Begrüßung durch 
Markus Bäuml vom Fachverband 
Biogas übernahm die Moderato-
rin Kerstin Ikenmeyer vom Bay-
erischen Staatsministerium für 
Wirtschaft, Landesentwicklung 
und Energie. In ihrem kurzen Ein-
führungsvortrag zeigte sie die 
Notwendigkeit für Langzeitspei-
cher und deren Wirkungsgrade 
auf. Dabei liege der Wirkungs-
grad von Power to Gas-Anlagen je 
nach Anzahl der Umwandlungs-
schritte zwischen 70 % und 50 % 
bzw. 60 % und 30 % bei einer zu-
sätzlichen Verstromung. 

Technologien und Verfahren

Michael Riebesecker, Micro-
Pyros GmbH, gab zunächst einen 
Überblick über die verschiedenen 
Technologien und Verfahren der 
Methanisierung. Wird die biologi-
sche Methanisierung mit der Bio-
gaserzeugung gekoppelt, kann 
dies entweder in einem zusätz-
lichen Reaktor erfolgen (ex-situ) 
oder direkt im Fermenter der Bio-
gasanlage (in-situ). Die biologi-
sche Methanisierung in thermo-
philen anaeroben Rieselbettre-
aktoren wird im Projekt MikMeth 
untersucht, welches Michael Le-
buhn, Bayerische Landesanstalt 
für Landwirtschaft, den Zuhören-
den vorstellte. Untersucht wer-
den unter anderem die Populati-
onsentwicklung von verschiede-
nen Mikroorganismen sowie der 
verbesserte Gasübergang in die 
Flüssigphase. Im Langzeitbetrieb 
konnten bereits hohe Methan-
bildungsraten bei Methangehal-
ten über 95 Vol. % erreicht wer-
den. Eine Herausforderung stellt 
derzeit noch die reaktionsbeding-
te Wasserproduktion dar, die das 
Medium verdünnt. 

Nach den technischen Einzel-
heiten ging Micha Klewar, PWC 

legal, auf die rechtlichen Rah-
menbedingungen ein. Da Spei-
cher aus Sicht der Stromwirt-
schaft Letztverbraucher sind, fällt 
die EEG-Umlage an. Eine Ausnah-
me stellt die Stromerzeugung aus 
Speichergas dar, hier muss für den 
Strom der zur Erzeugung des Spei-
chergases genutzt wird unter Um-
ständen keine EEG-Umlage ge-
zahlt werden. Die von Herrn Kle-
war genannten Abgaben und Um-
lagen sind entscheidend für die 
Wirtschaftlichkeit der Anlage. 

Laut Alexey Mozgovoy, Fach-
verband Biogas, könnte der Ge-
setzgeber durch Nachhaltigkeits-
anforderungen helfen, den Anteil 
an Biomethan und SNG im Kraft-
stoffbereich zu erhöhen. Wich-
tigste Grundlage ist die Rene-
wable Energy Directive II, in der 
ein Anteil von 14 % für Biokraft-
stoff als Ziel für 2030 in der EU 
festgelegt wurde. In diesem Zu-
sammenhang stellte Hubert Mai-
erhofer, C.A.R.M.E.N. e.V., be-
reits in der Umsetzung befindli-
che Praxisbeispiele vor, bei de-
nen bestehende Biogasanlagen 
mit Hofbiogastankstellen erwei-
tert wurden. Die Weiternutzung 
des anfallenden Kohlenstoffdio-
xids kann sowohl die Wirtschaft-
lichkeit als auch die Klimabilanz 
verbessern.

Im Anschluss folgten die Vor-
stellungen von drei Pilotanla-
gen. Präsentiert wurde die 2015 
in Betrieb genommene Pilotan-
lage in Allendorf. Zur Anwen-
dung kommt das ex-situ Verfah-
ren. Die Pilotanlage BioCat der 
Electrochaea GmbH, die das Bio-
gas einer Kläranlage nutzt, wur-
de zudem ebenso detailliert be-
schrieben wie die lokale Anla-
ge in Schongau der MicroPyros  
GmbH, bei der CO2 aus einer Bio-
abfallvergärungsanlage für den 
Prozess verwendet wird. r

Warum in die Ferne schwei-
fen, wenn das Gute so nahe liegt: 
Bio-Erdgas und die Brennstoff-
zelle vom Heizungsbauer aus der 
Nachbarschaft. „CO2 einsparen –  
das geht am schnellsten und kos-
tengünstigsten mit dem Aus-
tausch von alten Ölanlagen gegen 
neue Gas-Brennwertheizungen 
und Brennstoffzellen“, sagt Dam-
mer. „Nur damit kann eine bezahl-
bare Energiewende gelingen.“

Jens Dammer kämpft seit Jah-
ren dafür, dass KfW-Standards ge-
setzlich festgelegt werden: „Hier 
sind wir von der Position der DUH 
nicht weit entfernt. Erdgas ist die 
Wunschenergie Nummer 1 der 
schwäbischen Familien. Unser 
Erdgasnetz hat 6.500 Kilometer 
und kann auch Wasserstoff trans-
portieren. Das sind Zukunftsopti-
onen, die enkeltauglich sind.“

Die DUH (Deutsche Umwelthil-
fe) hatte am 26. Juni 2019 gefor-
dert, KfW-Effizienzhaus 40-Stan-
dard für Neubauten und KfW 
55 für Sanierungen gesetzlich zu 
verankern. Als Voraussetzung da-
für will sie neue Öl- und Gashei-
zungen ab 2020 verbieten. Das 
geht für Dammer an der Realität 
komplett vorbei und beschädigt 

die Bereitschaft der Menschen, 
die Energiewende zu meistern, 
erheblich. 

Riesenspeicher für  
erneuerbare Energien 

Das Erdgasnetz in Deutsch-
land, das zu den sichersten welt-
weit gehört, kann bis zu 130 Tera-
wattstunden Gas aus Wind- und 
Sonnenstrom speichern. Damit 
hat es ganz Deutschland hell und 
warm, und zwar für mehr als zwei 
Monate.

Mehrfach hat erdgas schwa-
ben Energiekonzepte mit erdgas-
betriebenen Wärmepumpen und 
Brennstoffzellen entwickelt und 
in Bayerisch-Schwaben umge-
setzt. Technik und Speichermög-
lichkeiten stehen bereit und sind 
verfügbar – das gilt für den Ge-
bäudesektor ebenso wie für die 
Mobilität.

Vorfahrt für CNG (Erdgas als 
Kraftstoff): Die Technik ist aus-
gereift und heute verfügbar. 
Und wer mit Bio-Erdgas fährt, 
ist klimaneutral unterwegs. 
erdgas schwaben beliefert acht 
CNG-Tankstellen in der Region 
mit Bio-Erdgas. r
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Energieexperten aus China, Kanada, Katar, Australien und Frankreich 
besuchten das Wasserkraftwerk Feldheim in Niederschönenfeld, um 
sich über das Projekt LINDA zu informieren. Bild: LEW / Ziegler

Internationaler Besuch in Niederschönenfeld:

Experten für Inselnetze 
informieren sich über 

Projekt LINDA
Notstromversorgung im Blackout-Fall durch erneuerbare Energi-
en: Darum ging es im Projekt LINDA, das die LEW Verteilnetz Gm-
bH (LVN) gemeinsam mit der Hochschule Augsburg, der LEW Was-
serkraft GmbH und weiteren Partnern zwischen 2015 und 2018 
durchgeführt haben. Das Vorhaben sorgte für große Aufmerk-
samkeit – unter anderem war das Konzept mit dem Bayerischen 
Energiepreis ausgezeichnet worden. 

Auch in der Fachwelt wird 
LINDA als wegweisend ange-
sehen. So informierte sich ei-
ne international besetzte Ar-
beitsgruppe der Internationa-
len Elektrotechnischen Kom-
mission (IEC) im Rahmen einer 
Deutschlandreise vor Ort über 
das Projekt: Die Gruppe, darun-
ter Vertreter aus China, Kana-
da, Katar, Australien und Frank-
reich, besuchte das Wasser-
kraftwerk Feldheim.

Arbeitsgruppe arbeitet  
an Standards

Christian Moser, Leiter Kraft-
werkstechnik bei LEW Wasser-
kraft, führte die Experten über 
das Gelände und berichtete 
über die Feldversuche, in de-
ren Rahmen das Konzept in der 
Praxis getestet worden war. Die 
Arbeitsgruppe tagte auf Einla-
dung des Schweizer National-
komittees in der Nähe von Zü-
rich und hat dabei die Gelegen-
heit genutzt, zum Abschluss ei-
ne Exkursion nach Augsburg zu 
unternehmen, um neben ei-
nem Werksbesuch bei MAN 
auch noch Details zum prakti-
schen Umgang mit Inselnetzen 
zu erfahren. Die Gruppe arbei-
tet an weltweiten Standards zu 
technischen Anforderungen im 
Umfeld von Microgrids, also in-
selnetzfähigen Teilnetzen. Sie 
verbessern die Versorgungssi-
cherheit und Resilienz der elekt-
rischen Energieversorgung.

Erneuerbare Energien für  
Notstromversorgung nutzen

Das LINDA-Konzept (Loka-
le Inselnetzversorgung und be-
schleunigter Netzwiederaufbau  
mit dezentralen Erzeugungsan-

lagen bei großflächigen Strom-
ausfällen) kann insbesonde-
re für die Notstromversor-
gung kritischer Infrastrukturen 
wie Krankenhäuser oder der 
Wasserversorgung angewen-
det werden. Bisher wurden et-
wa Photovoltaikanlagen für die 
Notstromversorgung nicht ge-
nutzt, da diese Anlagen auf ein 
bestehendes Netz mit einer sta-
bilen Spannungs- und Frequenz-
vorgabe angewiesen sind. Hier 
setzt das Projekt LINDA an: Die 
LEW Verteilnetz GmbH (LVN) 
und ihre Projektpartner aus 
Wirtschaft und Wissenschaft 
haben im Projekt gezeigt, dass 
dezentrale Erzeugungsanlagen, 
wie Photovoltaikanlagen, Was-
serkraftwerke oder Biogasan-
lagen, zur Notstromversorgung 
im Blackout-Fall eingesetzt wer-
den können.

Erfolgreicher Praxistest

Dafür haben die Projektpart-
ner ein Konzept entwickelt und 
in den bisher umfangreichsten 
Inselnetzversuchen in Deutsch-
land erfolgreich in der Pra-
xis getestet: Beim abschließen-
den Feldversuch waren alle drei 
Kommunen Niederschönenfeld, 
Feldheim und Rain mit rund 
1.100 Haushalten, 185 Photovol-
taikanlagen sowie zwei Wasser-
kraftwerken und einer Biogas- 
anlage eingebunden. 

Ende 2018 wurde das Projekt 
offiziell abgeschlossen. Das LIN-
DA-Konzept wird seitdem wei-
terentwickelt. Es kann in Not-
fallkonzepte sowie Netzwieder-
aufbaupläne integriert werden 
und ergänzt bestehende Stra-
tegien zur Wiederherstellung 
der Stromversorgung bei einem 
großflächigen Stromausfall. r

UNESCO-Denkmäler am Lechkanal: 

Historische LEW-Wasserkraftwerke 
als Welterbestätten ausgezeichnet

Das Augsburger Wassermanagement-System wird in die UNESCO- 
Welterbeliste aufgenommen: Das hat das Welterbe-Komitee auf sei-
ner Sitzung in Baku, Aserbaidschan, entschieden. Zu den ausgezeich-
neten Augsburger Denkmälern gehören auch die drei LEW-Wasser-
kraftwerke am Lechkanal in Gersthofen, Langweid und Meitingen. 
Mit den Kraftwerken begann Anfang des 20. Jahrhunderts die Ge-
schichte der großflächigen öffentlichen Stromversorgung in Augs-
burg und der Region.

Augsburg hat sich mit seinem 
weltweit einzigartigen Wasser-
management-System um die 
Auszeichnung als Welterbestät-
te beworben. Insgesamt wurden 
22 Objekte aus der Zeit vom 15. 
bis zum frühen 20. Jahrhundert 
ausgezeichnet, darunter auch 
die drei LEW-Wasserkraftwerke 
am Lechkanal. Sie sind die ein-
zigen Denkmäler, die außerhalb 
des Stadtgebietes liegen.

Startpunkt für  
Elektrifizierung der Region

Die Besonderheit der Wasser-
kraftwerke am Lechkanal liegt 
darin begründet, dass sie nicht 
nur zur Stromversorgung der 
Großindustrie entlang des Lechs 
errichtet wurden, sondern mit 
ihnen auch die flächendecken-
de öffentliche Stromversorgung 

in Augsburg und der Region be-
gann. Das Kraftwerk Gersthofen 
lieferte etwa Strom nach Augs-
burg, Gersthofen und Friedberg. 
Ausgehend von den Kraftwer-
ken wurde das Stromnetz der 
Region immer weiter ausgebaut 
und verzweigt. 1913 errichte 
LEW eine 50 kV-Stromleitung 
von Gersthofen nach Memmin-
gen – eine der ersten Überland-
leitungen dieser Größenord-
nung in Bayern.

Wasserkraftwerk Gersthofen

Nachdem 1898 mit dem Bau 
des Lechkanals begonnen wor-
den war, ging 1901 das Wasser-
kraftwerk in Gersthofen in Be-
trieb. Es ist damit eines der ers-
ten großen Wasserkraftwerke in 
Bayern. Das Kraftwerk in Gerst-
hofen war Auslöser für die An-

siedlung der chemischen Fabrik 
Höchst, leitete damit die Indus-
trialisierung im Lechtal nördlich 
von Augsburg ein, und markiert 
den Beginn der flächendecken-
den Stromversorgung in Bay-
erisch-Schwaben. Das Kraft-
werksgebäude, das mit großen 
Rundbogenfenstern und Sicht-
mauerwerk im Stil des Historis-
mus errichtet wurde, ist über-
wiegend im Originalzustand er-
halten. Fünf Kaplan-Rohr-Tur-
binen erzeugen hier jedes Jahr 
rund 62 Millionen Kilowattstun-
den Strom. 

Wasserkraftwerk Langweid 

Zusammen mit der ersten Ver-
längerung des Lechkanals wur-
de 1906 das Wasserkraftwerk in 
Langweid errichtet, das ein Jahr 
darauf in Betrieb ging. In seiner 
Gestaltung lehnt sich der Bau 
des Kraftwerks stark an das in 
Gersthofen an. Vier Kaplan-Tur-
binen erzeugen hier rund 45 Mil-
lionen Kilowattstunden Strom 
pro Jahr. Eine Turbine und ein 
Generator von 1938 sind noch 
heute in Betrieb. Im Wasser-
kraftwerk Langweid befindet 
sich auch das Lechmuseum Bay-
ern, in dem der Fluss mit all sei-
nen Facetten präsentiert wird. 
Höhepunkt des Lechmuseums 
ist eine begehbare historische 
Turbinenkammer sowie ein Ge-
nerator aus dem Erbauungsjahr.

Wasserkraftwerk Meitingen

Mit dem Bau des Kraftwerks 
Meitingen zwischen 1920 und 
1922 wurde der Lechkanal 
nochmals um etwa zehn Kilo-
meter erweitert. Benötigt wur-
de das Kraftwerk seinerzeit für 
die Stromversorgung des elekt-
rochemischen Betriebs der Sie-
mens Plania, heute Teil der SGL 
Carbon, und für die Sicherstel-
lung der Stromversorgung der 
zwischen 1919 und 1922 zahl-
reichen neu angeschlossenen 
Kommunen. Das Kraftwerk leis-
tete somit einen wichtigen Bei-
trag zur Industrialisierung des 
nördlichen Lechtals. Genau wie 
die drei Generatoren von 1922 

sind auch die damals eingebau-
ten Francis-Turbinen noch heute 
in Betrieb. Sie erzeugen jährlich 
rund 83 Millionen Kilowattstun-
den Strom. 

Besichtigung der Kraftwerke

Das Kraftwerk in Langweid 
kann über das Lechmuseum Bay-
ern an jedem ersten Sonntag im 
Monat von 10 bis 18 Uhr besich-
tigt werden. Der Eintritt ist frei. 
Zusätzlich hat das Lechmuseum 
am Samstag, 20. Juli, zwischen  
16 und 22 Uhr geöffnet. Hier wird 
es auch einen Shuttleservice von 
Augsburg aus geben. Weitere 
Infos unter www.lechmuseum.
de. Weitere Führungen bietet 
LEW über das Programm „Offe-
ne Türen bei LEW“ an. Infos un-
ter www.lew.de/ueber-lew/ver-
anstaltungen/offene-tueren.

Wie LEW-Vorstandsmitglied-
Norbert Schürmann betonte, 
„ist das eine großartige Aus-
zeichnung für die Stadt Augs-
burg und für unsere drei Was-
serkraftwerke. Ich danke allen 
Beteiligten für die hervorragen-
de Arbeit in den letzten Jah-
ren. Für die Lechwerke sind die 
nun ausgezeichneten Wasser-
kraftwerke von herausragender 
Bedeutung. Die Inbetriebnah-
me unseres Wasserkraftwerks 
in Gersthofen 1901 markiert 
die Geburtsstunde der heuti-
gen Lechwerke und ist der Start-
punkt für die großflächige Elekt-
rifizierung von Stadt und Region. 
Man muss den LEW-Gründer-
vätern neidlos anerkennen: Das 
war eine große Pionierleistung.“

Prägend für die Region

In einem gemeinsamen State-
ment erklärten die Bürgermeis-
ter Michael Wörle (Gersthofen), 
Jürgen Gilg (Langweid) und Dr. 
Michael Higl (Meitingen): „Wir 
haben die Entscheidung verfolgt 
und sind stolz auf die neuen  
UNESCO-Welterbestätten in un-
seren Kommunen. Die Kraftwer-
ke am Lechkanal haben die Regi-
on geprägt und nicht nur Ener-
gie, sondern auch Wohlstand in 
die Region gebracht. Sie sind ein 
unverzichtbares Element für ei-
ne sichere, zukunftsgerichtete 
und klimafreundliche Stromver-
sorgung. Die Auszeichnung als 
Welterbe wird die historischen 
Wasserkraftwerke am Lech noch 
stärker in den Blickpunkt der Be-
völkerung rücken.“ r

Das Wasserkraftwerk Langweid. Bild: LEW / Timian Hopf

Münchner Workshop: 

Geothermie in der Praxis 
Neue Ideen und praktische Erfahrungen in der oberflächennahen 
und tiefen Geothermie präsentierte und diskutierte der Work-
shop „Geothermie in der Praxis“, veranstaltet von der Arbeits-
gruppe Geothermie am Lehrstuhl Hydrogeologie der Technischen 
Universität München. 

Im ersten Block des Work-
shops stand das Heizen und Küh-
len von Gebäuden und Quar-
tieren mit innovativen Sys-
temen im Vordergrund. Al-
ternativ zu den klassischen 
Systemen der oberflächennahen 
geothermischen Nutzung gibt es  
für besondere Standortbedin-
gungen wenig verbreitete innova-
tive Systeme. Zwei dieser Syste-
me wurden diskutiert: Während 
Grundwasserzirkulationsbrunnen 
nur mit einer Brunnenbohrung 
umgesetzt werden, versprechen 
erdgekoppelte Hohlpfähle auch 
bei ungünstigen Standortbedin-
gungen eine effiziente Bedarfsab-
deckung. 

Wie eine regenerative Heizung 
von Quartieren im ländlichen 
Raum innovativ umgesetzt wird, 
wurde anhand des mit dem ba- 
yerischen Umweltpreis ausge-
zeichneten Nachhaltigkeitspro-
jekts „Kaltwärme-Versorgung - Er-
neuerbarer Energie einen Wert 
geben“ der Energiegenossen-
schaft ÜZ Mainfranken darge-
stellt. 

Die elementarste Herausfor-
derung bei der Umstellung der 
fossilen hin zu einer emissions-
freien Energieversorgung ist es, 
die regenerative Strombereit-
stellung und den Energiever-
brauch zu synchronisieren. Da-
bei wird es immer wichtiger, re-
generative Energie für die Sek-
toren Wärme und Mobilität 
bereitzustellen sowie diese mit 
allen verfügbaren Speichertech-
nologien zu kombinieren. 

Daher sieht die ÜZ ihre Rolle als 
regionaler Akteur so, dass erneu-
erbarer, emissionsfreier Strom ei-
ner dauerhaften Nutzung zuzu-
führen ist und damit seinen Wert 
behält. Gemeinsam mit Kommu-
nen entwickelt sie insbesonde-
re die wärmetechnische Erschlie-
ßung von Neubaugebieten. Das 
Konzept der ÜZ beruht auf dem 
Einsatz von regional regenerativ 
erzeugtem Strom zur Nutzung 
oberflächennaher Geothermie. 
Durch den Einsatz von Wärme-
pumpen mit kombiniertem Spei-
cher wird die kalte Energie, die in 
der Erde vorhanden ist, auf Hei-
zungswärmeniveau gebracht – 

daher auch der Name „Kaltwär-
me“. Mit dieser Technik lässt 
sich eine CO2-freie Heizung re-
alisieren. Ein darauf angepass-
tes Tarifsystem vervollständigt 
das Konzept, wie Frank von Bran-
dis vom Planungsbüro Erdwärme 
PLUS erläuterte. 

Teil 2 des Workshops widme-
te sich der tiefen Geothermie. Im 
süddeutschen Molassebecken 
werden hier die meisten Pro-
jekte in Deutschland realisiert. 
Die drei jüngsten Projekte wur-
den im Workshop vorgestellt. 
Planung, Durchführung und ers-
te Ergebnisse aus der Explora- 
tion wurden aus Pullach berich-
tet, wo die tiefe Geothermie wei-
ter ausgebaut werden soll. Von 
ihren Erfahrungen aus der Um-
setzung berichteten zudem die 
Verantwortlichen des Geother-
mieprojekts Garching a. d. Alz 
und des innerstädtischen Pro-
jekts an der Schäftlarnstraße in 
München. 

Anlage am HKW Süd

Die SWM haben mittlerwei-
le die vierte von sechs Bohrun-
gen an der Geothermieanlage 
am HKW Süd fertiggestellt, nun 
haben die Pumpversuche be-
gonnen. Dadurch wird ermittelt, 
ob die Ergiebigkeit und die Tem-
peratur des Thermalwasservor-
kommens den Erwartungen ent-
sprechen. 

Bis Ende 2019 wollen die SWM 
alle sechs Bohrungen fertigge-
stellt haben. Die Langzeitpump-
versuche sollen dann im nächs-
ten Jahr abgeschlossen sein, so 
dass die Geothermieanlage be-
reits 2020 ans Netz gehen kann. 
Die bisher erhobenen Daten 
deuten bereits an, dass die Leis-
tung der Anlage sogar mehr als 
die geplanten 50 Megawatt be-
trägt. Damit können mehr als 
80.000 Münchner in der Zukunft 
mit Ökowärme versorgt werden. 

Die Geothermieanlage am 
HKW Süd ist Teil der Ausbauof-
fensive Erneuerbare Energien, 
mit der die SWM das Ziel verfol-
gen, München bis 2040 mit 100 
Prozent CO2-neutraler Fernwär-
me zu versorgen. DK

Bundeswirtschaftsminister Altmaier: 

Bundesweit sehr hohe 
Versorgungssicherheit

Es ist ein zentrales Anliegen der Bundesregierung, im Rah-
men der weiteren Umsetzung der Energiewende stets eine 
sichere Stromversorgung zu gewährleisten. Das Bundesmi-
nisterium für Wirtschaft und Energie (BMWi) überwacht da-
her kontinuierlich die Sicherheit der Stromversorgung, um 
etwaige Probleme frühzeitig erkennen und bei Bedarf ziel-
genau gegensteuern zu können. In regelmäßigen Abstän-
den legt das BMWi zudem den Monitoringbericht zur Ver-
sorgungssicherheit im Bereich Elektrizität vor.

Bundesminister Altmaier: „Der Monitoringbericht zur Ver-
sorgungssicherheit Strom ist ein zentrales Instrument, um 
auch in Zukunft stets eine sichere Stromversorgung gewähr-
leisten zu können. Der Bericht zeigt, dass die Stromverbrau-
cher in Deutschland auch beim weiteren Umbau unserer Ener-
gieversorgung sicher mit Elektrizität versorgt werden können. 
Die Versorgungssicherheit in Deutschland ist im internationa-
len Vergleich weiterhin sehr hoch. Wir werden auch künftig 
und parallel zum Ausstieg aus der Stromerzeugung aus Koh-
le immer wieder die Auswirkungen auf die Versorgungssicher-
heit prüfen. Dieses regelmäßige und vorausschauende Moni-
toring ist ein wichtiger Baustein bei der weiteren Umsetzung 
der Energiewende.“

Eine wesentliche Grundlage des Monitoringberichts des 
BMWi ist ein Gutachten, das ausführlich untersucht, wie sich 
der Strommarkt und die verfügbaren Kraftwerke in den nächs-
ten Jahren bis 2030 entwickeln. Es kommt zu dem Ergebnis, 
dass die Stromverbraucher in Deutschland mit Blick auf Ange-
bot und Nachfrage jederzeit sicher versorgt werden können.

Den Monitoringbericht des BMWi finden Sie hier: 
www.bmwi.de/Redaktion/DE/Publikationen/Energie/ 
monitoringbericht-versorgungssicherheit-2019.html 

Das Gutachten kann hier heruntergeladen werden: 
www.bmwi.de/Redaktion/DE/Publikationen/Studien/ 
definition-und-monitoring-der-versorgungssicherheit- 
an-den-europaeischen-strommaerkten.html r
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Die Energieversorgung von morgen wird dezentral. Dafür ist
das Bayernwerk gerüstet und entwickelt Lösungen für die
neue Energiewelt in  Bayern: von der Straßenbeleuchtung,
über den EnergieMonitor bis zur effizienten Anlage zur
 Energieerzeugung und -verteilung. Wir sind der fachkundige
Partner für Unternehmen, Privatpersonen oder Kommunen.
Sprechen Sie uns bitte an, wir beraten Sie gerne!

www.bayernwerk.de

Ihr Partner für 
die Energiezukunft.

Wirtschaftsausschuss im Bayerischen Landtag:

Keine Stromflauten im Freistaat
Mehr Gaskraftwerke und der Ausbau Erneuerbarer Energien – 
das sind die wichtigsten Maßnahmen der bayerischen Energiepo-
litik. So soll der Strom nicht teuer und auch nicht knapp werden, 
wenn der Freistaat ab 2022 ohne Atomstrom auskommen muss. 
Um die Windkraft in Bayern voran zu bringen, setzt Wirtschafts-
minister Hubert Aiwanger auf die Zusammenarbeit mit den Kom-
munen. Die Opposition forderte im Wirtschaftsausschuss konkre-
tere Ziel- und Zeitpläne vom Minister.

Weniger Stromleitungen, mehr  
Photovoltaik und ein eigenes 
Wasserstoffzentrum für Bayern: 
so sieht Energieminister Hubert 
Aiwanger die Marschroute zur 
künftigen Energiepolitik Bayerns. 
Die Stromversorgung in Bayern 
sehe er auch nach dem endgül-
tigen Atomausstieg 2022 nicht 
in Gefahr, wie er im Wirtschafts-
ausschuss erklärte. „Wir wissen 
es sehr zu schätzen, dass Hu-
bert Aiwanger auf Bundesebene 
in kürzester Zeit einen Kompro-
miss zum Bau der umstrittenen 
Stromleitungen erzielen konn-
te. Das ist für Bayern ein großer 
Erfolg und entlastet besonders 
die Bürger in Nordbayern“, sagte 
Manfred Eibl, der wirtschaftspo-
litische Sprecher der Freie Wäh-
ler Landtagsfraktion. Auch die 
Sonnenenergie auf benachteilig-
ten landwirtschaftlichen Flächen 
baue der Freistaat nun auf höhe-
rem Niveau aus. „Und mit dem 
Photovoltaik-Stromspeicher-
programm werden Besitzer von 
Dachphotovoltaik sehr bald den 
Sonnenschein bis in die Nacht 
hinein verlängern können“, hob 
Eibl hervor.

Flaggschiff Sonnenenergie

„Die Photovoltaik als Flagg-
schiff der Erneuerbaren Ener-
gien“ spielt in Bayern aus Sicht 
der Staatsregierung eine zentra-
le Rolle, weshalb sie Anfang Juni 
2019 eine neue Freiflächenver-
ordnung erließ. Diese sieht vor, 
die bisherige Höchstgrenze bei 
Genehmigungen von maximal 
30 Freiflächenanlagen pro Jahr 
auf Acker- und Grünlandflächen 
in benachteiligten Gebieten Bay-
erns auf 70 genehmigungsfähige 

Anlagen pro Kalenderjahr zu er-
höhen. Auch das „10.000 Häu-
ser-Programm“ wird weiterent-
wickelt: Weitere 25 Millionen 
Euro seien für ein PV-Speicher-
programm zur Förderung von 
Batteriespeichern in Verbindung 
mit PV-Dachanlagen und Lade- 
stationen für Elektrofahrzeuge 
vorgesehen. 

Kommunen gefragt

Für weitgehend ausgeschöpft 
hält Aiwanger das Wasserkraft-
potenzial in Bayern. Trotz neu-
er Techniken wie die so genann-
ten Schachtkraftwerke werde es 
kaum mehr neue Anlagen ge-
ben. Man versuche aber, über 
die Vorgaben zur Restwasser-
menge in Flüssen unter Berück-
sichtigung ökologischer Aspekte 
die Nutzung bestehender Anla-
gen zu optimieren. Bei der Wind-
kraft hofft Aiwanger trotz Fest-
haltens an der 10H-Abstandsre-
gelung auf den Bau zusätzlicher 
Anlagen. Man müsse gemein-
sam mit den Kommunen darü-
ber beraten, „wie wir die Wind-
kraft in Bayern wieder gängig 
bringen“, sagte Aiwanger. 

Dass gegenwärtig nur ein  
Windrad pro Jahr gebaut wer-
de, sei zu wenig. „Da müssen 
ein oder zwei Nullen dran.“ Bes-
ser fördern will der Minister die 
Geothermie sowie die energe-
tische Wasserstoffnutzung. Die 
Energieeffizienz soll vor allem im 
Rahmen der Gebäudesanierung 
vorangebracht werden.

Kabeltechnologie 
für Südostlink

In der Frage der bei betroffe-

nen Bürgern umstrittenen neu-
en Stromtrassen zum Transport 
von Windstrom aus dem Norden 
nach Bayern habe die Staatsre-
gierung in Verhandlungen mit 
dem Bund wesentliche Verbes-
serungen erzielt, berichtete Ai-
wanger. 

Nach den Absprachen, die 
noch von der Bundesnetzagen-
tur genehmigt werden müssen, 
brauche die durch Oberfran-
ken geplante überirdische Ent-
lastungsleitung P44 nicht gebaut 
werden. Die nach Unterfranken 
führende P43 solle nun unter der 
Erde verlaufen und beim beson-
ders umstrittenen „Südostlink“ 
durch Ostbayern nach Landshut  
die innovative 525-kV-Kabel-
technologie zum Einsatz kom-
men. Dies sorge für mehr Kapa-
zität ohne zusätzlichen Flächen-
verbrauch, machte Aiwanger 
deutlich.

„Feuerwehren“  
für Stromlücken

Aiwanger verwies zudem auf 
Verhandlungen für die Verwirkli-
chung eines Pumpspeicherkraft-
werks in Riedl (Landkreis Pas-
sau). Als wichtigen Beitrag zur 
Versorgungssicherheit nannte er  
Vereinbarungen mit dem Bund. 
So soll es künftig zum Beispiel ei-
nen „Kapazitätsbonus“ für die  
süddeutschen Länder geben. Da-
mit werde der Bedarf an Reser-
vegaskraftwerken festgestellt, 
 die im Fall einer Flaute bei den 
erneuerbaren Energien oder zur 
Abdeckung von Spitzenlasten 
zugeschaltet werden könnten. 
Diese stehen quasi „als Feuer-
wehren bereit“, wenn die Sonne 
nicht scheint und der Wind nicht 
bläst. 

Aus Gründen der Grundlastsi-
cherheit – denn schon ein Ausfall 
im Millisekundenbereich kann da-
zu führen, dass Industrieanlagen 
heruntergefahren werden müssen 
– gebe es seitens der Wirtschaft 
in Bayern eine große Nachfra-
ge nach Gaskraftwerken. Zudem 

sei die Förderung des Baus von 
Anlagen zur Kraft-Wärme-Kopp-
lung bis 2030 verlängert wor-
den. Noch offen sei dagegen die 
künftige Förderung von Biogas- 
anlagen, die gerade in Bayern ei-
ne besondere Bedeutung hätten.

Der Windkraft 
mehr Schwung geben

Martin Stümpfig (Bündnis 90/
Die Grünen) kritisierte, es gebe 
kein zusammenhängendes Kon-
zept in der Energiepolitik. Ihm 
fehlten angesichts einer zu er-
wartenden Stromlücke von 40 
Terawattstunden pro Jahr ge-
naue Ziel- und Zeitpläne. Er for-
derte deutlich mehr Schubkraft 
beim Ausbau der Erneuerbaren 
Energien und will insbesondere 
der Windkraft in Bayern „mehr 
Schwung geben“. 

Versorgungssicherheit  
und Bezahlbarkeit  
als oberste Priorität

Annette Karl (SPD) mahnte, 
der Strompreis dürfte nicht ins 
Unermessliche steigen. Zu einer 
„Verneunfachung des Strom-
preises“ komme es, wenn Was-
serstoff als Energiespeicher ge-
nutzt werde – darauf wies Gerd 
Mannes (AfD) hin. Albert Duin 
(FDP) warnte vor einer „Vertrei-
bung der Industrie aus Deutsch-
land“, falls der Strompreis noch 
teurer werde. Nach Einschät-
zung von Klaus Holetschek (CSU) 
lässt das Konzept der Staatsre-
gierung bereits klar erkennen, 
wie es in der Energiepolitik Bay-
erns weitergehe. Es fehle ledig-
lich noch ein genauer Zeitplan. 
Oberste Priorität müssten Ver-
sorgungssicherheit und Bezahl-
barkeit haben, um einer Dein-
dustrialisierung Bayerns vorzu-
beugen. Anja Schuchardt

Der Strom für Elektroautos  
wird immer grüner

Photovoltaik und Elektromobilität als natürliche Partner
In Bayern sind derzeit über 550.000 Photovoltaikanlagen mit ei-
ner Gesamtnennleistung von rund 12.500 MW installiert. Damit 
werden in einem Jahr rund 12.500 Millionen Kilowattstunden 
Strom erzeugt. Das genügt, damit rund 5 Millionen Autos fah-
ren können. „Das Elektroauto mit grünem Strom zu betreiben ist 
ein idealer Beitrag zur Energiewende: Diesen kann jeder Autofah-
rer und jede Autofahrerin leisten“, erläutert Detlef Fischer, Ge-
schäftsführer des Verbands der Bayerischen Energie- und Wass-
erwirtschaft e. V. – VBEW.

In Bayern waren zum Stand 
31.12.2018 rund 13.000 reine 
Elektroautos (d. h. ohne einen 
zusätzlichen Verbrennungsmo-
tor für den Antrieb) zugelassen. 
Und täglich werden es mehr, die 
Zulassungszahlen steigen rasant. 
Die Nachfrage nach Elektroau-
tos übersteigt derzeit die Liefer-
möglichkeiten der meisten Auto-
mobilhersteller deutlich. Warte-
zeiten von bis zu einem Jahr sind 
an der Tagesordnung. Es wird 
für das Jahr 2030 erwartet, dass 
mehrere Millionen Elektroautos 
in Deutschland zugelassen sein 
werden.

Boomende Photovoltaik

Die Energiegewinnung aus Pho- 
tovoltaik boomt in Bayern seit 
vielen Jahren. Sie hat sich ne-
ben der Wasserkraft zum bedeu-
tendsten Stromerzeuger aus er-
neuerbaren Energien in Bayern 
entwickelt. Sie deckt rein rechne-
risch bereits rund 15 % des Strom-
verbrauchs in Bayern. Das Poten- 
zial, aus Photovoltaik Strom zu er-
zeugen, ist bei weitem noch nicht 
ausgeschöpft. Es stehen noch 

viele freie Dächer und geeignete 
Freiflächen zur Verfügung.

Die Bayerischen Stromversor-
ger geben an ihren öffentlich zu-
gänglichen Ladesäulen fast aus-
schließlich Strom aus erneuer-
baren Energien ab. Die meisten 
Ladevorgänge finden aber ganz 
bequem zu Hause oder am Ar-
beitsplatz statt.

Hilfe für das Stromnetz

Jeder Stromkunde hat die 
Möglichkeit, ein Ökostrompro-
dukt bei einem Anbieter seiner 
Wahl in Anspruch zu nehmen 
und lädt damit zu Hause im-
mer mit grünem Strom. Wer die 
Möglichkeit dazu hat, kann auch 
das eigene Dach für die Photo-
voltaikstromerzeugung verwen-
den. Das lohnt sich insbesonde-
re dann, wenn das Elektroauto 
regelmäßig zur Mittagszeit in der 
Garage steht. Im Elektroauto ist 
der Speicher nämlich schon drin 
und so kann der Strom aus der 
Sonne gut für den nächsten Aus-
flug mit dem Auto genutzt wer-
den.

Ein Laden bei strahlendem 

Sonnenschein hilft auch dem 
Stromnetz. Denn dann wird vor 
Ort erzeugter PV-Strom regi-
onal genutzt und entlastet die 
ohnehin vollen Stromautobah-
nen. Perspektivisch kann die-
ser Strom dann sogar auch wie-
der für die Stromversorgung der 
eigenen vier Wände verwendet 
werden.

„Die Elektromobilität hat ge-
genüber herkömmlichen Au-
tos mit Verbrennungsmotoren 
viele Vorteile. Die Ökobilanz ei-
nes Elektroautos ist über die 
komplette Wertschöpfungsket-
te und Lebensdauer betrachtet 
deutlich besser als bei einem 
Verbrenner. Alle Probleme wie 
Kosten, Reichweite und Lade-
möglichkeiten sind für viele Au-
tofahrer gelöst und Spaß macht 
das Fahren mit dem Elektroauto 
auch noch. Es ist also an der Zeit 
umzusteigen“, freut sich Detlef 
Fischer.

Zeit zum Umstieg

Elektroautofahrer tragen bei 
heißen Sommertemperaturen im  
Übrigen auch nicht zur gefürch-
teten Ozonbildung bei. Das LfU 
hat dazu jüngst seine Verhal-
tensempfehlungen geändert. So  
wird jetzt empfohlen: „Jeder 
nicht mit einem Verbrennungs-
motor gefahrene Kilometer hilft, 
das Problem an heißen Sommer-
tagen zu mildern“. In Tirol wurde 
schon die erste Tankstelle ganz 
ohne Spritverkauf gesichtet. r

Von links: Wolfgang Brandl, Prof. Dr. Monika Führer, Thomas Barth, 
Klaus Steiner. r

Spende des VBEW:

13.000 Euro für Förderverein  
Kinderpalliativzentrum München 

Anlässlich seines 100. Geburtstages zeigte der Verband der Bayeri-
schen Energie- und Wasserwirtschaft e.V. - VBEW soziales Engage-
ment und spendete 13.000 Euro an den Förderverein Kinderpallia-
tivzentrum München e.V. Der Spendenbetrag setzt sich zusammen 
aus Beiträgen des VBEW, den Mitgliedsunternehmen des Verban-
des sowie den Mitarbeitern der VBEW-Geschäftsstelle.

Der Förderverein unterstützt 
das Kinderpalliativzentrum bei 
seiner Arbeit, indem er zusätzli-
che Therapie- und Betreuungs-
angebote ermöglicht, die von der 
Grundfinanzierung der Kranken-
kassen nicht umfasst sind. Auch 
die dringend notwendige Aus- 
und Fortbildung von Ärzten, Pfle-
genden und weiteren Fachkräften 
wird vom Förderverein maßgeb-
lich unterstützt. 

„Wir freuen uns, dass wir mit 
unserer Spende einen kleinen Bei-
trag leisten können die Versor-
gung von schwerstkranken Kin-
dern und Jugendlichen weiter 
zu verbessern und zu unterstüt-

zen“, sagte Wolfgang Brandl, Vor-
standsvorsitzender des Verbands 
der Bayerischen Energie- und 
Wasserwirtschaft e. V. – VBEW. 
Bei einem Besuch des Kinderpal-
liativzentrums Ende Juni überga-
ben Brandl und sein Stellvertre-
ter Klaus Steiner den Spenden-
scheck an den Vorsitzenden des 
Fördervereins Kinderpalliativzent-
rum München e. V., Thomas Barth 
im Beisein der Leiterin des Kinder-
palliativzentrums Prof. Dr. Monika 
Führer. Beide bedankten sich für 
die Spende und wünschten dem 
VBEW viel Erfolg bei den anste-
henden Feierlichkeiten und den 
künftigen Aufgaben. r
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Bayernwerk AG:

Blickpunkte 
Innovation und Digitalisierung

GZ-Interview mit Vorstandsvorsitzendem Reimund Gotzel

Innovation und Digitalisierung lauten die Schlagworte, mit denen 
Bayernwerk aktuell auch in Kommunen punktet. Reimund Gotzel, 
Vorstandsvorsitzender des bayerischen Energieversorgers, erläu-
terte für die Bayerische GemeindeZeitung die strategische Aus-
richtung des Unternehmens.

„Neue Technologien schaffen 
neue Möglichkeiten und neue 
Möglichkeiten verändern die Per-
spektive. Das ist zunächst ganz 
einfach“, so Gotzel. Was man aber 
aktuell erlebe, gehe viel tiefer. 
„Die Menschen denken neu und 
wollen ihr Lebensumfeld danach 
gestalten. Klimaschutz, Ökolo-
gie, regionale Nähe und Vertrau-
en stehen weit oben und geben 
die Richtung vor“, betonte Gotzel. 
Dem könne man sich nicht entzie-
hen. Das gelte auch rund um al-
le Fragen der Energieversorgung 
in Bayern, egal ob es um priva-
te Haushalte, Wirtschaft und Ge-
werbe, oder die Kommunen geht. 
„Bei der bürgerorientierten Neu-
ausrichtung der Energiezukunft 
sind die Kommunen ein ganz be-
sonderer Partner, einerseits weil 
sie selbst mit ihren Anlagen und 
Immobilien einen hohen Ener-
giebedarf haben, aber viel mehr 
noch, weil sie in vielfältiger Weise 
die Rahmenbedingungen für ihre 
Bürgerinnen und Bürger gestal-
ten.” Aus dieser langen und guten 
Partnerschaft hat auch das Bay-
ernwerk die kommunale Daseins-
vorsorge fest im Blick.

Zauberwort 
Sektorenkopplung

Neben dem Thema Energie-
wende, das zunächst vor allem 
unter dem Aspekt des Verzichts 
auf Kernenergie protegiert wur-
de, geht es heute um den Klima-
schutz schlechthin, um ein neu-
es, bewusstes Leben mit Ener-
gie, um Energie-Effizienz, um Ver-
netzung technologischer Systeme 
und eine neue Mobilität. Damit 
die Energiewende gelingt, muss 
die Umstellung auf Erneuerbare 
Energien in allen Sektoren gelin-
gen, nicht nur in der Stromerzeu-
gung. Sektorenkopplung heißt ei-
nes dieser Zauberworte.

Klar ist, dass sich der Energiesek-
tor massiv verändert hat. Photo-
voltaik, Windenergie und Biomasse 
liefern zwar zeitweise mehr Strom 
als im Freistaat benötigt wird. Sie 
sind allerdings nicht grundlastfä-
hig, sondern hoch volatil.

Solange die Energieversorgung 
im Freistaat quasi monopolis-
tisch geprägt war und man auf 
die Stromgewinnung aus zentra-
len Großkraftwerken setzte, war 
eine qualitativ hochwertige Ver-
sorgung sichergestellt. Jetzt wol-
len die Menschen Produkte mög-
lichst aus der eigenen Region be-
ziehen – auch die Energie. Loka-
le Märkte heißt das Schlagwort. 
„Der Landkreis Bamberg, Abens-
berg und Furth sind positive Bei-
spiele“, erläuterte Gotzel, „mit de-
nen wir eine diesbezügliche Part-
nerschaft eingegangen sind.“ Das 
seien neue technologische He-
rausforderungen, denn die Ver- 
sorgungssicherheit vertrage kei-
ne Einschränkungen.

Dennoch zeigt sich der Bayern-
werk-Chef überzeugt, dass die 
Zukunft regionalen Energiekreis-
läufen gehört. So werden aus bis-
herigen Kunden Partner. Sie er-
zeugen selbst Strom – vor Ort, 
regenerativ und nachhaltig. Über-
schüssiger Strom wird gespei-
chert. Das Leben der Menschen 
mit Energie wird vernetzt, von 
der Wärme über Strom bis zur 
Mobilität. In dieser Ausprägung 
ist das laut Gotzel noch ein Stück 
weit Zukunftsmusik. „Aber wir 
spielen schon die Ouvertüre“, be-
tonte er. Der Energiemonitor des 
Bayernwerks zeigt die Richtung 
für die Entwicklung lokaler Ener-
giesysteme auf. „Mit dem Ener-

giemonitor wollen wir lokale 
Energie visualisieren, verstehen 
und optimieren”, berichtete der 
Energiemanager begeistert. „Da-
mit können wir aufzeigen, wieviel 
Strom tatsächlich vor Ort erzeugt 
wird und wieviel des kommuna-
len Energiebedarfs dadurch ge-
deckt wird. Ein Blick auf den Ener-
giemonitor genügt.“ 

Mit einer Visualisierung der 
örtlichen Energiesituation schafft 
das Bayernwerk für Kommunen 
und Landkreise Transparenz und 
Orientierung. In einer online ein-
sehbaren Übersicht, dem digita-
len Dashboard, werden Energie-

es Abensberg“. Sein Unterneh-
men baut gemeinsam mit der 
Stadt unter der Marke „Natur-
strom Abensberg“ einen regio-
nalen Strommarkt auf, der loka-
le Stromerzeuger und Verbrau-
cher vor Ort zusammenbringt. Im 
Fokus stehen zunächst die Berei-
che Photovoltaik, lokaler Strom-
markt, Mobilität und Wärme. 

Auch im Landkreis Bamberg be-
schreitet man neue Wege. Basie-
rend auf dem lokalen Markt mit 
regionaler Produktion können 
Stromkunden seit dem 1. Mai ei-
nen neuen Ökostromtarif bezie-
hen, mit dem sich die Regionalwer-
ke Bamberg neu aufstellen und mit 
Unterstützung des Bayernwerks 
zum Stromanbieter werden. Bisher 
war der Verbund aus 31 Kommu-
nen, dem Landkreis und der Stadt 
Bamberg vorwiegend beratend 
und koordinierend tätig. 

Lokale Märkte

Die bisherige Arbeit trägt in-
zwischen schöne Früchte: Die 35 
Windkraft-, 35 Wasserkraft-, 46 
Biomasse- und 5.880 Photovol-
taikanlagen im Landkreis Bam-
berg produzieren bereits 75 Pro-
zent des im Landkreis Bamberg 
pro Jahr benötigten Stroms.

Nach Abensberg und dem Land-
kreis Bamberg haben auch die Ge-
meinden Furth und Altdorf bei 
Landshut mit der Gründung ei-
nes lokalen Marktes einen großen 
Schritt in die dezentrale Energiezu-
kunft gemacht. Auch dort wird die 
Bayernwerk Regio Energie kom-
munaler Partner für den Aufbau ei-
nes regionalen Strommarkts.

„Das sind die ersten Schritte in 
die richtige Energiezukunft. Wir 
sind überzeugt, dass sich die Flä-
che Bayerns energiewirtschaft-
lich zu einem Mosaik aus kommu-
nalen Energiekreisläufen entwi-
ckeln wird. Unsere Aufgabe wird 
es sein, diese Kreisläufe zu steu-
ern, aufeinander abzustimmen. 
Die große Chance für die Kom-
munen sehen wir in dem Gemein-
schaftsgedanken. Energie in der 
Gemeinschaft vor Ort erzeugen 
und durch diese Gemeinschaft 
vor Ort zu verbrauchen. In punk-
to Klimaschutz, in punkto regio-
naler Wertschöpfung und in der 
Kraft regionaler Geschlossenheit 
bieten diese Modelle aus unserer 
Sicht enormes gesellschaftliches 
Entwicklungspotenzial für unsere 
Kommunen“, betonte der Bayern-
werk-Chef. 

Bayerns Energiezukunft

Möglich wird dies alles durch 
neue Technologien und Digita-
lisierung. „Unser Geschäft, das 
über Jahrzehnte von Kupfer ge-
prägt war, findet heute in einer 
hochdigitalisierten Umgebung 
statt. Unsere Netzleitsysteme 
sind die modernsten am Markt, 
unser Netz steuert sich im loka-
len Umfeld mittels intelligenter 
Ortsnetzstationen immer mehr 
selbst, Predictive Maintenance, 
also vorausschauende Wartung, 
erkennt mittels künstlicher Intel-
ligenz mögliche Störungen be-
reits bevor sie überhaupt ent-
stehen”, erläuterte Gotzel, hob 
aber hervor, dass das Stromnetz 
keineswegs zum alten Eisen ge-
höre, sondern vielmehr das zen-
trale Steuerelement für die ge-
nannten Entwicklungen sei: „Wir 
brauchen immer leistungsfähige-
re Verteilnetze, um Erneuerbare 
Energien aufnehmen und sicher 
Energie für die bayerische Wirt-
schaft und Industrie bereitstellen 
zu können. Denn den industriel-
len Bedarf, das gehört zur Ehrlich-
keit dazu, werden wir nicht über 
lokale Kreisläufe beschaffen kön-
nen. Lokale Märkte in den Ge-
meinden, Märkten und Landkrei-

sen, Areale und Quartierslösun-
gen in Städten, starke Verteilnet-
ze für eine starke Industrie – das 
ist Bayerns Energiezukunft.“ Für 
den Ausbau, die Erneuerung und 
Instandhaltung seiner Netze wen-
de das Bayernwerk in diesem Jahr 
rund 600 Millionen Euro auf.

Die hoch innovativen Ansät-
ze für eine neue Art der Energie-
bewirtschaftung werden selbst-
verständlich durch umfangreiche 
Forschungsprojekte begleitet. Da- 
bei arbeitet das Bayernwerk im 
Rahmen seines Digitalisierungs-
projekts NEXT mit IBM Watson 
und dem Fraunhofer-Institut zu-
sammen.

Gesamtkomplex Verkehr

Im Fokus des größten bayeri-
schen Energieversorgers steht 
selbstverständlich auch der Ge-
samtkomplex Verkehr. Gotzel  
setzt auf vielfältige Elektrifizierung 
und E-Mobilität, bei der E-Fahr-
zeuge sogar als Stromspeicher 
dienen können. „Trotz allem Fokus 
auf E-Mobilität darf aber die For-
schung rund um alternative An-
triebstechnologien nicht enden. 
Zwei Dinge stehen nicht mehr still: 
Technologien und das Denken der 
Menschen. Veränderungen lassen 
uns nicht mehr los. Wahrschein-
lich ist dies auch ein Stück weit 
der Antrieb dafür, dass den Men-
schen Nähe als Orientierung im-
mer wichtiger wird. Unser Mar-
kenmerkmal ist es, diese Nähe 
mit Zukunft zu verbinden, eine Zu-
kunft mit Herz und Verstand.“

Neue Arbeitswelten

Im Unternehmen Bayernwerk 
bezieht sich die neue Art zu denken 
keineswegs nur auf die Energiever-
sorgung. Gotzel zufolge müssen 
mittels „Innovationskultur” neue 
Arbeitswelten entwickelt wer-
den, in denen kreative Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter neue Lö-
sungen entwickeln können. Des-
halb wurde auch die Firmenzent-
rale in Regensburg entsprechend 
umgestaltet. In „Coworking Spa-
ces“ führt bereichsübergreifen-
de Zusammenarbeit zu außeror-
dentlichen Ergebnissen. Aufwän-
dige Fahrten und Vor-Ort-Termi-
ne lassen sich teilweise einsparen, 
weil man sich mittels Virtual-Re-
ality-Brille im virtuellen Raum so 
bewegen kann, dass bislang not-
wendige vor Ort-Termine entfallen 
können.

Es gibt also viel zu tun, will man 
den High-Tech-Freistaat, in dem 
schon vor Jahrzehnten Laptop 
und Lederhose kein Gegensatz 
sein sollten, auch künftig mit si-
cherer und hochwertiger Energie 
versorgen. Das Bayernwerk ist je-
denfalls gut gerüstet. r

Bayernwerk-Vorstand Raimund 
Gotzel und GZ-Verlegerin Cons-
tanze von Hassel. r

erzeugung und -verbrauch gra-
fisch aufbereitet. Alle Erzeu-
gungsanlagen sind nach Art der 
Erzeugung gruppiert. Der Ver-
brauch wird für Privathaushalte, 
öffentliche Gebäude sowie Ge-
werbe und Industrie aufgezeigt. 
Daraus ergibt sich ein individuel-
ler, rechnerisch ermittelter Grad 
der Eigenversorgung. „Mit dem 
Energiemonitor stärken wir ge-
meinsam mit unseren Partnern 
und Kunden das Energiebewusst-
sein für gezielte Maßnahmen zur 
Umsetzung der Energiewende“, 
versicherte Gotzel.

Energiemonitor

Dabei werden die Daten des 
Energiemonitors zu Energiever-
brauch und -erzeugung im Bay-
ernwerk-Netzgebiet im 15-Mi-
nuten-Takt aktualisiert. Die örtli-
chen Energieflüsse und der Grad 
der Eigenversorgung mit Energie 
in einer Gemeinde, einer Stadt 
oder einem Landkreis werden so-
mit nahezu in Echtzeit dargestellt. 
Deshalb sind die Haupt-Zielgrup-
pen Kommunen, die durch das 
Bayernwerk-Netz versorgt wer-
den. Gotzel: „Spannend ist vor al-
lem auch die Option, Entwicklun-
gen simulieren zu können. Wie 
wirkt sich beispielsweise der Zu-
bau einer größeren PV-Anlage auf 
die Energiebilanz aus?“

Durch die Aufbereitung der 
kommunalen Energiesituation in  
leicht verständlicher Weise kön-
nen sich Kommunen realistische 
Ziele setzen, um Maßnahmen zu 
ergreifen und diese zu überprü-
fen. Der Vorstandsvorsitzende ist 
sich sicher: „Der Energiemonitor 
bietet die Basis für den Weg in die 
lokale Energiezukunft, einen in-
teraktiven Marktplatz für den lo-
kalen Energiehandel. Hier können 
Kommunen perspektivisch ihren 
regional erzeugten Strom kaufen 
und verkaufen, nach dem Vorbild 
‚Strom von und für meine Nach-
barn‘“. 

Das erste Projekt, so berichtete 
Gotzel, ist das Konzept „CO2-frei-

Bayerische Forschungsstiftung: 

Förderung energetischer 
Zukunftsprojekte

Jährlich berät die Bayerische Forschungsstiftung über Projektan-
träge mit einem Gesamtvolumen von über 50 Millionen Euro. Seit 
ihrer Errichtung im Jahr 1990 hat sie für 900 Projekte rund 577 
Millionen Euro bewilligt. Gemeinsam mit den Co-Finanzierungs-
anteilen der bayerischen Wirtschaft wurden damit Gesamtpro-
jektvolumina von rund 1,28 Milliarden Euro angestoßen. 

Zusätzlich vergibt die For-
schungsstiftung Stipendien für die 
internationale Zusammenarbeit 
von Forschern sowie (Post)Dok-
toranden. Im Anschluss an die Sit-
zung des Stiftungsrats gab Finanz- 
und Heimatminister Albert Für-
acker die Förderung weiterer Zu-
kunftsprojekte bekannt. 

Die Bayerische Forschungsstif-
tung unterstützt die Entwicklung 
technischer Maßnahmen zur Ver-
besserung der Energie- und Res-
sourceneffizienz bei der Aufbe-
reitung von medizinischen Pro-
dukten, d. h. von Instrumenten, 
Apparaten, Stoffen und anderen 
Gegenständen, die zur Erkennung, 
Verhütung und Behandlung von 
Krankheiten und Verletzungen 
dienen. Dabei soll auch eine Ver-
suchsanlage aufgebaut werden, 
um die erzielte Effizienzsteigerung 
und Gewährleistung der Hygie-
neanforderungen messtechnisch 
nachzuweisen. 

Aufbereitung  
medizinischer Produkte

„Die Forschungsstiftung för-
dert das Projekt der Fakultät 
Maschinenbau/Umwelttech-
nik der OTH Amberg-Weiden 
mit 294.500 Euro“, teilte Für-
acker mit. An dem Forschungs-
projekt sind auch die MMM Mün-
chener Medizin Mechanik Gm-
bH, München/Stadlern i. d. OPf., 
und die Speck Pumpen Vakuum-
technik GmbH, Roth, beteiligt. 
Im Rahmen des Forschungsvor-
habens soll ein Energiemanage-
mentkonzept erstellt werden, das 
auf neuen und existierenden An-
lagen, wie Reinigungs- und Des-
infektionsgeräte sowie Sterilisa-
toren, angewendet werden kann, 
den Energiebedarf in der Zen- 
tralsterilisation nachhaltig redu-
ziert und die Qualität der Reini-
gung, Desinfektion und Sterilisati-
on nicht beeinträchtigt. 

Im Rahmen von „AdOnFuel-
Control“ soll außerdem die Feu-
erungsregelung von Anlagen 
zur Verbrennung heterogener 
Festbrennstoffe, wie Müll, Er-
satzbrennstoffe oder Biomasse, 
grundlegend optimiert werden. 
„Die Bayerische Forschungsstif-
tung unterstützt die Entwicklung 

eines neuen Verfahrens für eine 
grundlegende Optimierung und 
Weiterentwicklung von Regel-
strategien im Bereich der Fest-
stoffverbrennung. Eine erfolg-
reiche Realisierung des Projekts 
ist Ausgangspunkt für eine neue  
Adaptive Online-Brennstoffcha- 
rakterisierung von heterogenen 
Brennstoffen für eine optimier-
te Feuerungsregelung. Die neue 
Prozess- und Produktionstech-
nik wird in enger Kooperation 
von Wissenschaft und Wirtschaft 
entwickelt. 

Mit 340.000 Euro wird das Pro-
jekt des Fraunhofer-Instituts für 
Umwelt-, Sicherheits- und Ener-
gietechnik UMSICHT in Sulz-
bach-Rosenberg gefördert. An 
dem Forschungsprojekt sind auch 
die SAR Elektronic GmbH, Dingol-
fing, und die GKS-Gemeinschafts-
kraftwerk Schweinfurt GmbH be-
teiligt. 

Ziel des Projekts ist, eine Re-
gelung zu realisieren, die voraus-
schauend auf variierende Brenn-
stoffzusammensetzungen reagiert 
und nicht wie derzeit im Nachhi-
nein arbeitet. So kann ein stabi-
lerer, flexiblerer und effiziente-
rer Anlagenbetrieb mit geringe-
ren Betriebskosten und niedrige-
ren Emissionen erreicht werden. 
Dies wird möglich, wenn es ge-
lingt, über den Brennstoffmassen-
strom den Heizwert des Brenn-
stoffs bei der Aufgabe online zu 
erfassen und diese Daten in der 
Anlagensteuerung zu verarbeiten. 
Dieser entscheidende Schritt soll 
im Rahmen des Projekts realisiert 
und in der Großtechnik gezeigt 
werden, in dem verfahrenstech-
nisches Know-how und Kompe-
tenzen im Bereich Digitalisierung, 
Feuerungstechnik, Brennstoffcha-
rakterisierung und Automatisie-
rung verknüpft werden. 

Smarte Batteriesteuerung

Unterstützt wird zudem die Er-
forschung einer neuartigen Be-
triebsstrategie von Batteriespei-
chern für den Einsatz bei produ-
zierenden Unternehmen. Ziel ist, 
Stromkosten nachhaltig zu sen-
ken. Das Projekt „SmartB4P –  
Smarte Batteriesteuerung für die 
Produktion“ der Fraunhofer-Ein-
richtung für Gießerei-, Compo-
site- und Verarbeitungstechnik 
IGCV Augsburg wird mit 800.000 
Euro unterstützt. An dem For-
schungsprojekt sind verschiede-
ne Partner aus Wissenschaft und 
Wirtschaft beteiligt, wie TU Mün-
chen, Smart Power GmbH, Feld-
kirchen b. München, Metecontrol 
GmbH, Augsburg, ITQ GmbH, Gar-
ching b. München, MAN Energy 
Solutions SE, Augsburg, Bayern-
werk Natur GmbH, Regensburg 
und Bolta Werke GmbH, Lein-
burg/Mittelfranken. 

Produzierende Unternehmen 
können die im Zuge der Energie-
wende steigenden Stromprei-
se durch die Nutzung von Strom 
aus eigenen Erzeugungsanlagen 
abfedern. Aufgrund der fluktuie-
renden Erzeugungsleistung von 
erneuerbaren Energiequellen ist 
eine zusätzliche Synchronisati-
on von Energieverfügbarkeit und 
-verbrauch erforderlich. Das Vor-
haben „SmartB4P“ befasst sich 
daher mit der Erforschung einer 
neuartigen Betriebsstrategie von 
Batteriespeichern für den Einsatz 
bei produzierenden Unterneh-
men, die das Laden bzw. Entladen 
situativ und unter Berücksichti-
gung der Batteriealterung sowie 
der stochastischen Randbedin-
gungen wie Wetter oder Produk-
tionsauslastung steuert. DK

ZAE wird neuer Partner  
der Klima-Allianz

Die Zeichen des Klimawandels sind sichtbar. Mit den enga-
gierten Partnern der Klima-Allianz schmiedet Bayern ein brei-
tes Bündnis für den Klimaschutz. Das betonte Bayerns Um-
weltminister Thorsten Glauber beim Beitritt des Zentrums für 
Angewandte Energieforschung e.V. (ZAE) zur Bayerischen Kli-
ma-Allianz in Würzburg.

Nach Glaubers Worten ist Klimaschutz eine gesamtgesell-
schaftliche Aufgabe: „Die Folgen des Klimawandels treffen 
Mensch und Natur auch in Bayern. Nur gemeinsam können wir 
die Klimaveränderung begrenzen. Wir müssen mit allen Akteu-
ren aus Politik, Wirtschaft und Gesellschaft an einem Strang zie-
hen. Effiziente und nachhaltige Energiesysteme sind ein Schlüs-
sel für mehr Klimaschutz. Mit dem Zentrum für Angewandte 
Energieforschung gewinnt die Klima-Allianz einen aktiven und 
kompetenten neuen Partner. Schon jetzt arbeitet das Umwelt-
ministerium eng mit dem Zentrum zusammen. Diese Kooperati-
on wollen wir weiter intensivieren.“

Das ZAE als 47. Mitglied der Bayerischen Klima-Allianz ist ein 
Forschungsinstitut, das mit zwei Hauptstandorten und drei Au-
ßenstellen bayernweit präsent ist. Es wird vom Bayerischen 
Wirtschaftsministerium gefördert. Das ZAE in Würzburg betreut 
beispielsweise seit 2017 den „Klima-Container“ und macht die-
sen im Rahmen von Führungen für Besucher zugänglich. Gezeigt 
werden Ideen und Anregungen, wie der Klimawandel gemeis-
tert werden kann.

Das ZAE bietet Innovationspakete im Bereich effizienter und 
nachhaltiger Energiesysteme an. Ziel des ZAE ist, die Energiefor-
schung zu fördern sowie Aus-, Fort- und Weiterbildung, Bera-
tung, Information und Dokumentation weiterzuentwickeln. r
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Hohe Energieeinsparung – ein Gewinn für die Umwelt:

Oberpleichfeld rüstet auf 
LED-Straßenbeleuchtung um 
Oberpleichfeld setzt bei der Straßenbeleuchtung neue Maßstäbe: 
Die Gemeinde hat die N-ERGIE Aktiengesellschaft damit beauf-
tragt, im Zuge der jährlichen Turnuswartung rund 150 Lampen auf 
Leuchtdioden, sogenannte LED, umzustellen.  Es werden warm-
weiße LED-Retrofit zum Einsatz kommen. 

Diese besonders energieeffizi-
enten Leuchtmittel vermindern 
den Energieverbrauch gegen-
über dem bisher eingesetzten 
System um mehr als 60 Prozent. 
Damit spart Oberpleichfeld rund 
30.000 Kilowattstunden (kWh) 
pro Jahr ein. Dies entspricht ei-
ner Verringerung des jährlichen 
CO2-Ausstoßes um rund 14.600 
Kilogramm. Zudem ist der Ein-
bau der LED-Retrofit-Leuchtmit-
tel einfach und kostengünstig.

„Die neuen Lampen schaffen 
für unsere Gemeinde eine hel-
le und umweltfreundliche Stra-
ßenbeleuchtung, bei der auch 
die Umwelt gewinnt“, erklärt 
Martina Rottmann, Erste Bür-
germeisterin von Oberpleich-
feld. „Durch den geringeren 
Stromverbrauch erwarten wir 
eine jährliche Kosteneinsparung 
von über 6.000 Euro. Das heißt, 
dass sich unsere Investitionskos-
ten bereits in zwei Jahren amor-
tisiert haben.“

Lichtbündelung erhöht 
die Verkehrssicherheit 

Die geplante LED-Technik ver-
bessert auch die Verkehrssicher-
heit: Durch eine Lichtbündelung 
von 270 Grad wird das Licht ge-
zielt auf die Straßen und We-
ge gelenkt. So reduziert sich das 
Streulicht, was die Anwohner 
entlastet, weil die Leuchte we-
niger Licht auf der Rückseite er-

zeugt. „Da sich der technische 
Standard in der Straßenbeleuch-
tung in den vergangenen Jahren 
rasant entwickelt hat, gehen wir 
im Rahmen der regelmäßigen 

Von links: Dr. Peter Pluschke (Umweltreferent der Stadt Nürn-
berg), Rainer Kleedörfer (Leiter Unternehmensentwicklung bei der  
N-ERGIE), Christian Vogler (Ansprechpartner für Elektromobilität 
bei der N-ERGIE), Markus Rützel (Ladeverbundkoordinator des La-
deverbund+). Bild:N-Ergie

N-ERGIE nimmt 400. Ladestation im Ladeverbund+ in Betrieb:

Ladeinfrastruktur in 
Nordbayern ausgebaut

Die 400. Ladestation im Ladeverbund+ steht in der Nürnberger 
Innenstadt und wurde von Rainer Kleedörfer, Leiter der Unter-
nehmensentwicklung bei der N-ERGIE, Markus Rützel, Ladever-
bundkoordinator des Ladeverbund+, und Umweltreferent Dr. Pe-
ter Pluschke von der Stadt Nürnberg offiziell in Betrieb genommen. 

„Insgesamt 38 Ladestationen  
haben wir in Nürnberg bereits 
errichtet und weitere kommen 
zeitnah hinzu. Bis voraussicht-
lich Ende 2019 können Elektro-
mobilisten an fast 60 Ladesta-
tionen im Nürnberger Stadtge- 
biet umweltfreundlichen Öko- 
strom der N-ERGIE laden. Der 
Ausbau schreitet somit in enger 
Abstimmung mit der Stadt vor-
an“, erklärt Rainer Kleedörfer.

Wie Markus Rützel erläu-
tert, „nehmen wir die Mobi-
litätswende als wesentlichen 
Baustein für wirksamen Klima-
schutz ernst und konnten mit 
unseren Mitgliedern in den letz-
ten zwei Monaten zahlreiche 
Ladestationen mit Schwerpunkt 
in Nordbayern in Betrieb neh-
men. Damit schaffen wir eine 
wichtige Basis für die Nutzung 
der Elektromobilität.“

Ladesäule überzeugt durch 
technische Ausstattung  
und ideale Lage

Die Ladesäule in der There- 
sienstraße wurde von der N-ER-
GIE Aktiengesellschaft im Rah-
men des Bayerischen Förder-
programms errichtet und ver-
fügt über zwei Typ2-Steckdo-
sen mit einer Leistung von je 22 
Kilowatt (kW). Neben der tech-
nischen Ausstattung kann sie 
durch eine ideale Lage über-
zeugen: Von ihr sind es nur we-
nige Schritte in die Nürnberger 
Innenstadt und zur Nürnberger 

Burg. Zudem steht die Ladesäu-
le direkt neben der Bushalte-
stelle „Burgstraße“ und erlaubt 
somit die Kombination aus Indi-
vidual- und Öffentlichem Nah-
verkehr.

„Die stetig steigenden Zulas-
sungszahlen zeigen uns, dass 
wir mit dem gemeinsamen Aus-
baukonzept richtig liegen“, freut 
sich Dr. Peter Pluschke von der 
Stadt Nürnberg. r

Mit Sonne rechnen: 

Verbraucherzentrale berät 
Bürger zur Solarnutzung 

Wie können bayerische Gemeinden dazu beitragen, dass ihre 
Bürger Photovoltaik- und Solarwärmeanlagen installieren? Ein 
wichtiger Baustein ist eine neutrale und unabhängige Energie-
beratung, die auf die individuellen Bedürfnisse und finanziellen 
Möglichkeiten von Haus- und Wohnungseigentümern eingeht. 

In vielen kommunalen Energie-
konzepten ist das Ziel verankert, 
die Bürger zu informieren, wie 
sie in ihren privaten Gebäuden 
erneuerbare Energien einsetzen 
können. Die Verbraucherzentrale 
und der VerbraucherService Bay-
ern führen derzeit gemeinsam mit 
regionalen Energieagenturen und 
Kommunen die Aktion „Mit Son-
ne Rechnen!“ durch, um Bürgern 
Impulse zur Nutzung von Solar- 
energie zu geben. 

In Zusammenarbeit mit dem 
Energie- und Umweltzentrum All-
gäu kommen die Bürger der Ge-
meinde Wasserburg (Bodensee), 
der Gemeinde Opfenbach, des 
Marktes Scheidegg, der Stadt 
Lindau, der Verwaltungsgemein-
schaft Argental, des Marktes Bu-
chenberg und der Stadt Günzburg 
in den Genuss von kostenlosen 
Beratungen. Gemeinsam mit der 
Energieagentur Südostbayern fin-
det die Beratungsaktion im Land-
kreis Traunstein und Berchtesga-
dener Land statt. Der Markt Fal-

ter der Verbraucherzentrale die 
Gegebenheiten vor Ort. Er be-
spricht mit dem Hausbesitzer die 
Möglichkeiten, beispielsweise mit  
einer Solarwärme-Anlage die 
Warmwasserbereitung oder auch 
die eigene Heizung zu unterstüt-
zen. Oftmals ist zur Stromerzeu-
gung die Installation einer Pho-
tovoltaikanlage mit Batteriespei-
cher sinnvoll. Auch ob es in Fra-
ge kommt, bestehende Anlagen 
nachzurüsten oder zu ergänzen, 
ist Teil des Checks. Für solarther-
mische Anlagen, Photovoltaik und 
Batteriespeicher gibt es unter-
schiedliche Förderungen von der 
Einspeisevergütung bis zum zins-
günstigen Kredit der KfW oder ei-
ner BAFA-Förderung. Nach der 
Beratung erhält der Ratsuchende 
einen schriftlichen Bericht zur So-
lareignung seines Hauses. Für die-
sen Check fällt ein Eigenanteil von 
30 Euro an, der von der Gemein-
de übernommen werden kann. 
Die restlichen Kosten von 286 Eu-
ro werden gefördert. 

Eignungs-Check Solar bei Verbrauchern in Opfenbach. Bild: Manuel Allgaier, eza!

Bürgermeisterin Martina Rott-
mann und Jürgen Lang begut-
achten die neue LED-Beleuch-
tung. Bild: N-ERGIE

BDEW zum Monitoringbericht der Bundesregierung:

Netzausbau deutlich beschleunigen!
Das Bundeswirtschaftsministerium hat den Monitoringbericht zur 
Versorgungssicherheit im Bereich der leitungsgebundenen Elektri-
zität vorgelegt. Laut Stefan Kapferer, Vorsitzender der BDEW-Haupt-
geschäftsführung, „zeigt der Monitoringbericht erneut, dass die 
Bundesregierung zur Absicherung der hohen Versorgungssicherheit 
künftig zunehmend auch auf den Import von Strom setzt“. 

Auch der BDEW sieht laut 
Kapferer im EU-Binnenmarkt  
für Strom einen wichtigen Pfei-
ler der Versorgungssicherheit. 
„Wir sollten uns jedoch nicht 
darauf verlassen, dass wir künf-
tig in bestimmten Zeiten hoher 
Stromnachfrage immer Strom 
aus anderen EU-Ländern impor-
tieren können: Fast überall in 
Europa sollen gesicherte Stro-
merzeugungskapazitäten vom 
Netz genommen werden, wie ei-
ne BDEW-Analyse im vergange-
nen Jahr gezeigt hat. Die Zeiten, 
in denen sehr viel Strom nach-
gefragt wird, sind in Mitteleu-
ropa zudem nahezu deckungs-
gleich: Ist die Stromnachfrage in 

Deutschland hoch, ist dies in der 
Regel auch in den angrenzenden 
Staaten der Fall.“ 

Kapferer zufolge wäre es 
daher zu riskant, wenn sich 
Deutschland zum Beispiel in ei-
ner Winter-Dunkelflaute allein 
auf Stromimporte verlassen 
würde. „Wir werden in Deutsch-
land auch neue Erzeugungs-
kapazitäten auf Basis von Gas 
brauchen. Die Bedingungen für 
Energiespeicher und Kraft-Wär-
me-Kopplung müssen sich ver-
bessern sowie alle Optionen 
zur Nachfrageflexibilisierung er-
griffen werden. Der Netzaus-
bau muss deutlich beschleunigt 
werden.“ r

Wartungen auf die Kommunen 
zu und empfehlen mögliche Ener-
giesparmaßnahmen“, erläutert 
Jürgen Lang, Betreuer für kom-
munale Kunden bei der N-ERGIE.

Für rund 250 Kommunen ist 
die N-ERGIE Ansprechpartner, 
wenn es um die Straßenbeleuch-
tung geht. Die N-ERGIE wartet 
insgesamt 89.000 Leuchten und 
ist für ein Straßenbeleuchtungs-
netz von rund 4.100 Kilometern 
Länge verantwortlich. r

kenstein, die VG Wörth a. d. Do-
nau, die Gemeinde Brennberg, 
das Landratsamt Schwandorf, 
die Stadt Neumarkt i.d.OPf., der 
Markt Wernberg-Köblitz, die Ge-
meinde Herrsching, der Markt 
Hohenburg, die Gemeinde Feld-
kirchen, der Markt Laaber, der 
Markt Moosbach und die Stadt 
Straubing nehmen ebenfalls teil. 
Der Landkreis Tirschenreuth, die 
Stadt Kemnath, der Markt Eslarn, 
die Stadt Grafenwöhr, die Stadt 
Pressath und der Markt Moos-
bach werden die Beratungsakti-
on in Zusammenarbeit mit der etz 
Nordoberpfalz durchführen. 

Welche Solaranlage ist 
die richtige für mich? 

Viele Bürger fragen sich, ob 
sich eine Solarstromanlage für 
sie lohnt, wie sie Handwerker-
angebote einholen und verglei-
chen können und wie die Anlage 
finanziert werden kann. In Zeiten 
sinkender Preise für die Anlagen 
lohnt sich das nach wie vor. Es ist 
vor allem rentabler, selbst erzeug-
ten Strom im eigenen Haushalt zu 
nutzen. Wie groß die Anlage sein 
sollte, hängt aber sehr vom Ge-
bäude und dem Eigenverbrauch 
ab. Zu diesen Aspekten halten die 
Energieberater der Verbraucher-
zentrale Vorträge, führen Energie-
beratung in der Gemeinde durch, 
betreuen Info-Stände bei Veran-
staltungen und beraten an einer 
Hotline. Aufgrund der Förderung 
des Bundesministeriums für Wirt-
schaft und Energie sind diese Leis-
tungen für die Gemeinde und die 
Bürger kostenlos. 

Eignungs-Check Solar  
bei den Bürgern zu Hause 

Bei einem Eignungs-Check So-
lar analysiert der Energiebera-

Positive Erfahrungen  
der Verbraucherzentrale 

Die Verbraucherzentrale un-
terstützt die Gemeinde bei der 
Durchführung der Beratungsak-
tion mit Marketingmaterialien 
wie Pressetexte, Flyer, Broschü-
ren, Plakaten und Anzeigen. Die 
Steuerung und Organisation der 
Kampagne liegt bei der Gemein-
de. „Wir haben sehr gute Erfah-
rungen mit konzentrierten Ener-
gieberatungsaktionen gemacht. 
Viele Bürger fühlen sich gut be-
raten und gehen dann die Nut-
zung die Sonnenergie an“, sagt 
Sigrid Goldbrunner, Regional-
managerin der Verbraucherzen-
trale Bayern. r
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Die Preisträger mit Bayernwerk-Vorstandsvorsitzendem Reimund Gotzel (links) und dem Bayerischen 
Staatsminister für Wissenschaft und Kunst, Bernd Sibler (rechts). Bild: Uwe Moosburger/ Bayernwerk AG

Galaabend im Zeichen des Lesens: 

Bayernwerk verlieh 
Kinderbibliothekspreis

Lara Schützsack erhält Paul Maar-Preis „Korbinian“

Prominente aus Kultur und Politik waren nach Zirndorf gereist. Sie 
waren der Einladung der Bayernwerk AG (Bayernwerk) zur Verlei-
hung von gleich zwei Preisen gefolgt. Im festlichen Rahmen und mo-
deriert von Fernsehstar Thomas „Tommi“ Ohrner überreichten Bernd 
Sibler, Bayerischer Staatsminister für Wissenschaft und Kunst, und 
Bayernwerk-Vorstandsvorsitzender Reimund Gotzel auf Gut Wolf-
gangshof den Kinderbibliothekspreis an fünf bayerische Einrichtun-
gen: Die Gemeindebibliothek Unterföhring (Landkreis München), die 
Gemeinde- und Pfarrbücherei in Obertraubling (Landkreis Regens-
burg), die Gemeindebücherei Großostheim (Landkreis Aschaffen-
burg) und die Gemeindebücherei in Oberhaid (Landkreis Bamberg). 
Einen Sonderpreis erhielt die schon einmal mit dem Kinderbiblio-
thekspreis ausgezeichnete Stadtbibliothek Donauwörth (Landkreis 
Donau-Ries) für nachhaltige und vorbildliche Bibliotheksarbeit. 

Im Anschluss betrat Autor und 
Sams-Erfinder Paul Maar ge-
meinsam mit Dr. Claudia Maria 
Pecher, Präsidentin der Deut-
schen Akademie für Kinder- und 
Jugendliteratur, die Bühne und 
übergaben den vom Bayernwerk 
und dem Schriftsteller gestifte-
ten Paul-Maar-Preis „Korbini-
an“ an Lara Schützsack („Sonne, 
Moon und Sterne“). Der Kinder-
bibliothekspreis ist mit jeweils 
5.000 Euro dotiert, der Paul 
Maar-Preis mit 2.500 Euro.

Mit gutem Beispiel voran 

Kunstminister Bernd Sibler be-
tonte: „Unsere Bibliotheken leis-
ten Herausragendes, um junge 
Leserinnen und Leser anzuspre-
chen. Mit kreativen Program-
men, einem bunten Medienan-
gebot und vielfältigen Koope-
rationsveranstaltungen begeis-
tern sie Kinder und Jugendliche 
für das Lesen und den Umgang 
mit unterschiedlichen Medi-
en. Damit statten die Bibliothe-
ken die Kinder und Jugendlichen 
mit wichtigen Schlüsselkompe-
tenzen aus und unterstützen sie 

so bei ihrer Persönlichkeitsent-
wicklung.“

Reimund Gotzel erklärte: „Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter in 
 Bibliotheken engagieren sich 
dafür, dass Bücher und Men-
schen zusammenkommen. Da-
mit stärken sie auch den gesell-
schaftlichen Zusammenhalt, den 
wir heute brauchen“. Er sei „froh 
und stolz“, dass der Kinderbib-
liothekspreis seit 2018 zusam-
men mit dem Paul Maar-Preis 
verliehen werde. „Denn diejeni-
gen, die die Bücher schreiben, 
sind ja die eigentlichen Motoren 
für das, was Lesen so spannend 
und lehrreich macht“, sagte Rei-
mund Gotzel. 

„Korbinian“ fördert  
Nachwuchstalente 

Lara Schützsack erhielt den 
Paul Maar-Preis für ihr Werk 
„Sonne, Moon und Sterne“. Dr. 
Claudia Maria Pecher beton-
te in ihrer Rede „So konkret 
und virtuos dabei das Erleben 
der Figuren in Schützsacks Ro-
man „Sonne, Moon und Sterne“ 
spürbar wird, so offen bleibt de-

ren Verstehen um die Dinge, die 
geschehen – Leerstellen domi-
nieren und diese entlassen die 
Leserschaft nicht aus der Ver-
antwortung selbst Position zu 
beziehen – ein poetisches Ver-
fahren, das Pubertät, Umbruch 
und Neuanfang, Ereignisse, an 
denen im Leben niemand vor-
beikommt, synästhetisch erleb- 
und erfahrbar macht“.

Neben der diesjährigen Auto-
rin Lara Schützsack waren Marie 
Golien („Cainstorm Island. Der 
Gejagte.“), Rieke Patwardhan 
(„Forschungsgruppe Erbsensup-
pe“) sowie Benjamin Tienti („Un-
terwegs mit Kaninchen“) von 
der Deutschen Akademie für 
Kinder- und Jugendliteratur für 
den Nachwuchspreis nominiert 
worden. Die Auszeichnung wur-
de 2009, zunächst unter ande-
rem Namen, von der Akademie 
zusammen mit Paul Maar ins Le-
ben gerufen. Anlässlich des 80. 
Geburtstages des Erfolgsautors 
wurde der Preis 2017 in „Paul 
Maar-Preis“ unbenannt. Eigens 
für den Preis hat er eine Kunstfi-
gur, den Bären „Korbinian“, ent-
worfen. Das Geschöpf dient als 
Namensgeber und ist im Logo 
zu sehen. Die 2.500 Euro für den 
Preis stiften Bayernwerk und 
Paul Maar gemeinsam. 

Auswahl durch Fachjury 

Den Kinderbibliothekspreis 
verleiht das Bayernwerk in Ko-
operation mit der Landesfach-
stelle für das öffentliche Bib-
liothekswesen der Bayerischen 
Staatsbibliothek und dem katho- 
lischen Medienhaus Sankt Mi-
chaelsbund. Unter dem Motto 
„Bibliotheken fördern Lesen – 
wir fördern Bibliotheken“ profi-
tierten in den zwölf Jahren seit 
der Gründung mehr als 90 Ein-
richtungen von dem Preis. Es ist 
nicht möglich, sich für die Aus-
zeichnung zu bewerben. Die 
Auswahl der Preisträger erfolgt 
durch eine Fachjury. Auf dem of-
fiziellen YouTube-Kanal des Bay-
ernwerks gibt es Videos rund um 
den Kinderbibliothekspreis, un-
ter anderem auch Porträts aller 
Preisträger.

Bayernweite Leseförderung 

Seit vielen Jahren setzt sich 
das Bayernwerk mit zahlreichen 
Aktionen für die Leseförderung 
bei Kindern und Jugendlichen 
im Freistaat ein: Neben Kinder-
bibliothekspreis und Paul Maar-
Preis unterstützt der kommuna-
le Versorger Büchereien und Bib-
liotheken mit dem so genannten 
Lesezeichen. Jährlich kommen 
beim Lesezeichen 50 Einrichtun-
gen in den Genuss von 1.000 Eu-
ro. Bereits 650 Lesezeichen wur-
den so an Büchereien und Biblio-
theken vergeben. r

Mobilstationen für  
den Landkreis Bamberg

„Das rege Interesse der Gemeinden zur Teilnahme an einer Pilo-
tierung zeigt, dass wir auf dem richtigen Weg sind. Nach den vie-
len Terminen zur Bestandsaufnahme vor Ort, hat nun die konzep-
tionelle Arbeit im Hintergrund begonnen, auf deren Ergebnisse 
ich persönlich sehr gespannt bin und auf deren Umsetzung sich 
die Bürgerinnen und Bürger schon jetzt freuen können“, zeigt sich 
Landrat Johann Kalb zuversichtlich. Der Landkreis Bamberg möch-
te die Mobilität für seine Einwohnerinnen und Einwohner sowie 
Gäste attraktiver und klimafreundlicher gestalten. 

Im März 2018 verabschiedete 
der Kreistag das intermodale Mo-
bilitätskonzept des Landkreises 
Bamberg mit verschiedenen Um-
setzungsmaßnahmen zur Förde-
rung umweltfreundlicher Mobili-
tätsangebote und der Verbesse-
rung der verkehrlichen Infrastruk-
tur. Einer der zentralen Bausteine 
daraus ist neben vielen Maßnah-
men im öffentlichen Personen-
nahverkehr und Alltagsradverkehr 
die Förderung der Intermodalität. 
Vor allem mit der Umsetzung von 
Mobilstationen soll besonders die 
Vernetzung der Verkehrsmittel des 
Umweltverbunds wie Bahn/Bus 
und Fahrrad sowie der Umstieg 
vom Auto an P+R-Standorten at-
traktiver und einfacher werden. 

Förderung der Intermodalität

Mobilstationen sind Umsteige-
plätze, die in Abhängigkeit ihrer 
räumlichen Lage, ihrer Bedeutung 
und Aufgabe im ÖPNV-Netz und 
der zu kombinierenden Verkehrs-
mittel modular gestaltbar sind. Sie 
dienen der Förderung der Inter-
modalität, d. h. der Verknüpfung 
von verschiedenen Verkehrsträ-
gern, wie z. B. Straße und Schiene, 
der Förderung der Multimodalität, 
d. h. der Kombination verschiede-
ner Verkehrsmittel innerhalb einer 
Wegekette (z. B. Bus, Bahn, Pkw, 
Rad, Fuß) und der Verbesserung 
des Einzugsbereichs und der Erhö-
hung der Flächenwirksamkeit des 
ÖPNV in Verbindung mit der Ein-
richtung von Zubringer- und/oder 
Shuttleverkehren und der Verbes-
serung der Bedingungen für den 
Radverkehr. 

Der Landkreis möchte deshalb 
Mobilstationen als multimodale 
Verknüpfungspunkte schaffen, die  
künftig alle Mobilitätsangebo-
te bündeln. Sie stellen die attrak-
tive und zeitgemäße Zusammen-
führung verschiedenster Angebo-
te und Dienstleistungen rund um 
die Mobilität und das kommunale 
Zusammenleben dar. 

Als Module einer Mobilstation 
sind neben den verkehrlichen Mo-
dulen wie sichere Radabstellan- 
lagen, Radluftstationen, Pkw- 
Parken, Pendlerparken, Car-Sha-
ring-Station, Taxistände, z.B. Mo-

dule der Elektromobilität wie 
Ladestation für eAutos, eBikes 
und Pedelecs und viele weite-
re Serviceangebote und Dienst-
leistungen wie zum Beispiel 
W-LAN-HotSpot, Ladebuchse für 
Handy, Briefkasten, Packstation, 
Schließfach, öffentliche Toilette, 
denkbar. 

Hierzu erarbeitet der Landkreis 
Bamberg gemeinsam mit Planer-
societät Horschler nun ein Konzept 
zur Umsetzung von Mobilstatio-
nen im gesamten Landkreis. Dies 
umfasst neben der Planung eini-
ger musterhafter Pilotstandorte 
auch die Erarbeitung der Grundsät-
ze, um einen einheitlichen und wie-
dererkennbaren Ansatz für Mobil-
stationen für den gesamten Land-
kreis zu ermöglichen. Das Projekt 
wird dazu die bestehenden Planun-
gen und Ideen aus den einzelnen 
Kommunen aufgreifen und in das 
landkreisweite Konzept Mobilsta-
tionen integrieren. r

Jahresbericht der Bundesnetzagentur zur Energiewende: 

Stromnetzausbau bleibt 
zentrale Herausforderung 

„Wir sind bei der Planung neuer Stromleitungen gut vorangekom-
men. Dennoch kommt der Ausbau nicht so schnell voran wie es 
nötig wäre, was sich in hohen Kosten für den Erhalt der System-
sicherheit niederschlägt“, stellte Jochen Homann, Präsident der 
Bundesnetzagentur, bei der Vorlage des Jahresberichts 2018 fest. 

Im vergangenen Jahr gab es 
beim Ausbau des Stromnetzes 
deutliche Fortschritte in den Ge-
nehmigungsverfahren. Die Bun-
desfachplanung, das Verfahren 
zur Festlegung eines Trassenkor-
ridors, konnte in vielen Projek-
ten vorangetrieben werden. Ins-
besondere in den Planungsver-
fahren für die großen HGÜ-Lei-
tungen Ultranet, SuedLink und 
SuedOstLink sei die Bundesnetz-
agentur „substanziell vorange-
kommen“. 

Aktuell sind rund 7.700 Kilome-
ter Ausbau im deutschen Strom-
netz geplant (BBPlG und EnLAG). 
Mit rund 4.600 Kilometenr befin-
det sich der Großteil davon in un-
terschiedlichen Phasen der Pla-
nungsverfahren. Weitere 1.800 
Kilometer sind genehmigt oder re-
alisiert. „Gleichwohl bleibt fest- 
zustellen: Der Netzausbau kommt  
nicht so schnell voran wie es nö-
tig wäre. Dies schlägt sich in ho-
hen Kosten für den Erhalt der 
Systemsicherheit nieder. Diese 
sind zwar im Vergleich zu 2017 
(1,5 Mrd. Euro) gesunken, befin-
den sich mit 1,4 Mrd. Euro aber 
weiterhin auf hohem Niveau“, 
machte Homann deutlich. Par-
allel prüft die Bundesnetzagen-
tur regelmäßig, welcher zusätz-
liche Ausbau im Stromnetz für 

die Energiewende erforderlich 
sein wird. 

Wie Homann erläuterte, haben 
die Übertragungsnetzbetreiber ei-
nen zweiten Entwurf des Netzent-
wicklungsplans 2019-2030 vorge-
legt. Die inhaltlichen Kernpunkte 
sind der vorgeschlagene Umfang 
des Netzausbaus, die Berücksich-
tigung des Kohleausstiegs und der 
Umgang mit Innovationen. 

Ausbaumaßnahmen

Neben anderen Ausbaumaßnah- 
men schlagen sie auch einen vier-
ten HGÜ-Korridor von Schles-
wig-Holstein über Wilhelmshaven  
mit Zwischenpunkten in NRW (Pol-
sum und Üntrop) nach Baden-Würt-
temberg (Großraum Stuttgart) vor. 
Darüber hinaus halten sie langfris-
tig ab 2035 einen weiteren Aus-
bau im SuedOstLink von Görries 
bei Schwerin über Wolmirstedt bei 
Magdeburg zum Kraftwerksstand-
ort Isar bei Landshut für erfor-
derlich. Nach dem neuen NABEG 
(Netzausbaubeschleunigungsgesetz 
Übertragungsnetz) kann dieser 
Ausbau durch die Verlegung von 
Leerrohren vorbereitet werden 
und in das laufende Verfahren ein-
fließen. Bis 2030 werden zusätzlich 
etwa 3.350 Kilometer neue Dreh-
strommaßnahmen beantragt, da-

von 430 Kilometer Neubau in neu-
er Trasse. 

Insgesamt schätzen die Über-
tragungsnetzbetreiber den In-
vestitionsbedarf auf 61 Mrd. Eu-
ro für den Netzausbau an Land. 
Die Bundesnetzagentur prüfe 
derzeit die Vorschläge der Über-
tragungsnetzbetreiber. Erst nach 
Abschluss dieser Prüfungen könn-
ten die einzelnen Projekte seriös 
beurteilt werden. Klar sei aber 
schon heute, dass selbst bei opti-
maler Ausnutzung des Bestands-
netzes und Einsatz innovativer 
Technologien zusätzlicher Netz-
ausbau erforderlich sein wird. 

„Um die Auswirkungen des Koh-
leausstiegs zu beurteilen, wurde 
von den Übertragungsnetzbetrei-
bern in einem Szenario berechnet, 
ob die geplanten Ausbaumaßnah-
men weiterhin erforderlich sind. 
Nach diesen Berechnungen erwei-
sen sich alle beantragten Ausbau-
maßnahmen auch bei einem voll-
ständigen Kohleausstieg als erfor-
derlich“, unterstrich Homann. Die 
bei vielen Bürgerinitiativen be-
liebte These, der Stromnetzaus-
bau diene dem Transport von Koh-
lestrom, werde damit widerlegt. 
„Künftige Netzentwicklungspläne 
werden dann die konkrete Umset-
zung der Empfehlungen der Kom-
mission für Wachstum, Struktur-
wandel und Beschäftigung und 
den dann zu erwartenden Kraft-
werkspark berücksichtigen. Die 
Erforderlichkeit des Netzausbaus 
wird im NEP regelmäßig detailliert 
berechnet und überprüft.“ DK

VBEW-Mitgliederversammlung 
wählt Klaus Steiner  

zum neuen Vorsitzenden
Auf der Mitgliederversammlung des Verbands der Bay-
erischen Energie- und Wasserwirtschaft e.V. (VBEW) An-
fang Juli in Bad Reichenhall wurde Klaus Steiner zum neuen 
VBEW-Vorsitzenden gewählt. Steiner, Geschäftsführer der 
Stadtwerke Dorfen GmbH war bisher Mitglied im VBEW-Vor-
stand. Er folgt auf Wolfgang Brandl, der das Amt des Vorsit-
zenden seit 2013 innehatte und weiterhin stellvertretender 
Vorsitzender bleibt.

„Ich freue mich auf diese neue Aufgabe. Der VBEW ist in 
Bayern die wichtigste Plattform, in der die leitungsgebunde-
ne Energie- und Wasserwirtschaft ihre Kompetenzen bündelt. 
Wir setzen uns im Verband frei von Einzelinteressen für eine 
Energie- und Wasserversorgung ein, die dem Wohl unserer 
Kunden, unseres Wirtschaftszweiges sowie unserer gesamten 
Gesellschaft förderlich ist. Der VBEW ist ein treuer Wegbeglei-
ter für alle, die sich ernsthaft mit der Umsetzung der Energie-
wende beschäftigen“, sagte Klaus Steiner.

 Als weitere Mitglieder im VBEW-Vorstand wurden von der 
Mitgliederversammlung als stellvertretende VBEW-Vorsitzen-
de gewählt: Wolfgang Brandl, Stadtwerke Eichstätt, Thomas 
Barth, Mittlere Donau Kraftwerke AG, Markus Rauh, Fernwas-
serversorgung Oberfranken und Marcus Böske, Energie Süd-
bayern GmbH. r

Wiederaufnahme der Produktion bei Bayernoil:

Gute Nachrichten für den 
Energiestandort Bayern

Bayerns Wirtschaftsminister Hubert Aiwanger begrüßt die 
Wiederaufnahme der Produktion bei der Bayernoil-Raffine-
rie in Vohburg. Aiwanger erklärt: „Das sind gute Nachrichten 
für den Energiestandort Bayern. Nun hoffe ich, dass die Pro-
duktion möglichst bald wieder vollumfänglich aufgenom-
men wird.“

Wie Aiwanger betonte, könnten so Lieferengpässe oder 
Preissteigerungen, wie sie in der Vergangenheit zu verzeich-
nen waren, verhindert werden. Die Auswirkungen dieser Ka-
tastrophe auf Bayerns Energiemarkt waren deutlich spürbar.“ 
Zugleich weist der Minister auf die Sicherheit der Anwohner 
hin. „Die Sicherheit der Bevölkerung muss höchste Priorität 
haben. Es muss alles getan werden, um künftige Unfälle zu 
verhindern. Eine solche Katastrophe darf nie wieder gesche-
hen“, so Aiwanger.

Am 1. September 2018 wurde durch eine verheerende Ex-
plosion rund ein Fünftel der größten bayerischen Erdölraffine-
rie zerstört. Dabei wurden 16 Menschen verletzt. Das Bayeri-
sche Wirtschaftsministerium hatte sich um die schnelle Wie-
deraufnahme der Produktion bemüht. r
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Carl Beutlhauser Kommunal- und Fördertechnik GmbH & Co. KG, Regensburger Straße 23, 93095 Hagelstadt,  
Tel.: 09453 991-110, Fax: 09453 991-106, E-Mail: verkauf.unimog@beutlhauser.de, Internet: www.beutlhauser.de

Carl Beutlhauser Kommunaltechnik GmbH & Co. KG, Albert-Ruckdeschel-Straße 19, 95326 Kulmbach,  
Tel.: 09221 5 07-0, Fax: 09221 8 44 81, E-Mail: verkauf.unimog@beutlhauser.de, Internet: www.beutlhauser.de 

Henne Nutzfahrzeuge GmbH, Hürderstraße 6, 85551 Heimstetten, Tel.: 089 99 2490–0, Fax: 089 99 2490–109,  
E-Mail: heimstetten@henne-unimog.de, Internet: www.henne-unimog.de 

Ing. Kurt Herold GmbH & Co. KG, Werner-von-Siemens-Straße 10, 97076 Würzburg, Tel.: 0931 250 360,  
Fax: 0931 250 36 60, E-Mail: info@kurt-herold.de, Internet: www.kurt-herold.de 

KLMV GmbH, Robert-Bosch-Straße 1, 95145 Oberkotzau, Tel.: 09286 95 11-0,  
Fax: 09286 95 11-10, E-Mail: verkauf@klmv.de, Internet: www.klmv.de 

Wilhelm Mayer GmbH & Co. KG Nutzfahrzeuge, Industriestraße 29–33, 89231 Neu-Ulm, Tel.: 0731 97 56-214,  
Fax: 0731 97 56-410, E-Mail: nutzfahrzeuge@wilhelm-mayer.com, Internet: www.wilhelm-mayer.com

Besser abschneiden.
Die wirtschaftliche Lösung: der Unimog BlueTEC 6. 
Wenn es um kommunale Aufgaben wie Mäheinsätze geht, 
macht dem Unimog keiner etwas vor. Dafür sorgen hohe 
Achslasten für bis zu drei Mähausleger, der innovative 
Fahrantrieb EasyDrive für den spontanen Wechsel 

zwischen hydrostatischem Antrieb und Schaltgetriebe 
sowie die kraftvolle Zapfwelle und eine leistungsstarke 
Hydraulik für effizientes Arbeiten. Seine hohe Produktivität 
verbindet der Unimog mit kompakten Abmessun gen, 
Pkw-ähnlichem Komfort und bester Übersicht.

Profitieren Sie mit unter  
mbs.mercedes-benz.com/unimog-kommunal

Alle Jahre wieder: 

Unimog Geländewagen des Jahres
Der Unimog ist dort zu Hause, wo sonst keiner hinkommt. Das sa-
hen offenbar auch die Leser der Fachzeitschrift „Off Road“ wieder 
so und wählten ihn zum 15. Mal in Folge zum besten Geländewa-
gen des Jahres - in der Kategorie „Sonderfahrzeuge“. Der im Bild 
gezeigte Unimog U 4023 wurde von Hellgeth Engineering Spezi-
alfahrzeugbau veredelt und besitzt einen expeditionstauglichen 
Aufbau mit nur 7,49 zulässigem Gesamtgewicht (zGG). Damit 
geht der Wunsch vieler Globetrotter in Erfüllung: einen moder-
nen, hochgeländegängigen Unimog samt Wohnkoffer mit dem 
alten Führerschein „Klasse 3“ fahren zu dürfen. Unser Bild zeigt 
den Mercedes-Benz Unimog U 4023 Bild: media.daimler.com

Die richtige Versicherung 
für jeden Fuhrpark

Fuhrparkschutz Vario sichert mittelgroße Fuhrparks ab
München. Gewerbekunden erhalten beim Konzern Versiche-
rungskammer für jede Größe ihres Fuhrparks einen Rundum-
schutz. Der neue „Fuhrpark-Schutz Vario“ ergänzt das bestehen-
de Angebot aus „KfzSchutz (ein bis vier Fahrzeugen) sowie dem 
„FlottenSchutz Individual“ (ab 25 Fahrzeugen). FuhrparkSchutz 
Vario richtet sich an Freiberufler, Mittelständler und Gewerbeun-
ternehmen mit mittelgroßen Fuhrparks.

„Der FuhrparkSchutz Vario ist 
ein völlig neu konzipiertes Pro-
dukt für fünf bis 24 Fahrzeuge“, 
erläutert Christian Kaffenber-
ger, Hauptabteilungsleiter Haft-
pflicht, Unfall, Kraftfahrt. „Da-
von profitieren insbesondere 
kleine und mittlere Firmen. Der 
Tarif ist leistungsstark, die Leis-
tungsabwicklung unkompliziert. 
Optimalen Schadenservice bie-
tet zudem unser Werkstatt-
netz. Auch der Angebotsprozess 
für gewerbliche Risiken wird er-
heblich schlanker.“ Den Versi-
cherungsumfang kann der Kun-
de durch Ergänzungsbausteine, 
beispielsweise im Bereich Elekt-
ro/Hybrid, individuell anpassen.

Beratungsgespräch

Potentielle Kunden der Ver-
sicherungskammer Bayern, der 
Saarland Versicherungen oder 
der Feuersozietät in Berlin und 
Brandenburg müssen sich kei-
ne Gedanken machen, welche 
Mobilitätslösung für sie richtig 
ist. In einem Beratungsgespräch 
erhalten sie aus dem Paket der 
drei Versicherungsangebote die 
für sie passgenaue Lösung. Es 
gibt nur einen Versicherungs-

schein für Fuhrparkschutz Vario 
und nur eine Rechnung für alle 
Fahrzeuge. Übrigens wird risiko- 
bewusstes Fahren belohnt: 
durch günstige Beiträge.

Merkmale des  
FuhrparkSchutz Vario:

• 100 Mio. € Deckungssumme 
(maximal 15 Mio. € je geschä-
digte Person)
• Führen fremder gemieteter 
Fahrzeuge im Ausland (Mallor-
ca-Police)
• Zusammenstoß mit Tieren al-
ler Art
• Verzicht auf Einwand der gro-
ben Fahrlässigkeit bei allen be-
rechtigten Fahrern
• Neupreis- und Kaufwertent-
schädigung bis zu 24 Monate
• Bergungskosten für Nutzfahr-
zeuge über 6 t Gesamtmasse bis 
10.000 €
• GAP-Deckung schließt bei To-
talschaden die Lücke zwischen 
Wiederbeschaffungswert und 
Rest-Leasingwert
• Allgefahren-Deckung für PKW
Weitere Informationen:
https://www.vkb.de/content/ 
firmen-landwirte/unternehmen/ 
kfz-versicherung/ r

Enge Zusammenarbeit von 
Blaulicht und Gelblicht

Kooperation Deutscher Feuerwehrverband  
und Verband kommunaler Unternehmen

„Kommunale Unternehmen und Feuerwehren haben viel ge-
meinsam: Sie sind Stabilitätsanker vor Ort und übernehmen 
Verantwortung. Sie fördern den Zusammenhalt und tragen zu 
gleichwertigen Lebensverhältnissen bei. Blaulicht und Gelblicht 
arbeiten eng zusammen, miteinander und füreinander, mit en-
gagierten Menschen und beinahe ohne Worte“, erklären Micha-
el Ebling, Präsident des Verbandes kommunaler Unternehmen 
(VKU), und Hartmut Ziebs, Präsident des Deutschen Feuerwehr-
verbandes (DFV), anlässlich der Unterzeichnung einer gemeinsa-
men Kooperationsvereinbarung der beiden Spitzenverbände. 

„Die gelebte Vereinbarkeit 
von Beruf und Ehrenamt ist für 
uns kommunale Unternehmen 
enorm wichtig. Daher nutze ich 
die Gelegenheit und appellie-
re an unsere Mitglieder, das En-
gagement der Freiwilligen wei-
ter zu unterstützen! Freiwillige 
Feuerwehrfrauen und -männer 
bereichern, wie auch andere Eh-
renamtliche, unsere kommuna-
len Unternehmen als Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter durch 
ihre Kompetenzen und ihr ho-
hes Verantwortungsbewusst-
sein“, erläutert VKU-Präsident 
Ebling. 

DFV-Präsident Ziebs ergänzt: 
„Die deutschen Feuerwehren 
und kommunale Unternehmen 

sind verlässliche Partner für 
die Menschen vor Ort – auch 
in Zeiten des Wandels sorgen 
die Feuerwehren für Sicher-
heit und die kommunalen Un-
ternehmen für Strom, Wasser 
und schnelles Internet; immer 
und überall, in der Stadt und 
auf dem Land. Gerade in Zei-
ten, in denen bei vielen Frei-
willigen Feuerwehren tagsüber 
Einsatzkräfte jobbedingt feh-
len,  ist es umso wichtiger, dass 
in den kommunalen Unterneh-
men Menschen arbeiten, die 
ehrenamtlich in der Feuerwehr 
aktiv sind und hierfür bei Ein-
sätzen, Übungen oder Ausbil-
dungen entsprechend freige-
stellt werden.“ r

Programm „Umweltbonus“ fördert:

Künstliches Warngeräusch  
für Elektrofahrzeuge

Lautlose Elektrofahrzeuge stellen für Fußgänger und Radfahrer ei-
ne Unfallgefahr dar, die größer ist als bei herkömmlichen Fahrzeu-
gen mit Verbrennungsmotor. 

Auf Drängen des Deutschen 
Blinden- und Sehbehinderten-
verbandes (DBSV) unterstützt 
die Bundesregierung seit dem 1. 
Juli auch private Autokäufer bei 
der Anschaffung eines künstli-
chen Warngeräusches.

Zusätzliche Unfallgefahr

Lautlose Elektrofahrzeuge stel- 
len eine Unfallgefahr dar, die 
größer ist als bei herkömmli-
chen Fahrzeugen. Die Lösung 
des Problems ist ein „Acoustic 
Vehicle Alerting System“, also 
ein künstliches Warngeräusch, 
kurz „AVAS“ genannt. Nach lang-
wierigen Verhandlungen erzielte  
der Deutsche Blinden- und Seh-
behindertenverband (DBSV) ei-
nen Durchbruch: Das Bundes-
wirtschaftsministerium wird ab 
dem 1. Juli im Rahmen des Pro-
gramms „Umweltbonus“ den 
Kauf eines AVAS mit 100 Euro 
fördern.

Neue Fördermöglichkeit

DBSV-Präsident Klaus Hahn 
begrüßt die neue Fördermög-
lichkeit: „Wenn für Elektromobi-
lität öffentliche Gelder fließen, 

muss auch die damit verbunde-
ne Sicherheitstechnik gefördert 
werden – dafür haben wir lange 
gekämpft.“  r

Elektrotretroller dürfen im 
MVV mitgenommen werden

E-Roller dürfen in den Verkehrsmitteln im Münchner Verkehrs- 
und Tarifverbund (MVV) in zusammengeklapptem Zustand mit-
genommen werden. Mit dieser vorläufigen Regelung folgen die 
Verkehrsunternehmen im MVV einer Empfehlung des Verbands 
Deutscher Verkehrsunternehmen (VDV) zur Mitnahme von Elekt-
rokleinstfahrzeugen im ÖPNV.

In allen Verkehrsmitteln im 
MVV – S-Bahn, U-Bahn, Tram, 
städtische Busse, MVV-Regio-
nalbusverkehr, integrierte Re-
gionalzüge – werden die klei-
nen Elektroflitzer in zusammen-
geklapptem Zustand künftig als 
„Sache“ behandelt und kosten-
los transportiert. Der dazuge-
hörige Akku muss fest im Ge-
rät verbaut sein. Ein separates 
Ticket (etwa eine Fahrrad-Ta-
geskarte) ist nicht nötig. Nicht 
zusammengeklappte bzw. nicht 
zusammenklappbare E-Roller 
sind von der Beförderung aus-
geschlossen. Analog zu beste-
henden Regelungen für ande-
re Fortbewegungsmittel dürfen 
E-Roller in Bahnhöfen (inkl. Zwi-
schengeschossen) und an Halte-
stellen nicht benutzt und auch 
dort nur zusammengeklappt 
transportiert werden. 

Beförderung einer „Sache“

Die Elektrotretroller werden 
laut § 11 der Beförderungsbe-
dingungen des Verbundes als 
„Sache“ befördert, wenn da-
durch die Ordnung und Sicher-
heit des Betriebes nicht gefähr-
det und andere Fahrgäste nicht 
gestört werden. Die finale Ent-
scheidung über die Mitnahme 
obliegt, wie auch bei der Beför-
derung aller anderen „Sachen“, 
dem Betriebspersonal.

„Unsere Kunden wollen nicht 
nur von Haltestelle zu Haltestel-
le, sondern von A nach B. Für den 
Weg zum ÖPNV und von der Hal-
testelle zum Ziel können E-Roller 
eine gute Wahl sein. Deswegen 
setzen wir auf eine pragmatische 
Mitnahmeregelung: Zusammen-
geklappt nehmen wir die Flitzer 
mit. Ob das funktioniert, werden 
wir allerdings genau beobach-
ten“, so Ingo Wortmann, Vorsit-
zender der Geschäftsführung der 
Münchner Verkehrsgesellschaft 
(MVG). „Noch praktischer sind 
Mietroller, die nicht mit in Bus 
oder Bahn müssen. Hier streben 
wir auch Kooperationen mit An-
bietern an, um deren E-Roller in 
unsere Mobilitätsplattform zu in-
tegrieren.“ 

„Alles, was dazu beiträgt, kli-
mafreundliche Mobilität zu ver-
netzen, unterstützen wir gerne. 

Neue Angebote wie E-Roller hel-
fen unseren Reisenden, leichter 
zum Bahnhof und zur S-Bahn zu 
kommen. In der S-Bahn sollten 
die E-Roller möglichst Platz scho-
nend verstaut werden, damit 
sie andere Fahrgäste nicht be-
einträchtigen“, sagt Heiko Bütt- 
ner, Vorsitzender der Geschäfts-
leitung der S-Bahn München. 

Sinnvolle Ergänzung

„Sollten andere Fahrgäste 
durch die Beförderung der Elek-
trotretroller beeinträchtigt wer-
den, müssen wir natürlich re-
agieren und gegebenenfalls die 
Beförderungsbedingungen an-
passen. E-Roller können aber ei-
ne sinnvolle Ergänzung zu den 
konventionellen öffentlichen 
Verkehrsmitteln sein – und wir 
stehen jeder neuen Form der 
Mobilität offen gegenüber“, so 
MVV-Geschäftsführer Dr. Bernd 
Rosenbusch.  r

Zahl der Fahrgäste im MVV  
stieg auch 2018 weiter an

Mehr als 722 Millionen Fahrgäste nutzten im Jahr 2018 die in 
den Münchner Verkehrs- und Tarifverbund (MVV) integrierten 
Verkehrsmittel der Münchner Verkehrsgesellschaft (MVG), der 
S-Bahn München, der verschiedenen Regionalzugunternehmen 
sowie der Busunternehmen im MVV-Regionalbusverkehr. 

Der Trend hält an: Wie schon 
in den Vorjahren stieg die Zahl 
der beförderten Fahrgäste in 
den MVV-Verkehrsmitteln auch 
im Jahr 2018. Von vormals 
rund 716 Millionen Fahrgäs-
ten im Jahr 2017 wuchs die Zahl 
um knapp sieben Millionen auf 
mehr als 722 Millionen Fahrgäs-
te im vergangenen Jahr. 

Plus bei Ticketverkäufen ...

Und auch die Ticketverkäu-
fe legten insgesamt zu. Zu den 
guten Verkaufszahlen beispiels-
weise der Single-Tageskarten – 
die insgesamt um rund 3,2 Pro-
zent stiegen – trugen vor allem 
die deutlichen Anstiege bei der 
Single-Tageskarte für den Innen-
raum für einen Tag von 5,7 Pro-
zent sowie bei der Single-Ta-
geskarte für den Innenraum für 
drei Tage von 10,7 Prozent bei. 

Ein ähnliches Bild ergab sich 
auch bei den Gesamtstückzah-
len der Gruppen-Tageskarten, 
wo ein Plus von rund 2,6 Pro-
zent verbucht werden konn-
te. Auch hier trugen die Grup-
pen-Tageskarten für den Innen-
raum für einen Tag bzw. drei Ta-
ge mit einer Zunahme von 6,5 
bzw. 10,3 Prozent entscheidend 
zum guten Ergebnis bei.

... und Abo-Zeitkarten

Bei den Zeitkarten im Abo 
konnten ebenfalls Verkaufszu-
wächse von insgesamt zwei Pro-
zent verzeichnet werden. Be-
sonders die Abonnements für 
Schule und Ausbildung trugen 
zu diesem Anstieg bei. Daneben 
stiegen aber auch die Stückzah-
len beim IsarCard-Abo mit jähr-
licher Zahlung um 8,8 Prozent 
an. r
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Prof. Dr.-Ing. habil. Norbert Gebbeken (Präsident der Bayerischen 
Ingenieurekammer-Bau, l.), Dr. Hans Reichhart (Staatsminister für 
Wohnen, Bau und Verkehr), Prof. Dr. Ursula Münch (Direktorin der 
Akademie für Politische Bildung). Bild: APB

Tagung an der Akademie für politische Bildung in Tutzing:

Wenn die Mobilität 
im Stau steckt…

Auf allen Verkehrswegen in den wachsenden Metropolregionen 
steckt die Mobilität im Stau, insbesondere zu den Hauptverkehrs-
zeiten. Wie kann das steigende Bedürfnis nach Mobilität befrie-
digt werden? Wie kann man diesen Verkehrsfluss optimieren?

Diese Fragen wurden unter 
Leitung von Professor Dr. Ursu-
la Münch, Direktorin der Akade-
mie für Politische Bildung, in Zu-
sammenarbeit mit Professor Dr. 
Ing. habil Norbert Gebbeken, 
Präsident der Bayerischen Inge-
nieurekammer-Bau, mit einem 
hochkarätigen Publikum disku-
tiert.

Ständige Hauptverkehrszeit

Wie schon jetzt spürbar, be-
schränkt sich die Hauptverkehrs-
zeit nicht mehr auf die klassi-
schen Pendlerzeiten morgens 
und abends. „Bis 2030 werden 
wir immer Hauptverkehrszeit ha-
ben“, sagte Arne Lorz, Hauptab-
teilungsleiter der Stadtentwick-
lungsplanung der Landeshaupt-
stadt München. Würden jedoch 
alle Pendler auf den öffentli-
chen Personennahverkehr um- 
steigen, würde dieser kollabie-
ren, da der ÖPNV nicht für die-
se Menschenmengen ausgelegt 
ist. Ingo Wortmann, Vorsitzen-
der der Münchner Verkehrsge-
sellschaft (MGV) bestätigte, dass 
wir jetzt schon diese Kapazitäten 
überschreiten.

Mobilität muss  
neu gedacht werden

Sicher ist es dringend notwen-
dig, S-, U-, Tram- und Buslinien 
weiter auszubauen – doch auch 
neue Möglichkeiten der Fortbe-
wegung, wie Radschnellwege, 
Seilbahnen und Flugtaxis sind in 
Betracht zu ziehen. „Wir werden 
noch viel sehen, was man sich 
heute noch gar nicht vorstellen 
kann“, glaubt Gerhart Wulfhorst, 
Professor für Siedlungsstruktur  
und Verkehrsplanung an der TU 
München. Eine Mischung aus 
privatem und öffentlichem Ver-
kehr ist sinnvoll, um die zur Ver-
fügung stehenden Kapazitäten 
voll zu nutzen.

Warum soll eine U-Bahn in den 
Nachtstunden nicht zusätzlich zum 
Transport von Waren genutzt wer-
den? Eine bessere Verteilung der 
Mobilitätsströme im Personen- 
und Lastverkehr  über 24 Stunden 
hinweg wäre ein Puzzelestück, um 
den Dauerstau in den Ballungs-
zentren zu entlasten. Ein Pilotpro-
jekt in München: Die Anlieferung 
von Paketen erfolgt nachts an ei-
nen „Hotspot“ und wird tagsüber 
über Lastenfahrräder im näheren 
Umkreis ausgeliefert.

Rivalitäten,  
Eitelkeiten und Inseldenken 

Wir sprechen von Metropol-
regionen – doch leider bleibt 
die tatsächliche Mobilität oft an 
kommunalen Grenzen stecken. 
„Rivalitäten, Eitelkeiten und In-
seldenken müssen der Vergan-

genheit angehören“, erklärte 
der Münchner Landrat Chris-
toph Göbel.

Hans Reichhart, Bayerischer 
Staatsminister für Wohnen und 
Bauen, geht noch einen Schritt 
weiter – er verfolgt das Ziel, je-
den Weiler zu erreichen. Dafür 
stellt er sich eine Erweiterung 
der Verkehrsverbünde, Rufbus-
se und die Einbindung von Ta-
xis vor. Magnetschwebebahnen 
und Flugtaxis sind einen Ver-
such wert, so Reichhart. Kon-
kret muss jedoch der Schienen-
verkehr mit Überholstrecken 
und Elektrifizierung umgerüstet 
werden. Zur Buchung der unter-
schiedlichsten Mobilitätskom-
ponenten möchte Reichhart „ei-
ne Mobilitätsplattform, die die-
sen Namen auch verdient“.

Erforderliche 
Parkraumverknappung

Der ÖPNV muss schneller und 
nachhaltiger werden. Da das 
Parken in der Stadt einfach un-
effizient gegenüber der dringend 
benötigten Fläche für alternative 
Fortbewegungsmöglichkeiten ist, 
„werden wir um eine Parkraum-
verknappung nicht herumkom-
men“, so Martin Geilhufe vom 
BUND Naturschutz in Bayern e.V..

Eine Kombination aus Car- und 
Bikesharing, unterstützt durch 
den ÖPNV kann eine durchführ-
bare Lösung sein. Auch Arbeit-
geber denken in diesem Bereich 
neu und stellen Ihren Mitarbei-
tern Fahrradabstellplätze, E-Bi-
ke-Ladestationen und Duschen 
zur Verfügung. Ein vielverspre-
chender Anfang.

Robotaxis als Verkehrsmittel 
für den individuellen 
öffentlichen Verkehr

Klaus Bogenberger, Professor 
für Verkehrstechnik an der Univer-
sität der Bundeswehr München, 
stellte Robotaxis als Verkehrsmit-
tel für den individuellen öffentli-
chen Verkehr vor. Sie holen Ihre 
Fahrgäste individuell im Stadtge-
biet ab, die Nutzung ist von meh-
reren Kunden gleichzeitig möglich 
– man fährt eine gewisse Strecke 
gemeinsam. Die automatische Ab-
stimmung zwischen diesen auto-
nomen Fahrzeugen würde Ampeln 
überflüssig machen. Allerdings ist 
eine ausreichend große Flotte die-
ser Autos nötig, um die Umwelt-
bilanz nicht durch unnötige Leer-
fahrten zu verschlechtern.

Nachhaltige Verkehrsinfra- 
struktur ist eine komplexe Ange-
legenheit mit sehr vielen span-
nenden Komponenten, die in-
einander greifen müssen. Ei-
ne Abstimmung zwischen Ver-
kehrsplanern, ÖPNV, Kommunen 
und Nutzern ist unerlässlich. 
 Inge Metzger

Megastudie über Mobilität in Bayern: 

Kompass für künftige 
Verkehrsplanung 

Eine neue Mobilitätsstudie des Instituts für angewandte Sozial-
wissenschaft GmbH (Infas) in Kooperation mit dem Institut für 
Verkehrsforschung des Deutschen Zentrums für Luft- und Raum-
fahrt und dem Büro IVT Research GmbH zeigt, wie sich die Men-
schen im Freistaat bewegen. Insgesamt wurden dafür 100.000 
Personen befragt, die in einer Zeitspanne von mehr als einem Jahr 
rund 300.000 Wege zurückgelegt haben. 

Bayerns Verkehrsminister Dr. 
Hans Reichhart verwies auf einer 
Pressekonferenz besonders auf 
den Unterschied zwischen den 
Städten und den ländlichen Regi-
onen. Während die Menschen in 
den Ballungsräumen immer öf-
ter auf das Auto verzichteten, sei 
der ländliche Raum nach wie vor 
sehr stark auf das Auto angewie-
sen. „Es gibt nicht das eine Ver-
kehrskonzept, das überall in Bay-
ern passt. Deswegen wollen wir 
den Kommunen einen Werkzeug-
kasten an die Hand geben, aus 
dem sie sich bedienen können. 
Wir haben jetzt verlässliche Da-
ten und wissen, wie sich die Men-
schen in den Regionen bevorzugt 
fortbewegen. Auf dieser Grund-
lage kann jetzt von den Kommu-
nen und Landkreisen das Ange-
bot passgenau verbessert wer-
den“, betonte Reichhart. 

Steuerung des Angebots

Auch müsse jeder selbst sein 
Verkehrsverhalten hinterfragen, 
bevor er mit dem Finger auf an-
dere zeige. „Jeder muss wissen, 
dass er mit seiner Entscheidung 
für ein Verkehrsmittel das Ange-
bot steuert“, so Reichhart. So zei-
ge die Studie beispielsweise, dass 
jeder dritte Schüler mit dem Au-
to zur Schule gefahren wird und 
nicht den Schulbus oder das Fahr-
rad nimmt. Das produziere unnö-
tigen Stau vor den Schulen. 

Als erfreulich bezeichnete der 
Minister die Zahlen zum Radver-
kehr: „Wir stehen bundesweit gut 
da. Die bayerischen Städte schnei-
den in der Statistik gut ab. Das be-
stärkt uns darin, dass unser Rad-
verkehrsprogramm den Nerv der 
Zeit getroffen hat.“ In Erlangen, 
der bayerischen Radlhauptstadt, 

liege der Radverkehrsanteil bei-
spielsweise bei 28 Prozent, auch 
die Landeshauptstadt München 
schneide mit einem Radverkehrs- 
anteil von 18 Prozent gut ab. 

„Auch in den ländlichen Regi-
onen sehen wir eine neue Ent-
wicklung“, erläuterte Reichhart. 
Durch die E-Bikes würden im-
mer weitere Strecken mit dem 
schnellen und vergleichsweise 
umweltfreundlichen Antrieb zu-
rückgelegt. So erhöht sich die 
durchschnittlich zurückgeleg-
te Wegstrecke mit dem E-Bike im 
Vergleich zum Fahrrad von 5,1 auf 
7,3 Kilometer (plus 43 Prozent). 

Nach Ansicht von Dr. Uwe 
Brandl, Präsident des Bayerischen 
Gemeindetags, ist es „gut und 
richtig, dass der Freistaat Bay-
ern mehr Radschnellwege bauen 
will“. Die Mobilität der Bürgerin-
nen und Bürger sei dank E-Bikes 
deutlich gestiegen. 

„Gerade in den ländlichen Regi-
onen des Freistaats hat das Fahr-
rad – neben den Autos – einen ho-
hen Stellenwert. So ist es dort für 
viele Schüler noch selbstverständ-
lich, mit dem Rad zur Schule zu fah-
ren. Die E-Bikes erlauben nunmehr 
mehr Personen, weite Strecken zu-
rückzulegen“, fuhr Brandl fort. Es 
sei erfreulich, dass dies die Staats-
regierung erkannt hat und mit ei-
nem Ausbau der Fahrradwege ent-
lang von Bundes- und Staatsstra-
ßen darauf reagieren will: „Wir 
unterstützen dies nachdrücklich. 
Interessant wird es allerdings zu er-
fahren, wie die Staatsregierung die 
mit dem Bau der Radwege zwangs-
läufig verbundene Versiegelung 
der Landschaft mit dem von ihr 
selbst propagierten maximalen Flä-
chenverbrauchsziel von 5 Hektar 
pro Tag in Einklang bringen will“, 
so Brandl abschließend. DK

VDV-Jahrestagung 2019 in Mannheim: 

Innovationen für  
die Verkehrswende 

Unter dem Leitthema „Zukunft gestalten: Innovationen für die Ver-
kehrswende“ fand in Mannheim die Jahrestagung des Verbands Deut-
scher Verkehrsunternehmen (VDV) statt. Rund 850 hochrangige Gäste 
aus Politik, Wirtschaft und der Verkehrsbranche diskutierten aktuel-
le Perspektiven und künftige Herausforderungen eines modernen öf-
fentlichen Personen- und Schienengüterverkehrs in Deutschland. 

Unter anderem wurden da-
bei das Pilotprojekt „Modellstadt 
Mannheim“ präsentiert sowie das 
365-Euro-Ticket als Lösung für die 
städtische Verkehrswende, die 
Relevanz von leistungsfähiger In- 
frastruktur und ausreichenden 
Kapazitäten und die Personal-
gewinnung als Erfolgsfaktor des 
öffentlichen Verkehrs erörtert. 
Auch gründeten VDV und Start-
Ups ein „New Mobility Forum“. 

Ein klimafreundlicher, attrak-
tiver, bezahlbarer und effizien-
ter ÖPNV ist ein absolut entschei-
dender Erfolgsfaktor, wenn die 
Verkehrswende gelingen soll. Ziel  
ist es, dass bis 2030 der ÖPNV 
bundesweit um rund ein Drit-
tel wächst. Das geht nur mit mo-
derner, digitalisierter Infrastruk-
tur, ausreichend Fahrzeugen und 
qualifiziertem Personal, wie Ingo 
Wortmann, Präsident des Bran-
chenverbands VDV und Vorsit-
zender der Geschäftsführung der 
Münchner Verkehrsgesellschaft 
(MVG), ausführte. Ein ÖPNV zum 
Nulltarif oder für einen Euro am 
Tag bedeute allerdings hohe und 
dauerhafte Finanzierungszusagen 
für die Kommunen und Länder. 
Zudem sei der Fahrpreis nicht das 
entscheidende Kriterium für den 
Umstieg auf Bus und Bahn. 

Tipp zur Preisgestaltung

„Ein gutes ÖPNV-Angebot muss 
entsprechend finanziert werden. 
Moderne Fahrzeuge und Infra-
strukturen, ausreichende Kapa-
zitäten und gutes Personal kann 
man von einem 365-Euro-Jahresti-
cket nicht bezahlen. Das funktio-
niert nirgendwo auf der Welt oh-
ne entsprechende Gegenfinanzie-
rung. Die Stadt Wien zum Beispiel, 
auf deren ‚Wiener Modell’ in die-
sem Zusammenhang immer gerne 
verwiesen wird, gibt jährlich rund 
400 Millionen Euro für den dorti-
gen Nahverkehr aus. Die Kommu-
nen und Länder, die momentan 
intensiv über eine solche Preis-
gestaltung nachdenken, sind al-
so gut beraten, intensiv zu prüfen, 
ob und wie sie so ein Modell dau-
erhaft finanzieren können. Ein 365 
Euro-Ticket kann bei stetig wach-
sendem ÖPNV-Angebot für die 
Städte und Länder richtig teuer 
werden“, erläuterte Wortmann. 

Anlass für seine Aussagen sind 
die im Rahmen der Konzepte zur 
Emissionsminderung im städti-
schen Verkehr vermehrt auftreten-
den Forderungen von 365-Euro-Ti-
cketmodellen nach Wiener Vorbild. 

Aus Sicht des Verbandes wer-
den diese Konzepte jedoch bis-
lang nicht ganzheitlich betrach-
tet und geplant. „Man macht den 
dritten Schritt vor dem ersten, 
wenn man zunächst die Ticket-
preise drastisch reduziert, bevor 
man die nötigen Voraussetzun-
gen für einen attraktiven Nahver-
kehr vor Ort geschaffen hat. Erst 
muss die Infrastruktur ausgebaut 
und modernisiert werden, dann 
müssen über zusätzliche Fahr-
zeuge und qualifizierte Personale 
die Angebotskapazitäten erhöht 
werden, also dichtere Takte usw. 
Und zuletzt, wenn diese Maßnah-
men erfolgreich umgesetzt wur-
den und das zur Verfügung ste-
hende Bus- und Bahnangebot mo-
dern und attraktiv für möglichst 
alle Bürgerinnen und Bürger ist, 
kann man als weitere Maßnahme 
auch über die Reduzierung der Ti-
cketpreise nachdenken. So hat  
Wien es gemacht und dieser Pro-
zess hat dort etwa 20 Jahre ge-
dauert. In Deutschland will man 
jetzt das Pferd von hinten aufzäu-
men, das halten wir für einen gro-

ßen Fehler. Zumal der Fahrpreis 
gar nicht das entscheidende Ar-
gument für einen Umstieg ist“, er-
klärte der VDV-Präsident. 

Die Einnahmen der ÖPNV-Un-
ternehmen aus dem Verkauf von 
Tickets lagen im Jahr 2018 bei 
knapp 13 Milliarden Euro bundes-
weit. Jeden Euro davon investie-
ren die Unternehmen direkt wie-
der in den Ausbau, die Moderni-
sierung und ins Personal. Wort-
mann zufolge ist in Deutschland 
ein gutes und sich konstant wei-
terentwickelndes ÖPNV-Angebot 
ohne die wichtigste Finanzie-
rungssäule der Ticketeinnahmen 
nicht mehr vorstellbar. Die Kun-
den leisteten durch ihren Ticket-
kauf einen wertvollen Beitrag für 
ein leistungsfähiges Gesamtsys-
tem, das sie für ihren bezahlten 
Fahrpreis auch zu Recht erwarten 
dürfen. 

Bei einem Preis von einem Eu-
ro am Tag würde dieses Prinzip 
von Leistung und Gegenleistung 
nicht mehr funktionieren. Die feh-
lenden Ticketeinnahmen müssten 
durch andere Finanzierungsquel-
len aufgefangen werden. Dies be-
deute, dass entweder die Steuer-
zahler zur Kasse gebeten würden 
oder man führe, wie zum Beispiel 
in Wien, zusätzliche Abgaben ein, 
die in voller Höhe und zweckge-
bunden direkt dem ÖPNV zugute 
kommen. Die Mittel für die Inves-
titionen in den Nahverkehr dort 
kämen unter anderem aus einer 
extra eingeführten U-Bahn-Steuer 
sowie aus deutlich erhöhten Park-
gebühren im Stadtgebiet. „Das 
Beispiel zeigt: Am Ende müssen 
pro Stadt hohe zwei- bis dreistel-
lige Millionenbeträge zusätzlich 
jährlich in den ÖPNV fließen. und 
zwar dauerhaft und planbar, denn 
Aus- und Neubau von Infrastruk-
tur oder die Beschaffung neuer 
Fahrzeuge hat mehrere Jahre Vor-
lauf“, so Wortmann. 

Für moderne Infrastruktur

Der VDV empfiehlt, sich bei den 
Maßnahmen für die Verbesse-
rung der Luftqualität in den Städ-
ten nicht zu eindimensional auf 
die Senkung Ticketpreise zu fokus-
sieren. Vielmehr müssten Bund 
und Länder zunächst die Rahmen-
bedingungen anpassen, um das 
Wachstum und den Ausbau des 
umweltfreundlichen Nahverkehrs 
zu beschleunigen. 

„Was wir dringend benötigen, 
um mehr Fahrgäste zu befördern 
und attraktiver für neue Kunden 
zu werden, sind mehr Kapazitäten 
und eine moderne, leistungsfähi-
ge Infrastruktur. Um da schnell vo-
ranzukommen, haben Bund und 
Länder die nötigen gesetzlichen 
Hebel in der Hand: Das Gemein-
deverkehrsfinanzierungsgesetz, 
das ab 2020 stufenweise auf eine 
Milliarde Euro erhöht werden soll, 
muss unserer Ansicht nach auch 
für Maßnahmen zur Grunderneu-
erung und Modernisierung ge-
öffnet werden. Damit die zusätz-
lichen Mittel ab 2020 überhaupt 
fließen können, muss bis Ende 
dieses Jahres eine Novellierung 
des GVFG erfolgen. Für den Ange-
botsausbau benötigen wir in den 
kommenden Jahren zusätzliche 
neue Fahrzeuge. Die Beschaffung 
können die Länder über entspre-
chende Förderprogramme unter-
stützen und beschleunigen. Und 
schließlich brauchen wir auch für 
die Bauprojekte der städtischen 
Schienensysteme eine Planungs-
beschleunigung durch den Bund, 
analog zu der, die es bei der Eisen-
bahn seit etwa einem Jahr gibt“ 
hob Wortmann hervor. DK

Flughäfen München und Memmingen: 

Erfreuliche Bilanzzahlen 
Am Münchner Airport und am Flughafen Memmingen stehen die 
Zeichen weiterhin auf Wachstum: Während der Flughafen MUC 
II im ersten Halbjahr 2019 mit mehr als 22,7 Millionen Reisenden 
(plus 5 Prozent) erneut einen Passagierrekord verzeichnete, legte 
Memmingen im abgelaufenen Geschäftsjahr 2018 mit knapp 1,5 
Millionen Passagieren noch einmal deutlich zu. 

Die Anzahl der Starts und Lan-
dungen erhöhte sich am Münch-
ner Flughafen um fast drei Pro-
zent auf rund 205.000 Flugbewe-
gungen. Wichtigster Wachstums-
motor bleibt die stetig steigende 
Nachfrage im internationalen Rei-
severkehr. So wurden auf den in-
ternationalen Strecken von und 
nach München im ersten Halbjahr 
2019 rund eine Million Fluggäste 
mehr als im Vergleichszeitraum 
des Vorjahres befördert. Dabei 
wächst insbesondere der Inter-
kontinentalverkehr überpropor-
tional: Der Anstieg des Passagier- 
aufkommens auf den Langstre-
cken fiel mit 10,6 Prozent mehr 
als doppelt so hoch wie innerhalb 
Europas (plus 4,5 Prozent) aus. 

Mit Blick auf die Klimawirkung 
des Luftverkehrs verwies Flugha-
fenchef Dr. Michael Kerkloh auf 
die Initiative von über 190 eu-
ropäischen Flughäfen, die sich 
im Rahmen der Generalver-
sammlung des Flughafenver-
bandes ACI-Europe vor zwei Wo-
chen zu einer konsequenten De-
karbonisierung verpflichtet ha-
ben. Der Flughafen München und 
die anderen Unterzeichner der 
„Net-Zero-Carbon“-Resolution 
wollen ihre CO2-Emissionen spä-
testens bis zum Jahr 2050 kom-
plett auf netto Null absenken und 

den unvermeidlichen Rest durch 
technologische Maßnahmen wie-
der aus der Atmosphäre entfer-
nen. Gerade aufgrund der völker-
verbindenden Qualität des Flie-
gens lohnt es sich aus Kerklohs 
Sicht, die Kräfte zu bündeln und 
gemeinsam für einen nachhalti-
gen und klimaverträglichen Luft-
verkehr einzutreten. 

Auch im Geschäftsjahr 2018 
landete der Flughafen Memmin-
gen wieder in der Gewinnzone. 
Wie Geschäftsführer Ralf Schmid 
erläuterte, schreibe die Flugha-
fen Memmingen GmbH solide 
schwarze Zahlen und werde dies 
auch weiterhin tun. 

Weiter im Steigflug sind auch 
die Passagierzahlen. Endete das 
Geschäftsjahr 2017 mit dem Re-
kordwert von 1,18 Millionen 
Fluggästen, so legte man 2018 
noch einmal kräftig um 26,5 Pro-
zent zu. Insgesamt sieben Luft-
verkehrsgesellschaften flogen 
Memmingen 2018 im Linien- und 
Charterflugbetrieb an und be-
dienten dabei 50 Zielorte in Eu-
ropa, Afrika und Asien. Im laufen-
den Jahr 2019 wird trotz zweiwö-
chiger Schließung zur Sanierung 
der Start- und Landebahn zwi-
schen 17. und 30. September mit 
rund 1,65 Millionen Passagieren 
gerechnet. DK
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1.000 Schulen für unsere Welt:

Weitere Erfolgsmeldungen!
Landrat Rößle bei der Einweihung weiterer Schulen in Afrika 

Die guten Nachrichten nehmen kein Ende! Die Idee von Landrat 
Stefan Rößle, bis zum Jahr 2020 in seinem eigenen Landkreis Do-
nau-Ries zehn Schulen für Afrika zu initiieren, hat inzwischen wei-
te Kreise gezogen. Fast schon wie in einem Schneeballsystem be-
geistert ein neuer Spender weitere Freunde, die sich ihrerseits für 
Schul- und Hilfsprojekte in unserem südlichen Nachbarkontinent 
engagieren. In der kurzen Zeit kamen rund um Rößle an die hun-
dert Schulen zusammen. Jetzt war er für drei Tage mit einer Dele-
gation aus Aalen in Vilankulo/Mosambik.

Die Städte Aalen und Vilanku-
lo im afrikanischen Mosambik 
schlossen im vergangenen Jahr 
einen Städtefreundschaftsver-
trag. Daraus entstanden mittler-
weile eine ganze Reihe gemein-

wieder abgesagt werden. Zu-
dem haben nicht alle Klassen in 
den Blechhütten Schulmöbel. Es 
wäre ein großer Gewinn, wenn 
es durch weitere Spendenpro-
jekte möglich wäre, für dieses 

auch die Firma Schwabenpräzi-
sion aus Nördlingen einbezogen. 
Deren Vertreter zeigten bereits 
Interesse an einem Berufsschul-
projekt. Rößle wird ein weiteres 
Treffen koordinieren. 

Berufsausbildung muss  
ausgebaut werden

Aus Sicht des bayerischen 
Landrats wurde bei der Dele-
gationsreise deutlich, dass die 
Berufsausbildung in Mosambik 
noch ausgebaut werden muss. 
„In Mosambik legen junge Leu-
te offensichtlich ihr Augenmerk 
insbesondere darauf, nach Ab-
lauf der Schule (Primarstufe bis 
zur 7. Klasse, anschließend Se-
kundarstufe bis zur 10. bzw. 
bis zur 12. Klasse) zu studieren. 
Es entstand allgemein der Ein-
druck, dass Berufe wie Tech-
niker, Mechaniker, Elektriker 
oder auch Verwaltungsfachkräf-
te zwar dringend benötigt wer-
den, ihnen aber offensichtlich 
nicht die notwendige Bedeu-
tung beigemessen wird“, bedau-
erte Rößle. 

Bau einer Lehrküche

Anlässlich der Besichtigung 
des Berufsschulzentrums in Vi-
lankulo erfolgte gleich der Spa-
tenstich zu einem neuen Pro-
jekt, das die Herren Friedrich 
und Pleiss von der Friedrich 
Hospitality Foundation ins Le-
ben gerufen haben. Sie finan-
zieren auf dem Gelände des Be-
rufsschulzentrums in Kooperati-
on mit der Stiftung FDC den Bau 
einer Lehrküche. Friedrich und 
Pleiss möchten sich mit diesem 
Projekt an der Initiative „1.000 
Schulen für unsere Welt“ betei-
ligen. „Für die Friedrich Hospita-
lity Foundation hat eine Koope-
ration mit uns den Vorteil, dass 
sie bei den Hotelgästen mit dem 
Hinweis auf unsere Initiative 
‚1.000 Schulen für unsere Welt‘ 
unter der Schirmherrschaft von 
Bundesminister Dr. Gerd Mül-
ler werben können“, freute sich 
Rößle. Vielleicht finden sich un-
ter den künftigen Hotelgästen 
so ebenfalls weitere Mäzene; zu 
wünschen wäre es!  r

Landrat Stefan Rößle freut sich gemeinsam mit den Kindern von 
Vilankulo über die neue Schule.  r

samer Initiativen. Ziel der jüngs-
ten Delegationsreise waren zum 
einen die Einweihung von er-
folgreich abgeschlossenen Part-
ner-Projekten, gemeinsame Ar-
beitskreissitzungen und die Be-
sprechung weiterer möglicher 
Kooperationen sowie die Vertie-
fung der Städtefreundschaft. 

Initiatoren sind gefordert!

„Meistens braucht es jeman-
den, der laut sagt: ‚da machen 
wir mit‘, erläuterte Rößle. Häu-
fig sind dies seine Kolleginnen 
und Kollegen aus der Kommu-
nalpolitik; zahlreiche Landrä-
te sind inzwischen mit im Boot. 
Viel zu danken ist bei der Aale-
ner Partnerschaft dem Präsi-
denten der Deutsch-Mosambi- 
kanischen Gesellschaft, Siegfried 
Lingel, zugleich Honorargeneral-
konsul der Republik Mosambik. 
Er war der Initiator der Städte-
freundschaft und organisierte 
immer wieder Veranstaltungen, 
um Partnerschaftsprojekte wie 
z. B. die Initiative „1000 Schulen 
für unsere Welt“ in Aalen zu for-
cieren.

Vorbildliche Partnerschaft

„Zusammenfassend kann ich 
sagen, dass die gelebte Freund-
schaft zwischen den Städten 
Aalen und Vilankulo vorbildlich 
ist“, betonte Rößle. „Gemein-
sam wurden nicht nur mehrere 
Vorschul- und Schulprojekte ini- 
tiiert, sondern wichtige Vorha-
ben wie Berufsschulausbildung, 
gemeinsame kulturelle Aktivi- 
täten, Unterstützung im Bereich 
der Abfallwirtschaft und eine 
gute Zusammenarbeit mit den 
Hochschulen beider Länder ins 
Leben gerufen. Die Städte-
freundschaft wird erfolgreich 
gelebt. Die Delegationsreise hat 
hierfür sehr anschauliche und 
interessante Einblicke gegeben 
und die Basis für eine noch en-
gere und tiefere Zusammenar-
beit geschaffen.“ 

Hilfe für eine Primary School

Nach der Besichtigung der 
Stadt Vilankulo ging es direkt 
zu einer Primary School mit ins-
gesamt 1.300 Schülern, die im 
Freien bzw. teilweise in einfa-
chen Blechhütten unterrichtet 
werden. „Der Unterricht war, so 
mein Eindruck, mit den vorhan-
denen Möglichkeiten recht gut 
organisiert, er muss allerdings 
bei schlechtem Wetter immer 

sehr große Schulgelände Zug 
um Zug Gebäude zu errichten, 
damit der Unterricht verlässlich 
das ganze Jahr über stattfinden 
kann“, so Rößle. 

Neues Kulturzentrum

Am zweiten Reisetag nahmen 
die deutschen Gäste an der Ein-
weihung des neuen Kulturzen-
trums von Vilankulo teil. Die 
Kosten für die Sanierung in Hö-
he von 12.000 Euro übernahm 
die Stadt Aalen. Zahlreiche Aa-
lener Bürger spendeten jedoch 
zusätzlich. So sponserte bei-
spielsweise Armin Abele mit sei-
ner Firma Musika Aalen Musik-
instrumente im Wert von 1.250 
Euro. Siegfried Lingel wiederum 
steuerte 10.000 Euro über die 
Deutsch-Mosambikanische Ge-
sellschaft für die IT-Ausstattung 
eines Raumes bei, in dem zehn 
ausgewählte junge Menschen 
aus Vilankulo durch die Firma 
Mapal aus Aalen eine IT-Schu-
lung erhalten sollen. So finden 
die jungen Menschen hier nicht 
mehr nur Musik- und Theater-
ausbildung; vielmehr wurde ein 
sozialer Treffpunkt in der Stadt 
Vilankulo geschaffen, der für 
die weitere Entwicklung vor al-
lem der Jugend sehr viel bewir-
ken kann.

Einweihung neuer Schulen

Anschließend nahm die De-
legation an der Einweihung der 
Kurt-Raunjak-Schule teil. Un-
ter großer Beteiligung der Öf-
fentlichkeit sowie des früheren 
Staatspräsidenten von Mosam-
bik, Joaquim Chissano, wurde 
der Festakt vollzogen. Unmit-
telbar danach ging die Schule in 
Betrieb.

Gleiches gilt für die Einwei-
hung der Ingrid und Claus Alb-
recht-Schule, einer Vorschule, 
die direkt neben der Kurt-Raun-
jak-Schule errichtet wurde. 
Auch sie ging am selben Tag in 
Betrieb. Die Investitionskosten 
sowie die Betriebskosten für die 
nächsten zehn Jahre übernimmt 
Familie Albrecht komplett. 

Weil in Vilankulo auch eine 
Berufsschule geplant ist, be-
gab sich die Reisegruppe am sel-
ben Tag zur Grundstücksbesich-
tigung. Die Schule soll über die 
Deutsch-Mosambikanische Ge-
sellschaft von den Firmen Ma-
pal und VAF Bopfingen finan-
ziert werden. Auf Vorschlag von 
Landrat Rößle wird künftig in die 
Konzeption dieser Berufsschule 

Die Delegation des Verbands der exportierenden Gartenbau-
wirtschaft (EHPEA) aus Äthiopien um Geschäftsführer Tewodros 
Zewdie (hinten, Dritter von rechts) und das bfz-Team um Ingrid 
Schmidt (vorne, Zweite von rechts), Leiterin des bfz Landshut, 
wurden von Oberbürgermeister Alexander Putz empfangen. r

Landshut ist Vorbild  
für Afrika

Das bfz Landshut unterstützt die äthiopische  
Gartenbauwirtschaft beim Aufbau eines Bildungsinstituts

Landshut. Eine Delegation des Verbands der exportierenden Gar-
tenbauwirtschaft (EHPEA) aus Äthiopien hat sich bei einem drei-
tägigen Aufenthalt in Landshut unter der Regie des beruflichen 
Fortbildungszentrums (bfz) der bayerischen Wirtschaft über be-
rufliche Aus- und Weiterbildung informiert. Das bfz und seine 
überregionale Abteilung „Internationale Zusammenarbeit“ un-
terstützen den EHPEA im Rahmen eines sechsjährigen Partner-
schaftsprogramms des Bundesministeriums für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung beim Aufbau eines branchen- 
eigenen Bildungsinstituts in Äthiopien. 

Neben Workshops im bfz 
Landshut zum Aufbau von Or-
ganisations- und Verwaltungs-
strukturen, zur Entwicklung von 
Lehrinhalten und zur Vermark-
tung von Fortbildungskursen 
besuchte die Gruppe um EH-
PEA-Geschäftsführer Tewodros 

Zewdie auch das Agrarbildungs-
zentrum am Lurzenhof. Außer-
dem tauschten sich die Dele-
gationsmitglieder gemeinsam 
mit bfz-Leiterin Ingrid Schmidt 
und bfz-Projektleiter Torsten 
Schultheß bei einem kleinen 
Empfang im Rathausprunksaal 

mit Oberbürgermeister Alexan-
der Putz aus.

„Wir haben gute klimatische 
und geografische Voraussetzun-
gen für eine ertragreiche Garten-
bauwirtschaft in Äthiopien“, sag-
te Zewdie. „Bereits jetzt stammt 
ein Großteil der Schnittblumen 
in deutschen Supermärkten aus 
unserem Land und wir exportie-
ren etwa die Hälfte des äthiopi-
schen Kaffees in die Bundesre-
publik. Aber im beruflichen Bil-
dungswesen haben wir noch 
Nachholbedarf. Wir wollen mo-
derne Strukturen für Aus- und 
Fortbildung etablieren, die von 
der Wirtschaft getragen wer-
den, um die Leistung und die Er-
gebnisse unserer Branche noch 
besser zu machen.“ Aktuell seien 
rund 200.000 Menschen in der 
äthiopischen Gartenbauwirt-
schaft beschäftigt. Der Sektor 
habe im vergangenen Jahr Wa-
ren im Wert von rund 307 Millio-
nen US-Dollar exportiert und ge-
höre damit zu den fünf wichtigs-
ten Branchen des Landes.

Die Wirtschaft  
in Afrika stärken

Oberbürgermeister Putz lob-
te das Engagement des bfz und 
der afrikanischen Gäste: „Der 
entscheidende Punkt für erfolg-
reiche Entwicklungszusammen-
arbeit ist, die Wirtschaft in Af-
rika zu stärken. Nur praktische 
Hilfe zur Selbsthilfe ist langfris-
tig sinnvoll für den Kontinent 
und die Menschen. Wir freuen 
uns sehr, dass Landshut mit In-
grid Schmidt und dem bfz-Team 
einen großen Beitrag dafür leis-
ten kann.“ Zum Abschluss ihres 
Aufenthalts in Landshut besuch-
te die Delegation noch regiona-
le Gartenbaubetriebe.   r

München:
Leistungsfähige 
Infrastruktur für 
den Nahverkehr
(BBIV) München. „Minis-

terpräsident Dr. Markus Sö-
der hat gute Nachrichten 
für die bayerische Landes-
hauptstadt: Die neue U9 
wird zusammen mit der 
Zweiten S-Bahn Stammstre-
cke Münchens Nahverkehr 
zukunftssicher machen,“ 
sagte Thomas Schmid, 
Hauptgeschäftsführer des 
bayerischen Bauindustrie-
verbandes, zur Bekannt-
gabe. „Das wird eine Lö-
sung aus einem Guss. Die 
neue U9 wird die bestehen-
den U-Bahnlinien entlasten 
und das Gesamtsystem leis-
tungsfähiger machen.“ 

Durch die Umplanun-
gen kann die Leistungsfä-
higkeit der Zweiten S-Bahn 
Stammstrecke um rund 25 
Prozent gesteigert werden. 
Davon profitieren sowohl 
die Münchner wie auch 
der Ländliche Raum in Bay-
ern. Dass dafür der Bau der 
Zweiten S-Bahn Stammstre-
cke um zwei Jahre länger 
dauert, ist auf jeden Fall hin-
nehmbar,“ so Schmid.  „Nur 
mit einem leistungsfähi-
gen Schienennahverkehrs-
system hat München die  
Chance, die Klimaziele ein- 
zuhalten.  r

 Bild: Landratsamt Passau

Erdverkabelung ist jetzt eine Option 
Positive Nachricht von Wirtschaftsminister Aiwanger: 380-kV-Leitung  

von Pirach nach Pleinting kann teilweise unter der Erde verlegt werden 
Mit einer Resolution der Landkreise Passau und Rottal-Inn als 
Rückenwind gelang es jetzt Wirtschaftsminister Hubert Aiwan-
ger, den Weg für eine teilweise Erdverkabelung der geplanten 
380-kV-Leitung zwischen Pirach und Pleinting frei zu machen. 
Diese Forderung hatte Landrat Franz Meyer auch beim Besuch Ai-
wangers im Frühjahr nochmals zum Ausdruck gebracht. 

Bisher beschränkten sich die 
Planungen ausschließlich auf 
eine Freileitung. Um auch die 
Möglichkeit einer Erdverkabe-
lung prüfen zu lassen, hatten 
sich die Landräte der Landkreise 
Rottal-Inn und Passau, Michael 
Fahmüller und Franz Meyer zu-
sammen mit den Bürgermeis-
tern der betroffenen Gemein-
den mit einer Resolution an 
Bundestag und Bundesregie-
rung gewandt. Weil man sich da-
zu in Haarbach getroffen hatte, 
erhielt die Botschaft nach Ber-
lin den Namen „Haarbacher Er-
klärung“. 

Haarbacher Erklärung

Nach einer Mitteilung der 
„Taskforce Netzausbau Bayern“ 
des Bayerischen Staatsminis-
terium für Wirtschaft, Landes-
entwicklung und Energie konn-
te von „Staatsminister Hubert 
Aiwanger im Rahmen von Ver-
handlungen mit dem Bund zu 
umstrittenen Netzausbaupro-
jekten in Bayern erreicht wer-
den, dass für das noch am An-
fang stehende Projekt des Er-
satzneubaus der 380-KV-Leitung 
Pirach – Pleinting zumindest ei-

ne abschnittsweise Erdverkabe-
lung ermöglicht werden soll.“ 
Landrat Franz Meyer wertet die-
sen Erfolg der „Haarbacher Er-
klärung“ als Zeichen, wie wir-
kungsvoll eine „Region wirken 
kann, die sich einig zeigt“. 

Resolution unterzeichnet

Unterzeichner der Resolution 
sind neben den beiden Landrä-
ten die Bürgermeister der Städ-

te, Märkte und Gemeinden Ai-
denbach, Aldersbach, Beutels-
bach, Haarbach, Vilshofen a.d. 
Donau, Bad Birnbach, Bayer-
bach, Simbach am Inn, Stuben-
berg, Triftern und Wittibreut.

Nach der entsprechenden Än-
derung des Bundesbedarfsplan-
gesetzes besteht damit für die 
Firma TENNET TSO GmbH als 
Vorhabensträgerin die Möglich-
keit, in den Planungs- und Ge-
nehmigungsverfahren eine ab-
schnittsweise Erdverkabelung 
zu prüfen. Forderungen nach 
einer Erdverkabelung sollten 
dann im Rahmen der jeweiligen 
Genehmigungsverfahren einge-
bracht werden.  r

Schuldspruch ohne Strafe für Wolbergs
Mit einem Schuldspruch, aber ohne Strafe ging der Korrup- 
tionsprozess gegen den suspendierten Regensburger Ober-
bürgermeister Joachim Wolbergs zu Ende. 

Weil der 48-Jährige sich lediglich in zwei Fällen der Vorteils-
nahme schuldig gemacht habe, verkündigte die Vorsitzende 
Richterin Elke Escher einen „Fast-Freispruch“. Sein Amt im Rat-
haus darf er vorerst nicht wieder aufnehmen. Die Richterin be-
zeichnete die Folgen des Prozesses für Wolbergs als drama-
tisch, zumal die sechswöchige Untersuchungshaft die Suspen-
dierung aus dem Amts nach sich zog. Durch das Verfahren sei 
der Oberbürgermeister letztlich ruiniert, so Escher. Er sei da-
mit „bestraft fürs Leben“. An der Ermittlungsarbeit der Staats-
anwaltschaft übte das Gericht scharfe Kritik. Sie habe schwere, 
„geradezu abendteuerliche“ Fehler begangen. Letztlich zähl-
ten zwei Fälle der Vorteilsannahme im Zusammenhang mit 
Parteispenden. Dabei ging es insgesamt um 150 000 Euro. In 
den übrigen Anklagepunkten wurde er frei gesprochen.   r
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Bayerische Landräte tagen bei EDEKA Südbayern Handels Stiftung & Co. KG:

Zukunftsherausforderung 
Mobilität dominiert Agenda

Auf Einladung des Eichstätter Landrates Anton Knapp fand die 
jüngste Sitzung des Ausschusses für Wirtschaft und Verkehr des 
Bayerischen Landkreistags bei der EDEKA Südbayern Handels Stif-
tung & Co. KG statt. Diese feierte vor kurzem ihr 100-jähriges Be-
stehen. Grund genug für Anton Knapp, seinen Kolleginnen und 
Kollegen aus allen bayerischen Landkreisen die Möglichkeit zu ge-
ben, sich mit der Führungsspitze über aktuelle Themenfelder und 
Lebensmitteltrends auszutauschen sowie das neue Verwaltungs- 
und Vorstandsgebäude in Gaimersheim zu besichtigen.

Die eigentliche Sitzung des 
Ausschusses, der viermal im 
Jahr zusammen kommt, um ak-
tuelle politische und wirtschaft-
liche Entwicklungen zu beraten, 
war durch den Öffentlichen Per-
sonennahverkehr dominiert. So 
standen unter anderem ers-
te grundlegende Festlegungen 
des Bayerischen Landkreistags 
für den durch Verkehrsminis-
ter Dr. Hans Reichhart einberu-
fenen Zukunftsrat ÖPNV auf der 
Agenda. 

Auf Bedarfe Rücksicht nehmen

Die bayerischen Landrätin-
nen und Landräte erwarten 
sich vom jetzt eingesetzten Zu-
kunftsrat ÖPNV ein bayernwei-
tes aufeinander abgestimmtes 
ÖPNV-Angebot, das mit hoher 
Qualität und Zuverlässigkeit auf 
die unterschiedlichen Bedarfe in 
den Städten und im ländlichen 
Raum Rücksicht nimmt und 
durch ein landesweites Tarifsys-
tem geprägt ist. Der als Stellver-
treter in den Rat entsandte Vor-
sitzende des Ausschusses für 
Wirtschaft und Verkehr, Landrat 
Franz Löffler, ist überzeugt, dass 
ÖPNV und Mobilität insgesamt 

eine der zentralen Herausfor-
derungen der Zukunft ist: „Das 
gilt nicht nur für die Ballungs-
räume, sondern gerade auch für 
die ländlichen Räume. Dabei le-
gen wir großen Wert darauf, 
dass „Angebot vor Tarif“ gelten 
muss. Denn was hilft uns eine 
optimierte Tarifstruktur, wenn 
das Angebot nicht passt oder 
gar völlig unzureichend ist.“ 

Verknüpfung von 
Individualverkehr und ÖPNV

Landrat Franz Löffler will vor 
allem auch erreichen, dass in-
novative Mobilitätsformen ent-
wickelt werden und ein beson-
deres Augenmerk auf die Ver-
knüpfung von Individualver-
kehr und ÖPNV gelegt wird. Das 
sei gerade im ländlichen Raum 
wichtig.

Der Zukunftsrat ÖPNV wird in 
seiner Arbeit auf der gemein-
samen Erklärung aufsetzen, die 
vom Freistaat und den Kommu-
nalen Spitzenverbänden am 29. 
April 2019 im Rahmen des ÖP-
NV-Gipfels unterzeichnet wur-
de. Seine Aufgabe ist es, in den 
kommenden zwei Jahren als re-
gelmäßig tagender Beirat die 

Entwicklung der ÖPNV-Strategie 
zu begleiten und über Ziele und 
Maßnahmen zu beraten. Die 
ÖPNV-Strategie soll dazu bei-
tragen, die Systeme des ÖPNV 
im Sinne einer nachhaltig ver-
netzten Mobilität weiterzuent-
wickeln. 

Auf den Autobahnen in Bay-
ern hat sich der Verkehr in den 
letzten 30 Jahren verdoppelt. 
Die Verkehrsleistung des moto-
risierten Personenverkehrs wird 
bezogen auf das Jahr 2007 bis 
2025 um 22,5 % zunehmen. 
Auch bei der Schiene soll das 
Wachstum überproportional 
hoch ausfallen, so dass der An-
teil der Personenverkehrsleis-
tung dort von rund 8 % auf über 
10 % ansteigt. 

Akuter Handlungsbedarf

Nicht nur diese eindrucksvol-
len Zahlen, sondern auch die 
Diskussion um Klimaschutz und 
Dieselverbot belegen, dass im 
Bereich der Verkehrsentwick-
lung akuter Handlungsbedarf be-
steht. Um dem zunehmenden 
Verkehrsbedürfnis Rechnung tra- 
gen zu können, ist eine Stärkung 
des Öffentlichen Personennah-
verkehrs (ÖPNV) unumgänglich. 
Dabei sind die Herausforderun-
gen in den einzelnen Landes-
teilen höchst unterschiedlich. 
Während in und um die Bal-
lungsräume die Kapazitätsgren-
zen erreicht sind, muss in dünn 
besiedelten Landkreisen ein at-
traktiver ÖPNV oft erst flächen-
deckend aufgebaut werden. r

ÖPNV im Mittelpunkt
Gemeinsame Tagung der Landräte aus der Oberpfalz und Niederbayern in Amberg

Es ist und bleibt eine enorme Herausforderung, die die Landräte 
aus der Oberpfalz und aus Niederbayern ins Visier genommen 
haben. Die Landkreischefs wollen den öffentlichen Personen-
nahverkehr (ÖPNV) im ländlichen Raum stärken und weiter vo-
ranbringen. Ziel ist ein bayernweit aufeinander abgestimmtes 
Angebot, das auf die unterschiedlichen Bedarfe in den Ballungs-
räumen und im ländlichen Raum abgestimmt ist. Das reicht von 
Rufsystemen, wie es sie beispielsweise mit dem „Baxi“ im Land-
kreis Tirschenreuth bereits gibt, bis hin zu einem einheitlichen 
Tarifsystem. 

„Eine Herkulesaufgabe“, wie 
es der Amberg-Sulzbacher Land-
rat Richard Reisinger, Spre-
cher der Oberpfälzer Landrä-
te, auf der Pressekonferenz im 
Anschluss an die gemeinsame 
Tagung der Oberpfälzer Land-
räte mit den Kollegen aus Nie-
derbayern im Landratsamt Am-
berg-Sulzbach betonte. Dabei le-
gen die Landräte laut Reisinger 
Wert darauf, dass „im ländlichen 
Raum Angebot vor Tarif“ gelte. 

Auf Augenhöhe mit  
den Metropolen agieren

„Wir müssen den ÖPNV vor-
anbringen“, ergänzte der Spre-
cher der Landräte aus Nieder-
bayern, der Passauer Landrat 
Franz Meyer. Dabei zielt er auf 
eine Förderung vom Freistaat 
Bayern ab, um im ländlichen 
Raum „auf Augenhöhe mit den 
Metropolen agieren zu können“. 
Die Mittel seien von rund 50 
auf etwa 96 Millionen Euro ge-
stiegen, das sei gut, aber dieser 
Weg müsse auch konsequent 
weitergegangen werden, um die 
Menschen in den Flächenland-
kreisen nicht abzuhängen, hob 
Meyer hervor.

Über die Perspektiven für die 
Entwicklung des Öffentlichen 
Personennahverkehrs tausch-
ten sich die Landräte bei der Ta-
gung auch mit Ministerialdiri-
gent Karl Schumacher vom Bay-
erischen Staatsministerium für 
Wohnen, Bau und Verkehr aus. 
Der Leiter der Abteilung Ver-
netzte Mobilität und ÖPNV refe-
rierte zum Thema „Zukunft des 
ÖPNV“ und eine bedürfnisge-
rechte Mobilität mit wenig Ver-
kehr. 

Breitbandausbau  
und Mobilfunk

Aber nicht nur der ÖPNV 
brannte den Landräten unter 
den Nägeln, auch die Themen 
Breitbandausbau und Mobilfunk 
seien im ländlichen Raum von 
zentraler Bedeutung. So wünscht 
sich Landrat Franz Meyer bei-
spielsweise einen 5G-Korridor 
zwischen München und Prag. 

Langsames Internet wäre ein 
Standortnachteil für Firmen, 
deshalb müsse der Breitband-
ausbau weiter vorangetrieben 
werden. Dabei betonte Meyer 
die Spitzenpositionen von Nie-
derbayern und der Oberpfalz auf 
dem Arbeitsmarkt. Beide Bezirke 
hätten die niedrigsten Arbeitslo-
senquoten. Das sei auch beim 
Austausch mit den Geschäfts-
führern der Handwerkskammer 
Niederbayern-Oberpfalz, Dr. Ge- 
org Haber, und der Industrie- 
und Handelskammern Nieder-
bayern und Regensburg für die 
Oberpfalz/Kelheim, Alexander 
Schreiner und Dr. Jürgen Hel-
mes, deutlich gemacht worden. 
„Da liegt die Oberpfalz gut“, so 
der Passauer Landkreischef.

Flächenverbrauch

Der Präsident des Bayerischen 
Landkreistags und Deggendor-
fer Landrat Christian Bernrei-
ter ging noch auf das Thema Flä-
chenverbrauch ein. „Wir neh-
men das ernst und wollen un-
sere Heimat bewahren, die 
wirtschaftliche Entwicklung und 
die Sicherung von Arbeitsplät-
zen dürfe aber nicht darunter 
leiden. Betriebe müssen wach-
sen können“, sagte Bernreiter 
auf der Pressekonferenz. Zu-
gleich ging er auf die Definition 
von „versiegelter Fläche“ ein. 
Demnach sei sogar der Englische 
Garten in München eine ver-
siegelte Fläche. Der Präsident 
des Bayerischen Landkreistags 
sprach sich in diesem Zusam-
menhang gegen einen Zertifika-
thandel von Flächen aus. 

Digitalisierung

Zum Abschluss ging der Ge-
schäftsführer des Bayerischen 
Landkreistags, Dr. Johann Keller, 
auf das Thema Digitalisierung in 
der Verwaltung und an Schulen 
ein. Die bayerischen Landkrei-
se wollen die Digitalisierung ak-
tiv gestalten und fit sein für ei-
ne moderne Verwaltung und ei-
ne moderne Entwicklung. Da-
zu braucht es laut Dr. Keller eine 
Bayern Cloud und Personal für 

die Betreuung. Die Landkreise er- 
warten hier Unterstützung vom 
Freistaat Bayern. r

Wirtschafts- und Verkehrsausschuss zum Öffentlichen Personennahverkehr:

Perspektiven für  
den Landkreis Donau-Ries

Wie so viele Bereiche ist auch der öffentlicher Personennahver-
kehr (ÖPNV) einem immer schnelleren und unvorhersehbaren 
Wandel unterworfen. Dies gilt sowohl aus rechtlicher und finan-
zieller Sicht, als auch im Hinblick auf technische oder planeri-
sche Ausführung. Der vom Kreistag des Landkreises Donau-Ries 
im Jahr 2015 neu beschlossene Nahverkehrsplan definiert im We-
sentlichen die Buslinien, enthält aber auch Qualitätsstandards für 
die Fahrzeuge und Vorgaben für weitere Planungen, wie etwa die 
Einführung von Rufbussen. Damit deckt der Nahverkehrsplan ei-
nen Planungshorizont von etwa fünf bis zehn Jahren unter Be-
rücksichtigung der aktuell absehbaren Entwicklung ab. 

Allein dies ist Sinn und Zweck 
eines solchen. Keine Aufgabe des 
Nahverkehrsplans hingegen ist es, 
visionäre Gedanken über diesen 
zeitlichen Planungshorizont hin-
aus zu entwerfen und dabei Even-
tualitäten und mögliche Entwick-
lungen mit einzubeziehen. Hierzu 
hat sich nun Landrat Stefan Rößle 
zusammen mit seiner Verwaltung, 
Gedanken gemacht und ein Kon-
zeptpapier „Visionen ÖPNV – Zu-
kunftsperspektiven für den Land-
kreis Donau-Ries“ erarbeitet, das 
über den sprichwörtlichen Teller-
rand hinaus blickt. 

Dieses Konzeptpapier wurde 

in einem ersten Schritt, unabhän-
gig von Fragen der Finanzierung 
und Umsetzbarkeit der Ideen, zu-
sammengetragen. In einem zwei-
ten Schritt wurden die Maßnah-
men dann hinsichtlich sinnvolle 
Umsetzbarkeit, Kosten und Nut-
zen bewertet und kürzlich im Aus-
schuss des Landkreises für Wirt-
schaft, Verkehr und Technologie 
vorgestellt.

Jürgen Kunofsky, Teamleiter des 
Bereichs ÖPNV und Schülerbeför-
derung am Landratsamt, stellte 
über 30 Ideen vor, wohin sich der 
künftige öffentliche Personennah-
verkehr im Landkreis entwickeln 

könnte. Die Palette reichte von 
der Ausgestaltung der Fahrzeu-
ge (Hybridfahrzeuge, reine Elekt-
robusse, Sitzplatzoptimierung, 
W-LAN in allen Fahrzeugen) über 
flexiblere Bedienkonzepte (wie 
„Rund-um-die-Uhr-Verfügbar-
keit“) bis hin zu den Themen Auto-
nomes Fahren, E-Ticketing (Handy 
dient als Fahrkarte) und guter In-
ternet-Auftritt bzw. Bereitstellung 
der zugehörigen App. Aber auch 
völlig unkonventionelle Fahrwe-
ge und Fahrzeugarten wie der Ein-
satz von Seilbahnen (visionär An-
bindung Parkstadt an Kernstadt 
Donauwörth) oder der Einsatz von 
Flugtaxen kamen zur Sprache. 

Was heute noch wie Science- 
Fiction anmutet, kann 
bereits morgen Realität sein

Mit den Worten „was heute 
noch wie Science-Fiction anmu-
tet, kann bereits morgen Reali-
tät sein“, beschrieb Landrat Röß-
le diese Möglichkeiten, die zwar 
insbesondere in Ballungsräumen 
ihre Vorteile haben, aber auch 
im Landkreis nicht ganz ohne Be-
deutung sind. „In einigen Städten 
im Landkreis muss aktuell bereits 
die Erfahrung gemacht werden, 
dass ein Bus als konventionelles 
ÖPNV-Mittel eben auch im Stau 
steckt“, so der Landrat. 

Die Ideen dürfen aber nicht 
nur auf dem Papier bleiben. Die 
Bürgerinnen und Bürgern sollen 
in Zukunft einen flexibleren und 
den sich ändernden Ansprüchen 
gerecht werdenden ÖPNV nut-
zen können. Es wurde daher aus 
den Reihen der Kreistagsfraktio-
nen die Arbeitsgruppe „Mobilität 
der Zukunft“ eingerichtet. Diese 
soll nun konkrete und umsetzba-
re Projekte erarbeiten, die dann 
im zuständigen Ausschuss zur Be-
ratung und Beschlussfassung vor-
gelegt werden. r

Starnberger Rathauschefin wegen 
Dienstvergehen verurteilt

Zwölf Monate lang wird der Starnberger Bürgermeisterin Eva 
John wegen Verletzung der Dienstpflichten ein Zehntel der Be-
züge abgezogen. Das Verwaltungsgericht München sieht es als 
erwiesen an, dass die Rathauschefin Beschlüssen des Stadtrats 
im Zusammenhang mit Verträgen zwischen der Stadt Starnberg 
und der Deutschen Bahn AG teilweise nicht oder nicht hinrei-
chend nachgekommen ist. Nach Auffassung des Gerichts ist 
dieses Vergehen als mittelschwer einzustufen.

Entgegen der Beschlusslage habe John verspätet ein Rechts-
gutachten über die Folgen des Auslaufens der Verträge mit der 
Deutschen Bahn in Auftrag gegeben und dem Stadtrat nicht 
hinreichend Akteneinsicht in das Gutachten gewährt, urteilte 
das Gericht. Zudem seien die Fraktionen an den Gesprächen 
mit der Deutschen Bahn nicht beteiligt und der Deutschen 
Bahn der Willen des Stadtrats zur Verlängerung der Verträge 
erst verspätet mitgeteilt worden. r
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„Kurt Tucholsky hat ein-
mal gesagt, dass derjenige, 
der in der Öffentlichkeit Ke-
gel schiebt, es sich gefallen 
lassen müsse, wenn nachge-
zählt werde, wie viel er ge-
troffen habe. Wohl wahr! 
Aber niemand muss sich 
dumm anreden oder gar be-
leidigen lassen, nur weil er 
ein öffentliches Amt beklei-
det.“ Mein Chef, der Bürger-
meister, verfolgt mit großem 
Interesse die jetzt begonne-
ne Diskussion über den öffentlichen Umgang 
mit Kommunalpolitikern, insbesondere zu Fra-
gen von Stil und Sprache der Kommunikation 
im Internet. 

In der Tat befindet sich ein Teil unserer Ge-
sellschaft erkennbar in einer Ich-Falle. Nur der 
eigene Standpunkt, nur das eigene Umfeld, 
nur das eigene Interesse werden gesehen. 

Wie sonst wären Meldungen erklärbar wie 
die, dass Feuerwehrleuten bei Löscharbeiten 
die Schläuche entwunden werden, damit sich 
ein paar Spaßvögel gegenseitig nassspritzen 
können. Oder Rettungskräfte wüst beschimpft 
werden, wenn ein Krankenwagen, der erkenn-
bar im Einsatz ist, die Ausfahrt aus einer Park-
lücke versperrt. Sofern nicht gar zur Selbst- 
hilfe gegriffen wird und verstockte Verkehrs- 
teilnehmer Feuerwehrfahrzeuge eigenmäch-
tig umparken. Die Phänomene „Gaffer“ und 
„Rettungsgassenfahrer“ will ich nur andeuten. 

Für Menschen mit einer solchen Geisteshal-
tung ist es sicherlich schwer nachzuvollziehen, 
dass sich jemand einen Job antut, bei dem er 
nicht bei einem Achtstundentag, in einer Fünf-
tagewoche bei 30 Tagen Urlaub kleine Fluch-
ten der Selbstverwirklichung sucht, sondern 
effektiv 365 Tage für das Gemeinwohl einsteht 
und sich bei jedem Vorschlag, bei jeder Ent-
scheidung wie auch bei jedem Unterlassen vor 
Gremien und der Öffentlichkeit rechtfertigen 
und kritisch kontrollieren lassen muss. 

Der Kommunalpolitiker, der im Tucholsky-
schen Sinn in der Öffentlichkeit Kegel schiebt 
weiß, wie viele Schieds- und Punktrichter es 
gibt: Ratsgremien, die Lokalpresse, Bürger- 
und Wählerinitiativen, konkurrierende Par-
teien, kritische Nachbarn, stadtbekannte Son-

derlinge, innerparteiliche Ri-
valen. Alles direkt aus dem 
Handbuch der kommunalen 
Demokratie. 

Das ist okay und muss so 
sein, solange es sich um Kri-
tik und demokratische Kon-
trolle handelt, die sich an 
der Sache orientiert und  
in einem dementsprechend 
sachlichen Stil und einer an-
gemessenen Sprache vor-
getragen wird. Leider nei-
gen aber Personen, die in 

der vorbeschriebenen Ich-Falle gefangen sind, 
leicht dazu, jeden Vorschlag, jede Initiative 
und jede Entscheidung, die gegen ihre Sicht 
der Dinge steht, sogleich als persönlichen An-
griff zu werten und entsprechend loszuschla-
gen. Leserbrief- und Online-Kommentarspal-
ten der Zeitungen enthalten deshalb zuweilen 
Texte, die weit den Boden verlassen, auf dem 
eine sachliche Diskussion stehen sollte. 

Wenn gross@maul.de oder netzbeschmut-
zer@hetze.de dann so richtig abledern, frägt 
man sich unwillkürlich, wohin diese Kombina-
tion aus geistiger Armut und starken Begrif-
fen unser Land noch führen werden. Vielfach 
wird ja das Netz und werden die Sozialen Me-
dien als der Stammtisch des 21. Jahrhunderts 
bezeichnet. Schon richtig, wie der Stammtisch 
im Wirtshaus bietet das Netz einen Ort für 
den Diskurs und den Austausch von Meinun-
gen. Wenn sich aber am Stammtisch einer im 
Ton vergreift, dann kann man ihm in die Augen 
schauen und zum Schämen bringen. Im Netz, 
so scheint es, schämt sich niemand. 

Mein Chef, der Bürgermeister, ist sogar bei 
uns in unserer überschaubaren Stadt nicht vor 
Netztrollen und Pöblern mit kreativer Belei-
digungsfantasie verschont. Körperlicher At-
tacken, wie sie zu unser aller großen Entset-
zen in anderen Städten vorkamen, musste er 
sich Gott sei Dank noch nicht erwehren. Wenn 
diejenigen, die das Zusammenleben mit ihrem 
dumpfen Hass vergiften, nicht so entsetzlich 
dumm und unreflektiert wären, könnten sie 
mal über einen Satz von Michail Gorbatschow 
nachdenken: „Der Mensch muss wissen und 
spüren, dass sein Wort etwas gilt, dass seine 
Würde nicht verletzt wird, dass man ihm mit 
Vertrauen und Achtung begegnet“. 

GZ GESTERN
hat mein Chef gesagt ...

Menschen müssen  
einander mit Achtung 

begegnen

Ministerpräsident Dr. Markus Söder bei der CSU-Mittelfranken:

„Ideen statt Ideologien“
Joachim Herrmann erneut Bezirksvorsitzender 

Rednitzhembach/Mittelfranken (pmw). Mit mehr als 98 Prozent 
der Delegiertenstimmen wurde Joachim Herrmann wieder zum 
Bezirksvorsitzenden der CSU-Mittelfranken gewählt. Die vom 
Deutschen Bundestag in das Europäische Parlament gewechsel-
te bisherige stellvertretende Vorsitzende Marlene Mortler sprach 
von einem „großartigen Vertrauensbeweis“ der Basis und der De-
legierten aus den acht Kreisverbänden. 

Ähnlich gute Ergebnisse er-
hielten die stellvertretenden Be- 
zirksvorsitzenden Cornelia Gries- 
beck aus dem Landkreis Roth 
(Bezirksvorsitzende der Frauen 
Union), die Bezirksvorsitzende 
der Kommunalpoltischen Verei-

gital die Ärmel hochkrempeln“. 
Viel Applaus bekam der Mi-

nisterpräsident für seine Aussa-
ge, dass es auch „dem unermüd-
lichen Einsatz von Joachim Herr-
mann für die Sicherheit“ zu dan-
ken sei, dass die seit 1. Juli als 

cherheitskräfte verband Her-
mann mit der Zusage, bis 2023 
etwa 3.500 zusätzliche Stellen 
bei der Polizei schaffen zu wol-
len. „Die CSU steht für einen 
starken Staat, der seine Grenzen 
schützt und sichert und die Kon-
trolle darüber hat, wer in unser 
Land kommt“. 

CSU in den Kommunen  
die führende Kraft

Mit Blick auf die Kommunal-
wahlen im März nächsten Jah-
res zeigte sich der wieder ge-
wählte Bezirksvorsitzende zu-
versichtlich, dass die CSU auch 
auf kommunaler Ebene die füh-
rende Kraft bleibt: „Keine ande-
re Partei ist so vor Ort verwur-
zelt und unmittelbar mit den 
Menschen im Gespräch wie die 
CSU“. Und dass die bayerischen 
Kommunen „die stärksten in 
Deutschland sind, hat mit glaub-
würdigen Persönlichkeiten, ei-
ner schlüssigen Programmatik 
und nicht zuletzt der Unterstüt-
zung der Bayerischen Staatsre-
gierung zu tun“. 

Sechs von sieben Anträgen an 
den Parteitag fanden die mehr-
heitliche Zustimmung der Dele-
gierten. Dabei ging es unter an-
derem um ein klares Nein zur 
staatlich verordneten Quotie-
rung, die sofortige Abschaffung 
des Solidaritätszuschlages, die 
Ablehnung einer automatischen 
Erhöhung des Rundfunkbeitra-
ges, die bessere Förderung von 
Start-up-Unternehmen, die kon-
sequente Digitalisierung in kom-
munalen Verwaltungen und die 
Forderung nach einer Initiative 
zum „hybrid-elektrischen Flie-
gen“.  r

v.l.: Andreas Schalk, Cornelia Trinkl, Joachim Herrmann, Cornelia 
Griesbeck und Herbert Lindörfer. Bild: Albrecht Börner

nigung Cornelia Trinkl aus dem 
Nürnberger Land sowie Be-
zirksrat Herbert Lindörfer und 
Landtagsabgeordneter Andreas 
Schalk aus dem Ansbacher 
Raum. Gewählt wurden auch die 
weiteren Mitglieder des Bezirks-
vorstandes und die Delegierten 
in übergeordnete Gremien. 

Begeisterter Patriotismus 
statt übersteigertem 
Nationalismus 

In seinem Bericht ging der 
Bayerische Innenminister auf 
„Investitionen in die Zukunft un-
serer fränkischen Heimat“ eben-
so ein, wie negative Entwicklun-
gen in der Gesellschaft, die Er-
haltung fundamentaler Grund-
werte und den Einsatz gegen 
jedwede Form von Hass, Gewalt 
und fanatischer Intoleranz: „Wir 
stehen für eine wehrhafte De-
mokratie, die sich den Feinden 
der Freiheit entgegenstellt“. 
Übersteigertem Nationalismus 
stellte Joachim Herrmann „ei-
nen begeisterten Patriotismus“ 
entgegen, wenn es darum gehe, 
die Liebe zum deutschen Vater-
land zum Ausdruck zu bringen, 
welches zu den „freiheitlichsten, 
rechtsstaatlichsten und demo-
kratischsten Ländern der Welt“ 
zähle. 

Bewahrung der Schöpfung 

Der Bayerische Ministerprä-
sident und CSU-Vorsitzende Dr. 
Markus Söder sprach in sei-
ner Grundsatzrede unter ande-
rem davon, dass die Herausfor-
derungen der Zeit mit „Ideen 
statt Ideologie“ angegangen 
werden müssten. Er zeigte sich 
davon überzeugt, dass die CSU 
über die besseren Antworten 
verfüge. So setze seine Par-
tei beim „Thema Klima auf be-
lohnen statt betrafen“. Die Be-
wahrung der Schöpfung gehö-
re zu den ureigensten Anliegen 
der CSU. 

CSU will auch digital  
„die Ärmel hochkrempeln“ 

Mit hoher Priorität will Sö-
der die Digitalisierung vorantrei-
ben. Er setze auf künstliche In-
telligenz ebenso, wie Fortschrit-
te in der Medizin. Dazu gehöre 
auch „eine Modernisierung des 
Hochschulrechts und die Auf-
hebung des Sanierungsstaus 
bei schulischen Einrichtungen“. 
Nach Ansicht von Joachim Herr-
mann müsse die Politik „auch di-

neue Einheit installierte Grenz-
polizei seither mehr als 26.000 
Fahndungstreffer habe erzielen 
können. 

Bayern Nr. 1  
in Sachen Sicherheit 

Nach Ansicht des Innenmi-
nisters ist „Bayern in Sachen Si-
cherheit die Nr. 1 in Deutsch-
land“. Seinem Dank an die Si-

Der Protest gegen neue Stromtrassen hat sich gelohnt: Noch im 
Februar hatten Landrat Johann Kalb und die Bürgermeister bzw. 
Stellvertreter aus Wattendorf (Thomas Betz), Scheßlitz (Roland 
Kauper), Stadelhofen (Ludwig Göhl), Königsfeld (Gisela Hof-
mann), Litzendorf (Klemens Wölfel), Heiligenstadt/Oberfranken 
(Hans Göller) und Buttenheim (Michael Karmann) eine erneute 
Resolution gegen die alternative Trassenführung für das Netzaus-
bauprojekt P 44 mod., das eine Stromtrasse durch den östlichen 
Kreis Bamberg vorsieht, unterzeichnet. Jetzt teilte die „Taskforce 
Netzausbau“ im Wirtschaftsministerium mit, dass die Stromtras-
se vom Tisch ist. r

Erfolgreiche Front  
gegen den Netzausbau 

Wirtschaftsministerium informiert den Landrat Kalb:  
Keine neue Stromtrasse durch den Landkreis Bamberg 

Es wird keine neue Stromtrasse durch den Landkreis Bamberg ge-
ben. Darüber informierte die „Taskforce Netzausbau“ des Wirt-
schaftsministeriums den Bamberger Landrat Johann Kalb. Diese 
Einigung habe Wirtschaftsminister Hubert Aiwanger in Verhand-
lungen mit dem Bund und den ebenfalls beteiligten Ländern Thü-
ringen und Hessen erzielt. „Eine seit Jahren bestehende Forde-
rung der Bayerischen Staatsregierung sowie der Mandatsträger 
und der Bevölkerung aus der Region kann somit erfüllt werden.“ 

Der Landkreis Bamberg hatte 
mit sieben betroffenen Kommu-
nen mehrfach Front gegen den 
Netzentwicklungsplan 2030 der 
Bundesnetzagentur gemacht. 

Kommunen schauen  
mit Argusaugen  
auf Entwicklungen

Zuletzt hatten Landrat und 
Bürgermeister Ende Febru-
ar klar gemacht. „Die Bevölke-
rung soll wissen, dass wir hell-

wach sind und mit Argusaugen 
auf die Entwicklungen schauen 
werden“, hatten Landrat Johann 
Kalb und die Bürgermeister bzw. 
Stellvertreter aus Wattendorf 
(Thomas Betz), Scheßlitz (Ro-
land Kauper), Stadelhofen (Lud-
wig Göhl), Königsfeld (Gisela 
Hofmann), Litzendorf (Klemens 
Wölfel), Heiligenstadt / Ober-
franken (Hans Göller) und But-
tenheim (Michael Karmann) ei-
ne Resolution, mit der weitere 
Stromtrassen durch die Region 

vollumfänglich abgelehnt wer-
den, unterzeichnet. 

Erheblicher Eingriff  
in das Landschaftsbild

Bereits vorhandene Stromnet-
ze sowie weitere Infrastruktur-
projekte wie das größte Schie-
nenverkehrsprojekt Deutsche 
Einheit Nr. 8 (ICE-Neubaustre-
cke Nürnberg-Erfurt) oder die 
Autobahnen A 73 und A 70 grei-
fen nach Meinung der Vertre-
ter der Kommunen erheblich 
in das Landschaftsbild ein. „Be-
einträchtigen Sie die Menschen, 
die Landschaft und den sich gut 
entwickelnden Tourismus nicht 
zusätzlich“, so der Appell des 
Landrates und der Bürgermeis-
ter. „Eine weitere Beeinträchti-
gung der Kultur- und Erholungs-
landschaft und eine zusätzliche 
Belastung der Bevölkerung sind 
nicht mehr zumutbar.“ 

Alternativvariante hätte 
östlichen Kreis Bamberg 
durchschnitten

Der Netzentwicklungsplan 
hatte zuletzt nach Auffassung 
der kommunalpolitisch Verant-
wortlichen im Landkreis Bam-
berg eine „fachlich zweifelhaf-
te“ Verschiebung der geplanten 
Stromtrassen durch das Kreisge-
biet vorgesehen. Während die 
Ausgangsplanung des Netzaus-
bauprojektes P 44 von Altenfeld 
in Thüringen nach Grafenrhein-
feld (Unterfranken) geführt hat-
te, hätte die Alternativvarian-
te P 44 mod. von Altenfeld nach 
Ludersheim bei Nürnberg den 
östlichen Kreis Bamberg durch-
schnitten.  r

Bürgerforum in Fürstenfeldbruck:

MVV und S-Bahn vor Ort
Bei hochsommerlichen Temperaturen nahmen am Bürgerforum 
im Landratsamt Fürstenfeldbruck rund 70 Landkreisbürgerinnen 
und -bürger teil und ließen sich von den Geschäftsführern Dr. 
Bernd Rosenbusch vom MVV und Heiko Büttner von der S-Bahn 
München über aktuelle Mobilitätsthemen informieren. Landrat 
Thomas Karmasin hatte im Vorfeld die Idee zum Bürgerdialog auf-
gegriffen und den Abend moderiert. 

„Der Kreistag sowie die Städ-
te und Gemeinden im Landkreis 
haben in den vergangenen Jah-
ren vorausschauend den ÖPNV 
ausgebaut. Die erfreuliche Ent-
wicklung ermöglicht Ihnen, sie-
ben Tage die Woche rund um 
die Uhr mit 54 Bus- und Ruf- 
Taxi-Linien klimafreundlich mit 
nur einem Tarif im MVV unter-
wegs zu sein. Im vergangenen 
Jahrzehnt ist die Betriebsleis-
tung der MVV-Regionalbusse 
von 4 Mio. auf knapp 8,8 Mio. 
Nutzwagenkilometer gestiegen.  

„Trotz dieser erfreulichen Ent-
wicklung im Landkreis Fürsten-
feldbruck sind die täglichen He-
rausforderungen und Proble-
me im Nahverkehr des Ballungs-
raums München erheblich“, 
betonte Landrat Karmasin und 
bat die Anwesenden, den Abend 
mitzugestalten. Die Bürger stell-
ten viele Fragen zu den The-
men Fahrgastinformation und 
-service, Fahrzeugeinsatz und 
Zugausstattung, Fahrplanange-
bot, Infrastruktur sowie Störun-
gen im S-Bahn Betrieb.  

Zuvor informierte Dr. Rosen-
busch über angestrebte Lösun-
gen im MVV-Gebiet. Verkehr-
sentlastung und Sicherstellung 
der Mobilität sind die zentra-
len Themen. Er erläuterte, war-

um der MVV-Verbund so wich-
tig ist und dass zukünftig nur ei-
ne sinnvolle Erweiterung ohne 
Insellösungen kundenfreundli-
chen Fahr- und Ticketservice be-
deutet. 

Der neue, einfachere und 
günstigere MVV-Tarif kommt 
zum 15. 12. 2019. Weiter geht 
es nach der Einführung der Chip-
karte mit dem Ausbau des E-Ti-
cketing, um Fahrten mit Bus und 
Bahn noch attraktiver und einfa-
cher zu gestalten. Mit Blick auf 
die Politik forderte Rosenbusch 
nicht mehr nur in den Fernver-
kehr, sondern künftig massiv in 
den Nahverkehr zu investieren. 
Dazu gehören z.B. der Ausbau 
sowie die Elektrifizierung der 
Schienenstrecken, die Priori-
sierung des Schienenpersonen-
nahverkehrs bei der Verkehr-
sabwicklung an Knotenpunkten, 
die Bevorrechtigung des ÖPNV 
mit Busspuren, die Ausweitung 
des Angebotes mit noch dich-
teren Takten von Bahn und Bus, 
mehr schnelleren Tangentialver-
bindungen und einer gemein-
sam Mobilitätsplattform, da-
mit die Fahrgäste sich besser im 
Dickicht der vielen App-Anbie-
ter zurecht finden. Nicht zuletzt 
müsse das Markenmanagement 
des MVV gestärkt werden.   r
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Tel: 09451 9313-0 • www.fahnen-koessinger.de

Fahnen
Maste
Roll-Ups
Bekleidung 
uvm.

  Kommunale Neuigkeiten
Legen Sie für die Rufnummer +49 1579 2451592
einen Kontakt an und senden Sie die Nachricht 

„Start“ per WhatsApp an diese Nummer.

GZ-Newslett er
Er hal ten Sie re gel mä ßig ak tu el le Informati onen

über kom mu nal po li ti  sche Themen:
www.gemeindezeitung.de/newslett er

GZ auf folgenden 
Social Media Kanälen:

Bay. Gemeindezeitung
Eintrag Lieferanten-Nachweis 2019

Rubrik: Multifunktionale Wärmerückgewinnung
1 sp. x 80 mm

•  Ersatzleistung für Heizkessel, Kältemaschine und
 Rückkühlwerk
•  Kurze Amortisation, sicherer Betrieb
•  Keimfreie Rückgewinnung - hygienisch einwandfrei
• Nachrüstung / Sanierung im Bestand
• Wegfall von Rückkühlwerken möglich (s. 42. BImSchV)

SEW® GmbH  |  47906 Kempen  |  Tel. 02152/9156-0
www.sew-kempen.de

Vorbildprojekte in Bayern (Auswahl):
Augsburg: Klinikum • Aschaffenburg: Fachhochschule •
Bamberg: Klinikum • Bayreuth: Klinikum • Ingolstadt: Sa-
turn Arena • München: Baureferat, Dt. Flugsicherung, Klini-
kum Großhadern, Muffathalle, O2-Tower, The Charles Hotel, 
TUM, Villa Stuck • Regensburg: Universität • Schweinfurt: 
Leopoldina-Krankenhaus • Würzburg: Universität u.v.a.m.

Clever investieren - doppelt sparen
mit Ihren Lüftungs- und Klimaanlagen

Kostendämpfung mit der Wärme- /
Kälterückgewinnung von SEW®!

Kommunaler Datenschutz

Wir leben Datenschutz und Informationssicherheit. 
Für öffentliche Verwaltungen. Unsere Spezialisten beraten nicht nur. 
Sie packen auch an - zuverlässig, schnell und preiswert.
Sprechen Sie uns an! Tel. 089 - 58 80 839-0 oder info@insidas.de

www.insidas.de
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Weihnachtsbeleuchtung

bahnhofstraße 8
91233 neunkirchen a. sand
telefon: 09123/99 812 99
telefax: 09123/99 812 98
deko-jochum@t-online.de

www.deko-jochum.de

Infrastrukturanbieter

Ihr Partner für technische Systemlösungen – Innovationskraft trifft Leistung

Am Gschwend 10 • 82467 Garmisch-Partenkirchen • www.langmatz.de
Telefon +49 8821 920-0 • Fax +49 8821 920-159 • info@langmatz.de

 Ihre Ansprechpartnerin für Anzeigen: 

CONSTANZE VON HASSEL
Telefon 08171.9307-13

hassel.constanze@gemeindezeitung.de

Ihre Ansprechpartnerin für Veranstaltungen:

THERESA VON HASSEL
Telefon 08171.9307-10

hassel.theresa@gemeindezeitung.de
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Vorschau auf GZ 15/16
In unserer Ausgabe Nr. 15/16, die am 1. August 2019 
erscheint, behandeln wir folgende Fachthemen:
• Wasser · Abwasser
• Kommunaler Bau
• Ortskernbelebung · Renovierung · Denkmalschutz
• Freizeitanlagen · Tourismus
• Kommunale Museen und Bibliotheken

Goldener Ehrenring für  
Landshuts Alt-OB Hans Rampf 

Besondere Ehre für Landshuts Altoberbürgermeister Hans Rampf: 
Im Rahmen des Sommerempfangs des Rathauses wurde er von 
seinem Nachfolger Alexander Putz mit dem Goldenen Ehrenring 
für seine Verdienste um die Stadt ausgezeichnet. 

Rathauschef Putz würdigte 
in seiner Laudatio die Verdiens-
te seines Vorgängers. Die nie-
derbayerische Regierungshaupt-
stadt zähle heute mit einem Ein-
wohnerplus von 15 Prozent in 
den vergangenen zehn Jahren zu 
den drei am stärksten wachsen-
den kreisfreien Städten in Bay-
ern. Große internationale Un-
ternehmen und der traditionell 
starke Mittelstand trügen zu ei-
nem historischen Tief der Ar-
beitslosenquote und einem Re-
kordniveau bei der sozialversi-
cherungspflichtigen Beschäfti-
gung bei. 

In seiner Zeit als Rathauschef 
von 2005 bis 2016 habe Rampf 
wichtige Weichenstellungen in 
allen Bereichen vorgenommen, 
beispielsweise mit dem konse-
quenten Ausbau des Kinderbe-
treuungsangebots, der Sanierung 
von Schulen, dem Bau des Bio-
masseheizkraftwerks oder der 

Umgestaltung der Neustadt, des 
Bismarckplatzes und des Kaser-
nengeländes. 

„Durch das starke Bevölke-
rungswachstum, die dynamische 
wirtschaftliche Entwicklung, aber 
auch durch die Belebung der Kul-
tur- und Gastronomieszene ist 
Landshut moderner, man kann 
auch sagen ‚großstädtischer‘ ge-
worden“, hob Putz hervor. Die 
Entwicklung von einer Mittel-
stadt hin zu einer „kleinen Groß-
stadt“ habe Rampf stadtplane-
risch angemessen begleitet. 

In der Bevölkerung sei der Alt-
OB vor allem auch wegen seines 
sozialen Engagements und sei-
ner volksnahen Amtsführung ge-
schätzt worden. Aus einer ehe-
maligen Spendenaktion anläss-
lich Rampfs 60. Geburtstag ist 
Putz zufolge die Stiftung OB-Di-
rekthilfe entstanden, die bis heu-
te zahlreiche Landshuter Bürger 
finanziell unterstützt. DK

Niederbayerischer Integrationspreis 2019: 

Vorbildlicher Dienst  
am Menschen 

Initiativen und Projekte aus den Landkreisen Rottal-Inn und Re-
gen sowie aus den Städten Grafenau und Landshut wurden in der 
Regierungshauptstadt mit dem niederbayerischen Integrations-
preis ausgezeichnet. Innenstaatssekretär Gerhard Eck und Regie-
rungspräsident Rainer Haselbeck gratulierten den diesjährigen 
Preisträgern, die sich über ein Preisgeld in Höhe von insgesamt 
5.000 Euro freuen konnten. 

Mit einem Preisgeld in Höhe 
von 2.000 Euro wurde das Pro-
jekt „Sprach- und Kulturmittler“ 
der Landkreise Rottal-Inn und 
Regen bedacht. Als Sprach- und 
Kulturmittler können sich be-
reits gut integrierte Migrantin-
nen und Migranten an der Inte-
gration von Neuzugewanderten 

beteiligen. Auf ehrenamtlicher 
Basis geben sie ihre Erfahrun-
gen weiter und helfen so, kul-
turelle Hindernisse und sprach-
liche Barrieren zu überwinden. 

Karin Dempewolf und Tabeja  
Lederer aus Grafenau (Preis-
geld 1.500 Euro) wurden für ihr 
jahrzehntelanges ehrenamtli-

ches Engagement für die Be-
wohner der heutigen Gemein-
schaftsunterkunft Grafenau ge- 
ehrt. Die beiden Frauen unter-
stützen die Bewohner der Un-
terkunft in vielen Lebensberei-
chen. Besonders liegen ihnen 
die Kinder am Herzen, mit de-
nen sie regelmäßig basteln, ba-
cken und spielen. 

Jugendsozialprojekt 
 „Porschestraße“ 

Um Kinder geht es auch beim 
Jugendsozialprojekt „Porsche-
straße“ (Preisgeld 1.500 Euro): 
Hier bietet der Stadtjugendring 
sozial benachteiligten Kindern 
Schwimmkurse an. Das Ange-
bot richtet sich insbesondere 
an Kinder mit Migrationshinter-
grund, deren Eltern ihren Kin-
dern das Schwimmen selbst 
nicht beibringen können. 

Ein friedliches und solidari-
sches Gemeinwesen könne auf 
Dauer nur bestehen, wenn man 

einander mit Respekt und Ach-
tung begegne, unterstrich In-
nenstaatssekretär Gerhard Eck. 
Dazu zählten auch Diskurs- und 
Kritikfähigkeit und ein vorur-
teilsfreies Miteinander.

Vermittlung von  
Alltagskompetenzen  
und Werten 

Laut Eck fordert Bayern Inte-
gration aber nicht nur konse-
quent ein, sondern fördert sie 
auch nachhaltig. „Dazu haben 
wir ein bundesweit beispiello-
ses Maßnahmenpaket auf den 
Weg gebracht. Wir fördern die 
Vermittlung von Alltagskom-
petenzen und unserer Wer-
te. Wichtig ist auch die deut-
sche Sprache – denn sie ist der 
Schlüssel für Verständigung und 
gelingende Integration“, zeig-
te sich der Innenstaatssekretär 
überzeugt. 

Regierungspräsident Rainer 
Haselbeck dankte den Geehr-
ten für ihre Arbeit und sprach 
von einem großen Dienst an 
den Menschen und für unsere 
gesamte Gesellschaft“. Integra-
tion sei der Schlüssel zu allem, 
wenn es um ein lebenswertes 
und menschliches Zusammen-
leben gehe. DK
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